
 
 

Hans Poerschke 

 

 

Zwischen wissenschaftlichem Anspruch 
und Parteiauftrag 

 

 

Marxistisch-leninistische Journalismus-Theorie in Leipzig 

Die ersten Jahre (1952 bis 1956) 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

2003 



2 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
„Die bürgerliche Zeitungswissenschaft war ein 
Stiefkind der bürgerlichen Universität. Die 
junge, marxistische Pressewissenschaft bean-
sprucht, für voll genommen zu werden. Sie will 
sich nach streng wissenschaftlichen Grundsät-
zen aufbauen.“ 
(Hermann Budzislawski, Universitätsarchiv 
Leipzig, Journ. Fak 118, Bl. 3.) 
 
„Die Wissenschaft von der Journalistik ist eine 
äußerst wichtige politische Wissenschaft, eine 
Waffe des Klassenkampfes. Sie ist ein Zweig 
der marxistisch-leninistischen Gesellschafts-
wissenschaft.“  
(Abteilung Agitation/Propaganda des ZK der 
SED: Richtlinie für die Arbeit der Fakultät für 
Journalistik - Entwurf - vom 6. 12. 1957. 
SAPMO-BArch, DY 30 V2/9.04/230, Bl. 28) 
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Einleitung 

Es scheint einigermaßen müßig zu sein, ein Dutzend Jahre nach ihrem 
Untergang noch viele Gedanken an die Sektion Journalistik der 
Leipziger Karl-Marx-Universität zu verschwenden. Die Grabreden für 
das „Rote Kloster“ sind längst gehalten, ihr Tenor war zumeist 
eindeutig und unmissverständlich. Und selbst Gerechte oder gar 
Wohlmeinende, auch solche gab es, konnten nicht der alten Regel 
folgen, nur Gutes über die Verblichene zu sagen. 
Eines aber waren die Grabreden nicht und konnten sie auch nicht sein: 
eine auf nüchterner Analyse beruhende Bilanz dessen, was in Leipzig 
getan wurde und geschehen ist. Eine Bilanz, die weder beschönigt noch 
pauschal verdammt, sondern die Wirklichkeit in aller ihrer Wider-
sprüchlichkeit zu erfassen und das Ergebnis auf dieser Grundlage sach-
lich und unbeeindruckt von zeitgemäßen Konjunkturen zu werten 
sucht. Und die eben deshalb nicht nur die einen zu erbauen, die andern 
zu erbittern vermöchte, wie erwähnte Grabreden, sondern die für alle, 
die sich unvoreingenommen mit der Geschichte befassen wollen und 
denen die Abhängigkeit der Wissenschaft von gesellschaftlichen 
Zwängen nicht nur im verflossenen Realsozialismus ein Problem ist, 
interessant und lehrreich sein könnte. Zu einer solchen Bilanz soll das 
Folgende beitragen, soweit das der gewählte thematische Ausschnitt 
und der durch Herkunft und Erfahrungen geprägte Blickwinkel des Au-
tors ermöglichen und natürlich, soweit ihm das gelingt, was er sich 
vorgenommen hat. 
Mit dieser Arbeit wird ein erster Versuch unternommen, den in Leipzig 
eingeschlagenen Weg der Theoriebildung und das auf ihm gewonnene 
Journalismuskonzept zu rekonstruieren. Warum ein solches Unterneh-
men? 
Die Leipziger Journalistikwissenschaft war am Werdegang von Presse, 
Radio und Fernsehen der DDR beteiligt – so gut wie nicht mit Einfluss 
auf die politische Konzeption, nach der sie geleitet und gestaltet wur-
den, stärker über die Ausbildung von Journalisten und in gewissem 
Maße durch Einwirken auf die alltägliche journalistische Praxis. Sie 
war in Aufstieg wie Untergang des Versuchs einer sozialistischen Al-
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ternative auf deutschem Boden verwickelt, und es bleibt zu bilanzieren, 
was sie zu beidem beigetragen hat. 
Immer wieder einmal ist die Frage gestellt worden, was von der 
Leipziger Journalistik als Wissenschaft geblieben ist. Die Antwort ist 
nur auf der Basis gründlicher Analyse zu gewinnen, und sie wird für 
verschiedene Bereiche und unter verschiedenen Aspekten vermutlich 
unterschiedlich ausfallen. Besonders kompliziert ist es, die Frage für 
das Feld der Theorie des Journalismus im engeren Sinne zu beantwor-
ten. Es ist aber auch besonders dringlich, da es sich hier um eine für die 
Wertung anderer Bereiche der Journalistikwissenschaft wichtige Me-
taebene handelt. 
Freilich darf man nicht vergessen, dass die Entwicklung der Journalis-
tikwissenschaft nur ein bescheidener, um nicht zu sagen: randständiger, 
Teil der Wissenschaftsentwicklung in der DDR gewesen ist. Bei star-
ker Praxisorientierung war theoretische Kreativität nicht ihre Stärke. 
Die theoretischen Bemühungen um den Journalismus sind aber dessen 
ungeachtet durchaus interessant, weil sie erstens auf ein wichtiges, in 
der Bearbeitung durch verschiedene Gesellschaftswissenschaften defi-
zitäres, in der gesellschaftlichen Praxis zunehmend prekäres Gebiet 
gerichtet waren, und weil zweitens die Fakultät für Journalistik, später 
Sektion Journalistik, wegen der Schlüsselbedeutung der Medien be-
sonders eng an die Politik angebunden und der Abteilung Agitation des 
ZK der SED direkt unterstellt war. Deswegen erscheint es mir als 
dringlich und vielleicht auch lehrreich, die in Leipzig geleistete theore-
tische Arbeit unter dem Gesichtspunkt der Eigenständigkeit und Eigen-
verantwortung der Wissenschaft aufzuarbeiten. 
Im vorliegenden Text geht es zunächst um die erste Etappe theoreti-
scher Selbstverständigung vom Anfang bis in die Mitte der fünfziger 
Jahre an der Leipziger Stätte akademischer Journalistenausbildung, die 
damals als Institut für Publizistik und Zeitungswissenschaft, ab 1954 
als Fakultät für Journalistik arbeitete. 
Die damals angetreten waren, in Leipzig eine marxistische, sozialisti-
sche Journalistik zu begründen, und die an ihrer Ausarbeitung teilnah-
men, wollten damit eine gesellschaftliche Ordnung schaffen helfen, in 
der die einfachen Menschen von Ausbeutung und Unterdrückung be-
freit leben, in der es nie wieder Faschismus und Krieg geben kann. Sie 
wollten den Menschen helfen, zunehmend bewusst, selbstbewusst und 
selbstbestimmt an der Gestaltung ihrer gesellschaftlichen Verhältnisse 
teilzunehmen. Kurzum: es ging ihnen um eine Wissenschaft, die Be-
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dingungen und Wege erkunden will, unter und auf denen der Journa-
lismus als Mittel und Feld der Emanzipation wirken kann. 

Es ist ein verwickeltes Problem und in der heutigen Diskussion nicht 
eben leicht zu vertreten, dass ein emanzipatorischer Anspruch – wie er 
auch immer verstanden wurde und wie widerspruchsvoll man sich in 
der wissenschaftlichen Arbeit zu ihm immer real verhielt – denen zu-
gebilligt werden muss, die bewusst an der Ausarbeitung einer marxisti-
schen Journalistik als Wissenschaft teilnahmen (eingerechnet, dass 
nicht alle sich über diesen Anspruch Rechenschaft ablegten, dass auch 
an dieser wie an allen möglichen Unternehmungen Gleichgültige und 
Opportunisten beteiligt sein mochten, schließlich, dass emanzipatori-
sche Intentionen und opportunistische Verhaltensweisen zwar im Prin-
zip schwer vereinbar sind, im Leben aber weniger schwer). 

Man kann der damaligen Theorieentwicklung nicht gerecht werden, 
wenn man sie nicht an diesem ihrem eigenen Anspruch misst. Und das 
ist auch um des Ziels der hier unternommenen Rekonstruktion willen 
unerlässlich. Die Widersprüche der kapitalistischen Ordnung, zu deren 
Überwindung das damalige Journalistik-Projekt beitragen sollte, sind 
alles andere als erledigt. Sie haben sich weltweit bis zur akuten Unter-
grabung der Grundlagen menschlicher Existenz verschärft. Es ist über-
aus dringlich – und keineswegs durch neue Informationstechnologien 
obsolet geworden – zu klären, inwieweit Journalismus erforderlich ist 
und welche Qualitäten er haben muss, wenn öffentliche Kommunikati-
on möglich werden soll, die Wege zu zukunftssichernden gesellschaft-
lichen Alternativen eröffnen kann. 
In den ersten Nachkriegsjahren hatten sich am Leipziger Institut für 
Publizistik und Zeitungswissenschaft Antifaschisten zusammengefun-
den, die auf unterschiedliche politische Lebenswege – mit der KPD 
oder der SPD verbunden – zurückblickten, die unterschiedliche Erfah-
rungen des antifaschistischen Kampfes und der Verfolgung gewonnen 
und an unterschiedlichen Orten in der Emigration gelebt hatten. Sie 
alle waren journalistische Praktiker, aber mit unterschiedlichem Bil-
dungsweg und in unterschiedlichen journalistischen Kulturen gewach-
sen – von der illegalen und legalen KPD-Presse und dem Deutschen 
Freiheitssender 29,8 über die „Weltbühne“ bis zur Tätigkeit als Ghost-
writer in der großbürgerlichen Presse der USA. Erfahrungen in der 
wissenschaftlichen Arbeit und ihrer Organisation und Leitung mussten 
sie alle im Vorwärtsschreiten gewinnen. 
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Unter ihrer Leitung arbeiteten junge Menschen, die, in der Zeit des Fa-
schismus groß geworden und mehr oder weniger durch die Schrecken 
des Krieges gegangen, in einem auf Antifaschismus gegründeten, auf 
Frieden und Sozialismus gerichteten gesellschaftlichen Neubeginn ihre 
Perspektive sahen, die sie voller Elan und Begeisterung mitgestalten 
wollten. 
Die wissenschaftliche Arbeit begann in der Zeit, in der die SED zur 
planmäßigen Schaffung der Grundlagen des Sozialismus in der DDR 
überging. Den Beschluss der 2. Parteikonferenz der SED vom 9. bis 12. 
Juli 1952 fassten die Leipziger als Signal auf, alles für theoretische 
Begründung eines Journalismus zu tun, der den Anforderungen bei der 
Gestaltung einer neuen Gesellschaft gewachsen war. 
Die gesellschaftliche wie die wissenschaftliche Aufgabe waren in der 
Hochzeit des Kalten Krieges nur unter den Umständen und als Teil der 
erbitterten Auseinandersetzung der beiden Gesellschaftssysteme zu 
verwirklichen – einer Auseinandersetzung, die für alle Beteiligten ein 
Grunderlebnis mit im einzelnen sehr verschiedenen Erfahrungen war. 
Übereinstimmung bestand aber darin, dass die politische und ideologi-
sche Sicherung der Macht der – wie es verstanden wurde – Arbeiter-
klasse die erste Bedingung dafür war, neue gesellschaftliche Verhält-
nisse zu gestalten und die Menschen dafür zu gewinnen. 
Und wohl alle waren darin einig, dass nur die SED die Führung auf 
dem von ihr vorgezeichneten Weg übernehmen konnte. Ihre Entwick-
lung zur marxistisch-leninistischen Kampfpartei, zur einer an Lenin 
und vielmehr noch an Stalin orientierten „Partei neuen Typus“ war für 
die einen, für den Direktor des Instituts Wilhelm Eildermann bei-
spielsweise, eine logische Konsequenz auch aus ihrem Lebensweg. Für 
Hermann Budzislawski, damals Professor für internationales Pressewe-
sen, war das die für eine solche historische Aufgabe einzig real gege-
bene und auch notwendige Form der Organisation und Disziplin, die er 
sich zu eigen machen und zu der er seine politische und journalistische 
Erfahrung in Bezug setzen wollte und musste – ein um so schmerzhaf-
terer Prozess, da er als Westemigrant prompt in die Mühlen parteilicher 
Maßregelung geriet. 
Das gleiche galt auch für das Verhältnis von Partei und Presse, seine 
Gestaltung nach dem Bilde der „Lenin-Stalinschen Lehre von der Pres-
se neuen Typs“, zu der seit der 2. Pressekonferenz des ZK kühner vor-
wärts geschritten und in deren Namen auch die Leipziger akademische 
Ausbildung für journalistischen Nachwuchs ins Leben gerufen wurde. 
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Diese gesellschaftlichen und individuellen Umstände bestimmten den 
Blickwinkel, unter dem man damals begann, sich mit dem Journalis-
mus theoretisch zu beschäftigen, und in ihnen war angelegt, dass bei 
grundlegender Übereinstimmung in An- und Absichten unterschiedli-
che Sichtweisen, auch Widersprüche zwischen verschiedenen Leipzi-
ger Akteuren sowie zwischen theoretischer Erkenntnis und politischer 
Praxis zutage treten mussten. Diese Widersprüche sind das eigentlich 
Interessante an der Entwicklung der wissenschaftlichen Arbeit. Der 
Umgang mit ihnen prägte das geistige Klima, die Qualität der erreich-
ten theoretischen Erkenntnis und ihr Verhältnis zur politischen wie 
journalistischen Praxis in der DDR in hohem Maße. 
Über die Anfänge systematischer theoretischer Arbeit am Leipziger 
Institut für Publizistik und Zeitungswissenschaft geben die ersten Pub-
likationen vom Anfang der fünfziger Jahre Auskunft, die sich in gerin-
ger Zahl in verschiedenen Bibliotheken erhalten haben. Am Beginn 
steht das Protokoll der ersten theoretischen Konferenz des Instituts im 
Herbst 1952 unter dem Thema „Die Lehren aus Stalins Werk ‘Über 
den Marxismus und die Fragen der Sprachwissenschaft’ für die Presse-
arbeit und die Zeitungswissenschaft" (im folgenden Stalinkonferenz 
genannt)1. Es zeugt von gemeinsamen Positionen und unterschiedlichen 
Sichtweisen in der Diskussion darüber, wie der Platz und die Funktion 
des Journalismus in der aufzubauenden neuen Gesellschaft zu bestim-
men seien, und es enthält erste Vorstellungen, wie die angestrebte mar-
xistische Journalistikwissenschaft inhaltlich und methodisch beschaf-
fen sein sollte. Ein Jahr später meldete sich das Institut zum ersten Mal 
in der Presse, in der wissenschaftlichen Beilage der an Studenten und 
junge Akademiker gerichteten FDJ-Wochenzeitung „Forum“, mit ei-
nem Beitrag zu methodologischen Fragen der Pressegeschichte zu 
Wort, auf den ich erst kürzlich über eine Literaturangabe in einem alten 
Lehrbrief gestoßen bin und den ich in den Anhang aufgenommen ha-
be.2 Er ist nicht nur von fachlichem Interesse ist, sondern auch ein inte-

                                                           
1 Verband der Presse (Hrsg.): Die Lehren aus Stalins Werk „Über den Marxismus 

und die Fragen der Sprachwissenschaft“ für die Pressearbeit und die Zeitungswis-
senschaft. Protokoll der Theoretischen Konferenz des Instituts für Publizistik und 
Zeitungswissenschaft der Universität Leipzig vom 27. bis 28. September 1952. o. 
O. u. o. J. (Schriftenreihe für journalistische Schulung des VdP, Heft 7), S. 21. 

2 Institut für Publizistik und Zeitungswissenschaft, Leipzig: Die Anwendung einiger 
Thesen aus Stalins Arbeit „Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR“ 
auf Fragen der Pressegeschichte. In: Forum, Wissenschaftliche Beilage, Jg. 1953, 
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ressantes Dokument für Eigenarten wissenschaftlichen Publizierens zu 
Zeiten des Stalinkults: das Erfordernis, die neuesten genialen Thesen 
des Führers des Weltsozialismus zu bestätigen, bot die Gelegenheit, 
Ergebnisse eigenen wissenschaftlichen Nachdenkens in die Öffentlich-
keit zu bringen, wohin sie ohne diesen Anlass vermutlich nie gekom-
men wären. Im Jahre 1954 veröffentlichte Dietrich Schmidt in der Wis-
senschaftlichen Zeitschrift der Karl-Marx-Universität seinen Aufsatz 
„Über die Journalistik als Wissenschaft“, dem Hermann Budzislawski 
bescheinigte, eine Zusammenfassung und zum Teil auch Weiterent-
wicklung der im Jahr vor der Gründung der Fakultät für Journalistik 
geführten Diskussion über den Gegenstand der Journalistik als Wissen-
schaft zu bieten3. Schmidt gab eine erste systematische, bis auf den 
heutigen Tag anregende Antwort auf die Frage, was sich ergebe, wenn 
man mit der Methode des dialektischen und historischen Materialismus 
an die Erscheinungen des Pressewesens herangeht, und welche Per-
spektiven sich für eine marxistisch-journalistische Wissenschaft eröff-
nen. In den darauffolgenden Jahren wurde dann das zunächst Skizzierte 
in einer Reihe von ursprünglich für das Fernstudium der Journalistik 
bestimmten, in der Tat aber auch im Direktstudium genutzten Lehrbrie-
fen nach verschiedenen Seiten hin ausgearbeitet. 
Heute die Wege und Ergebnisse damaligen Nachdenkens zu rekonstru-
ieren setzt voraus, dass vieles überhaupt wieder ans Licht geholt wird. 
Manches ist vergessen, hat nicht die später Gekommenen, nie eine brei-
tere Öffentlichkeit erreicht. Das liegt nicht nur am natürlichen Gang 
der Dinge – in einem halben Jahrhundert wird viel vergessen, weil 
scheinbar oder wirklich von der Entwicklung überholt. Fast für ein 
Jahrzehnt vom Ende der sechziger Jahre an wurde – vom nunmehrigen 
Dekan der Fakultät Emil Dusiska initiiert und mit unzureichender Pra-
xisverbindung sowie mit dem Nachholbedarf an empirischer Forschung 
scheinbar begründet – die mit dem Namen von Hermann Budzislawski 
verbundene Tradition historischer Forschung und theoretischen Nach-
denkens unterbrochen und für obsolet erklärt. Auch ist die erste Perio-
de der Leipziger Journalistik kaum Gegenstand wissenschaftshistori-

                                                                                                                               
Nr. 16. 

3 Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft. In: Wissenschaftliche 
Zeitschrift der Karl-Marx-Universität Leipzig. Gesellschafts- und sprachwissen-
schaftliche Reihe, 4. Jg. (1954/55), H. 1/2, S. 5. 
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scher Betrachtung geworden.4 Es erwies sich deshalb als notwendig, 
aus den alten Materialien ausführlich zu zitieren, was der Flüssigkeit 
des Textes vermutlich nicht immer zugute kommt. 
Zum Verständnis damaliger Aussagen und Kontroversen war es nötig, 
ihren zeitgeschichtlichen Hintergrund einzubeziehen; in erster Linie 
die Entwicklung der Strategie der SED – vor allem, aber nicht nur auf 
dem Felde der ideologischen Arbeit, der Medienpolitik. Außerdem die 
Quellen, anhand derer Erkenntnisse anderer Wissenschaften (Philoso-
phie, Ästhetik, Literaturwissenschaft u. a. m.) genutzt wurden, die als 
Anhaltspunkte für die Lösung theoretischer Probleme auf dem Gebiet 
des Journalismus dienten. Die Konjunktur von Paradigmen in vorgela-
gerten oder benachbarten Wissenschaften und die Art ihrer Anwen-
dung erklären in nicht geringem Maße Entwicklungen in der Journalis-
                                                           
4 Elisabeth M. Herrmann skizzierte Anfang der sechziger Jahre „Grundzüge der mar-

xistisch-leninistischen Pressetheorie“, erstmals veröffentlicht in den Heften 4/1960 
sowie 1 und 4/1961 der Zeitschrift „Publizistik“. Sie stützte sich weitgehend auf 
Materialien aus Leipzig, wollte aber nicht speziell die dort geleistete Arbeit analy-
sieren, sondern die marxistisch-leninistische Pressetheorie und –politik generell 
charakterisieren. Sie begrenzte ihr Anliegen darauf, als Vorarbeit zunächst das in 
der Bundesrepublik meist nicht zugängliche Material zusammenzufassen und in 
systematischer Form zu referieren. (E. M. Herrmann: Zur Theorie und Praxis der 
Presse in der Sowjetischen Besatzungszone. Berlin 1963. Vgl. S. 50) 

 Gudrun Traumann bietet in ihrer Arbeit über die Fakultät für Journalistik der 
Leipziger Universität zu unserem Thema nur eine kurze Sammlung bruchstückhaf-
ter und ziemlich willkürlich ausgewählte Aussagen, die ein begründetes Urteil über 
die theoretischen Bemühungen der Leipziger nicht gestatten. (Gudrun Traumann: 
Journalistik in der DDR, München-Pullach, Berlin 1971) 

 Verena Blaum setzt mit ihrer Untersuchung „Marxismus-Leninismus, Massen-
kommunikation – Zum Gegenstand der Journalistikwissenschaft in der DDR“ 
(München 1980) erst gegen Ende der sechziger Jahre ein. 

 Der Autor hat sich in zwei Aufsätzen mit dieser Periode beschäftigt, von denen der 
erste 1984 zum dreißigsten Jahrestag der Fakultätsgründung veröffentlicht wurde, 
während der zweite eine erste Skizze zur vorliegenden Arbeit darstellt: 
Poerschke, Hans: Der erste Grundriß unserer Wissenschaft. Über die theoretische 
Arbeit im Vorfeld der Gründung der Fakultät für Journalistik. In: Theorie und Pra-
xis des sozialistischen Journalismus, Leipzig, 12(1984)4, S. 213 - 219; 
Poerschke, Hans: Anfänge marxistischer Journalistik - zwischen wissenschaftli-
chem Anspruch und Parteikonzept. In: Universität im Aufbruch - Leipzig 1945 - 
1956. Beiträge des siebenten Walter-Markov-Kolloquiums. Herausgegeben von 
Manfred Neuhaus und Helmut Seidel. Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen 2002, S. 
134 - 139. 
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tikwissenschaft (wie auch in der westlichen Publizistik-, Zeitungs- und 
Kommunikationswissenschaft). Auch dafür mussten für heutiges Ver-
ständnis hinreichende Belege beigebracht werden. 

* * * 
Die Arbeit an diesem Thema bedeutete für mich auch und nicht zuletzt, 
persönlich Bilanz zu ziehen über dreißig Jahre mehr oder weniger akti-
ver Mitwirkung an der in Leipzig betriebenen theoretischen Arbeit; 
eine Bilanz des eigenen Anteils an dem, was erreicht und was nicht 
erreicht, was geschrieben und was verschwiegen oder nicht berührt 
wurde. Ich bin damit selbst sozusagen der erste Adressat dieser Arbeit, 
auf die in ihrem Verlaufe gewonnenen Ergebnisse zur Selbstvergewis-
serung für weiteres Tun angewiesen. Da die Geschichte von vorn be-
gonnen werden muss und weil wegen nunmehr sehr eingeschränkter 
Arbeitsbedingungen nur bescheidene Schritte möglich rede ich hier 
zunächst von einem Arbeitsabschnitt, an dem ich noch nicht beteiligt 
war. Dabei ist mir wohl bewusst, dass der aus mittlerweile gewonnener 
Einsicht und Erfahrung erwachsene und der Sache einzig dienliche kri-
tische Maßstab auch an die Ergebnisse der eigenen Arbeit und an mei-
ne Beiträge zur damaligen wissenschaftlichen Diskussion anzulegen 
sein wird und dass damit der schwierigste Teil dieses Unternehmens 
noch vor mir liegt. Den Vorwurf, heute kritische Fragen zu stellen, die 
viel früher am Platze gewesen wären, muss ich mir wohl – ungeachtet 
aller ins Feld zu führenden gesellschaftlichen Umstände – gefallen las-
sen. Er ändert aber nichts daran, dass sie gestellt und so gut wie mög-
lich beantwortet werden müssen. 
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Der Ausgangspunkt:  
Die Presse als politische Institution 

Das dringendste praktische Bedürfnis, das alle an der ersten theoreti-
schen Verständigung Beteiligten leitete, bestand darin zu klären, was 
die Presse dazu beitragen konnte, den Prozess tiefgreifender Verände-
rung aller Lebensbereiche der Gesellschaft und der gesamten Lebens-
weise der Menschen politisch zu führen, wie sie wirksam in die unver-
meidliche, in den zugespitzten Formen des Kalten Krieges verlaufende 
Klassen- und Systemauseinandersetzung eingreifen konnte und wie sie 
selbst – in Abgrenzung zu der entgegengesetzten Klasseninteressen 
dienenden bürgerlichen Presse - zu gestalten war. Dieses praktische 
Bedürfnis und die Erfahrungen, die die Presse der deutschen Arbeiter-
bewegung in ihrer Auseinandersetzung mit dem Machtapparat und den 
Medien der herrschenden Klassen in der kapitalistischen Gesellschaft 
gewonnen hatte und die für die Älteren unter den Leipziger Journalis-
tikwissenschaftlern persönliche Lebenserfahrungen waren, bestimmten 
den Blickwinkel, unter dem die theoretische Arbeit aufgenommen wur-
de. Den Klassen- und in diesem Sinne politischen Bezug der Presse 
aufzudecken wurde als wichtigste Pflicht und entscheidender Vorzug 
der marxistischen Methoden- und Gegenstandsauffassung betrachtet, 
ihn zu ignorieren oder zu verschleiern als entscheidender Mangel der 
herkömmlichen, bürgerlichen Publizistik- und Zeitungswissenschaft 
gekennzeichnet.5 
Deshalb begann die theoretische Arbeit damit, dass die Presse als poli-
tische Institution bestimmt wurde, und zwar in dem Sinne, dass, wie im 
Lehrbrief 1 zur Deutschen Pressegeschichte formuliert, alle Institutio-
nen, die den Klassen im Kampf um Herrschaft oder bei deren Festi-
gung und Aufrechterhaltung unmittelbar dienen, politische Institutio-
nen sind. Am ausführlichsten und klarsten wird dieser Zusammenhang 
von Schmidt formuliert:  

„Die Presse ist in der Klassengesellschaft entstanden, und sie ge-
hört deshalb zu den politischen Institutionen, weil sie die ideologi-
schen Anschauungen der Klassen unmittelbar und in engstem Zu-
sammenhang mit den praktisch-politischen Aktionen der Klassen 
vertritt. Die Gesetze des Klassenkampfes bestimmen nicht nur die 

                                                           
5 Vgl. Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 5. 
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politische Richtung der Presse, sondern sie beeinflussen in ent-
scheidender Weise auch die Wirksamkeit und die Art der Anwen-
dung der objektiven spezifischen Gesetzmäßigkeiten des Pressewe-
sens und der Journalistik. Sie prägen auch den Anschauungen der 
Klassen über die Presse, den wissenschaftlichen Pressetheorien, 
den journalistischen Moralprinzipien usw. ihren Stempel auf.“6  

Als eine Möglichkeit, für die wissenschaftliche Untersuchung des 
Journalismus die gesellschaftstheoretische Ausgangsposition im Mar-
xismus-Leninismus zu gewinnen, wurde das Kategorienpaar Basis – 
Überbau begriffen, das die Voraussetzung bieten sollte, den Standort 
der Presse in den ideologischen Verhältnissen der Gesellschaft und die 
Art ihrer Einwirkung auf die Gestaltung der materiellen Verhältnisse 
zu klären. Als erster äußerte sich dazu Wilhelm Eildermann in seinem 
Referat auf der Stalinkonferenz:  

„Als politische Institution muß die Presse dem ideologischen Über-
bau der Gesellschaft zugerechnet werden, denn sie hilft entweder 
die Basis, die ökonomische Struktur der Gesellschaft in der gegebe-
nen Etappe ihrer Entwicklung verteidigen, festigen und sichern, o-
der sie arbeitet als Träger der ideologischen Elemente eines neuen 
Überbaus an der Zerstörung der alten Basis.“7  

Die Bestimmung der Presse als Bestandteil des Überbaus und die Frage 
nach deren Platz in ihm ist übereinstimmender Ausgangspunkt aller 
frühen theoretischen Aussagen der Journalistikwissenschaft. Was das 
für die Auffassung von Presse und Journalismus bedeutete und warum 
diese Einordnung in der uns überlieferten Weise erfolgte, das läßt sich 
allerdings erst aus dem Anfang der fünfziger Jahre vorherrschenden 
Umgang mit den Kategorien „Basis“ und „Überbau“ erschließen. Der 
muss deshalb im folgenden etwas eingehender betrachtet werden, auch 
wenn das möglicherweise als Abweichen vom Thema erscheinen mag. 
Noch aus einem zweiten Grunde muss ich darauf eingehen. In meinem 
Aufsatz aus dem Jahre 1984 habe ich in dem Drange, die lange Jahre 
verschütteten, genauer: verdrängten Anfänge theoretischer Arbeit in 
Leipzig als anknüpfenswert wieder ins Bewusstsein zu heben, behaup-
tet, dass mit dem Ausgehen vom Überbaubegriff der Ausgangspunkt 
für eine materialistische Begründung des Journalismus gefunden wor-

                                                           
6 Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 6. 
7 Die Lehren aus Stalins Werk, S. 21. 
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den sei8. Diese damals ohne Beweis vorgebrachte Behauptung muss ich 
heute – ausführlicher, als ich das in einem Diskussionsbeitrag Ende 
19999 getan habe – mit erheblichen Vorbehalten versehen. Und zwar 
aus Gründen, die sowohl im damaligen Gebrauch der Begriffe „Basis“ 
und „Überbau“ allgemein wie in Bezug auf den Journalismus liegen als 
auch, grundsätzlicher noch, im Stellenwert, den dieses Begriffspaar 
überhaupt für eine materialistische Begründung des Journalismus aus 
den Zusammenhängen des gesellschaftlichen Lebens besitzt.  

Exkurs 1: Zur Stalinschen Auffassung von Basis und 
Überbau und ihren Wirkungen 
Dass das Kategorienpaar „Basis – Überbau“ zur Grundlage theoreti-
scher Betrachtung der Presse gemacht wurde und wie das geschah, 
hängt nicht zuletzt damit zusammen, dass diese Begriffe damals eine 
besondere Konjunktur erlebten. Stalin hatte sich mit ihnen in seiner 
Arbeit „Der Marxismus und die Fragen der Sprachwissenschaft“ be-
faßt, die 1951 in der DDR erschienen war10, und er hatte damit, so 
wurde es hochoffiziell verkündet, der Welt eine wissenschaftliche Re-
volution beschert. So erklärte Walter Ulbricht von der Tribüne der 2. 
Parteikonferenz der SED im Juli 1952:  

„Die Stalinschen Großbauten des Kommunismus und die geniale 
theoretische Arbeit Stalins ‚Der Marxismus und die Fragen der 
Sprachwissenschaft‘ haben eine neue Epoche in der Geschichte der 
Entwicklung der Wissenschaften eingeleitet... Auf allen Gebieten 
müssen breiteste wissenschaftliche Diskussionen in Gang kommen... 
Die sektiererischen Hemmnisse gegenüber diesen offenen Diskussi-
onen in unseren eigenen Reihen, besonders auch bei unseren Ge-
nossen Wissenschaftlern, müssen aufs schnellste überwunden wer-
den.“ 11 

Die „offene Diskussion“ war mit einer theoretischen Konferenz der 
Abteilung Propaganda beim ZK der SED im Juni 1951 eröffnet wor-

                                                           
8 Vgl. Poerschke, Hans: Der erste Grundriß unserer Wissenschaft, S. 214. 
9 Vgl. Poerschke, Hans: Anfänge marxistischer Journalistik, S. 136. 
10 Stalin, J. W.: Der Marxismus und die Fragen der Sprachwissenschaft. Berlin 1951. 
11 Zitiert nach: Die Lehren aus Stalins Werk, S. 8. 
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den, auf der Fred Oelßner12 das Referat hielt. 13 An diese zentrale Kon-
ferenz schlossen sich, auf ihren Thesen fußend, analoge Veranstaltun-
gen in vielen wissenschaftlichen Institutionen an. Zu ihnen gehörte 
auch die Konferenz des Instituts für Publizistik und Zeitungswissen-
schaft „Die Lehren aus Stalins Werk ‘Über den Marxismus und die 
Fragen der Sprachwissenschaft’ für die Pressearbeit und die Zeitungs-
wissenschaft“ Ende September 1952. Auch auf ihr ging man davon aus, 
dass von Stalin eine wissenschaftliche Revolution eingeleitet worden 
sei und dass seine neuen Thesen für die Theorie des dialektischen und 
historischen Materialismus ermöglichten, die Stellung und Rolle der 
Presse im gesellschaftlichen Leben zu analysieren und daraus wichtige 
Schlussfolgerungen für die Arbeit der Presse und die Aufgaben der 
Zeitungswissenschaft zu ziehen.14  
Die Konferenz des Instituts erhielt übrigens eine besondere Note durch 
die Teilnahme Hermann Dunckers, eines namhaften Veteranen der 
marxistischen deutschen Arbeiterbewegung, der schon auf der Konfe-
renz des ZK der SED mit einem größeren Beitrag aufgetreten war und 
damit nicht eben die Begeisterung der Veranstalter ausgelöst hatte.15 

* * * 

Wenn von dem Begriffspaar „Basis“ und „Überbau“ die Rede ist, dann 
gilt als wichtigste Bezugsquelle gemeinhin die folgende Passage aus 
Marx’ berühmtem Vorwort „Zur Kritik der Politischen Ökonomie“ von 
1859: 

„In der gesellschaftlichen Produktion ihres Lebens gehen die Men-
schen bestimmte, notwendige, von ihrem Willen unabhängige Ver-

                                                           
12 Fred Oelßner (1903 - 1977), Wirtschaftswissenschaftler, Mitglied des Politbüros 

des ZK der SED, Chefredakteur der theoretischen Zeitschrift des ZK "Einheit". 
13 Die Bedeutung der Arbeiten des Genossen Stalin über den Marxismus und die Fra-

gen der Sprachwissenschaft für die Entwicklung der Wissenschaften. Protokoll der 
Theoretischen Konferenz der Abt. Propaganda beim ZK der SED am 23./24. Juni 
1951 in Berlin. Berlin 1952. 

14 Vgl. Die Lehren aus Stalins Werk, S. 20. 
15 Hermann Duncker (1874 - 1960), marxistischer Wissenschaftler und Propagandist,  

gehörte seit 1893 der SPD an. Er war Mitbegründer der Spartakusgruppe und 1918 
der KPD, in der er die Arbeiterbildung organisierte. In der DDR war er von 1949 
bis zu seinem Tode Rektor der Gewerkschaftshochschule.  
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hältnisse ein, Produktionsverhältnisse, die einer bestimmten Ent-
wicklungsstufe ihrer materiellen Produktivkräfte entsprechen. Die 
Gesamtheit dieser Produktionsverhältnisse bildet die ökonomische 
Struktur der Gesellschaft, die reale Basis, worauf sich ein juristi-
scher und politischer Überbau erhebt und welcher bestimmte ge-
sellschaftliche Bewusstseinsformen entsprechen... Auf einer gewis-
sen Stufe ihrer Entwicklung geraten die materiellen Produktivkräfte 
der Gesellschaft in Widerspruch mit den vorhandenen Produktions-
verhältnissen oder, was nur ein juristischer Ausdruck dafür ist, mit 
den Eigentumsverhältnissen, innerhalb deren sie sich bisher bewegt 
hatten. Aus Entwicklungsformen der Produktivkräfte schlagen diese 
Verhältnisse in Fesseln derselben um. Es tritt dann eine Epoche so-
zialer Revolution ein. Mit der Veränderung der ökonomischen 
Grundlage wälzt sich der ganze ungeheure Überbau langsamer o-
der rascher um. In der Betrachtung solcher Umwälzungen muß man 
stets unterscheiden zwischen der materiellen, naturwissenschaftlich 
treu zu konstatierenden Umwälzung in den ökonomischen Produkti-
onsbedingungen und den juristischen, politischen, religiösen, künst-
lerischen oder philosophischen, kurz, ideologischen Formen, worin 
sich die Menschen dieses Konflikts bewusst werden und ihn aus-
fechten.“16  

Das war auch Anfang der fünfziger Jahre so, als sich dann Stalin mit 
den Beziehungen zwischen Basis und Überbau befasste und nach Mei-
nung zeitgenössischer Autoritäten die Marxschen Gedanken weiter-
führte und wesentlich bereicherte. Wir können uns fürs erste auf Her-
mann Dunckers Diskussionsbeitrag auf der Theoretischen Konferenz 
des ZK beziehen, wenn wir eine nüchterne Wertung der als epochal 
und genial gefeierten Leistung Stalins gewinnen wollen. Duncker hat 
sich als disziplinierter Genosse nicht direkt gegen diese euphorische 
Würdigung gewandt. Er wies schlicht darauf hin, dass bei Stalin im 
Kern nichts Neues, theoretisch über Marx Hinausgehendes zu finden 
sei. Auf Marx‘ Aussagen zu Grundsätzen des historischen Materialis-
mus im Vorwort „Zur Kritik der Politischen Ökonomie“ und im „Kapi-
tal“ bezogen, stellte er fest: 

„Wenn wir es genauer analysieren, so finden wir, dass sämtliche 
drei Besonderheiten, die wir aus der Stalinschen Schrift kennen, 

                                                           
16 Marx, Karl: Zur Kritik der Politischen Ökonomie In: Karl Marx, Friedrich Engels: 

Werke, Bd. 13, S. 8. 
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eben schon in diesen fünf Grundsätzen von Marx enthalten sind... 
dass Marx (schon in den vierziger Jahren) diese klassisch geniale 
Formulierung gefunden hat, die auch Stalin als Krönung seiner 
ganzen Darstellung an den Schluss setzt.“17  

                                                           
17 Die Bedeutung der Arbeiten des Genossen Stalin, S. 123 f. 

Die Bemerkungen Hermann Dunckers veranlassten übrigens Hanna Wolf, Rektorin 
der Parteihochschule der SED, zu einer –mit Sicherheit von der Konferenzleitung 
für nötig befundenen – Replik und diese dann Hermann Duncker zu einer Erwide-
rung, die beide so kennzeichnend für die Umgangsformen unter der Herrschaft von 
Personenkult und Dogmatismus sind, dass ich mir eine Wiedergabe der Kernsätze 
nicht versagen kann. 

 Wolf: 

 „Genosse Duncker hat uns sehr richtig auf die Bedeutung der Marx-Engelsschen 
wissenschaftlichen Definitionen des dialektischen und historischen Materialismus 
hingewiesen.. Er hat uns auch darauf hingewiesen, dass im berühmten Vorwort zur 
‘Kritik der politischen Ökonomie’ die erste Quelle dieser Erkenntnisse zu suchen 
ist. Das ist sehr richtig, und dafür sind wir ihm dankbar. Aber die Proportion, in der 
er seine weiteren Ausführungen gemacht hat, ist politisch falsch. Man kann nicht 
zehn Minuten oder eine Viertelstunde lang über die Bedeutung von Marx und En-
gels sprechen und Stalin mit einem Satz abfertigen: ‘Stalin hat das einfach popula-
risiert.’ Das gibt eine falsche Perspektive. 

 Ich betone noch einmal, dass das nicht so sehr für Genossen Duncker bestimmt 
war, sondern ich sage das für die jungen Genossen, die die politischen Schattierun-
gen noch nicht so erkennen können. Auch in einem Diskussionsbeitrag kommt es 
darauf an, die Dinge in eine richtige Proportion zu bringen. Es ist sehr wichtig, dass 
man die Genialität der Werke von Marx und Engels betont und dass sie unsere 
Lehrmeister sind, aber es ist notwendig, weil wir politische Menschen sind, dies in 
das entsprechende Verhältnis zur Bedeutung von der Theorie Lenins und Stalins zu 
bringen. (Starker Beifall) 

 ...In dem Diskussionsbeitrag des Genossen Duncker klang eine Tendenz an, Wider-
sprüche zu konstruieren zwischen Marx und Engels einerseits und Stalin anderer-
seits. Ich sage deshalb ‘konstruieren’, weil man solche Widersprüche nicht finden 
kann. Ich spreche auch deshalb darüber, weil eine solche Tendenz bei manchen 
jungen Genossen vorhanden ist, und manche Genossen machen sich einen ‘Sport’ 
daraus, solche Widersprüche zu suchen, und glauben, dadurch wissenschaftliche 
Arbeit zu leisten. In Wirklichkeit aber ist es ein Zeichen der Unreife und der unge-
nügenden marxistischen Schulung. Wenn ich diese Sache anprangere, so tue ich es 
nicht, um Genossen Duncker zu kritisieren oder ihm Ratschläge zu geben. Wir alle 
kennen Genossen Duncker und wissen, bei ihm ist es nicht gefährlich. Aber für 
manche jungen Genossen, die noch nicht  so viele Erfahrungen in politischen Dis-
kussionen haben, ist es wichtig, dass man darauf hinweist. Es kommt darauf an, un-
serer Jugend zu zeigen, dass alles, was Lenin und Stalin getan haben, eine Weiter-
entwicklung des Marxismus ist.“ (S. 213 f.) 
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Wenn er anschließend meinte: „...es gibt keinen Gegensatz zwischen 
Marx und Stalin in dieser Beziehung“18, können wir ihm allerdings 
nicht zustimmen. Stalin hat die Marxsche Basis-Überbau-Auffassung 
in mehrfacher Hinsicht vergröbert, entstellt und politisch instrumentali-
siert, und das hat sich auch auf die Vorstellungen vom Journalismus als 
Bestandteil des Überbaus wohl ausgewirkt. 
Erstens: 
Für Marx, in seinem Vorwort „Zur Kritik der Politischen Ökonomie“ 
von 1859, ist, wie wir sahen, der Überbau die über der widerspruchs-
vollen Gesamtheit der Produktionsverhältnisse einer Gesellschaft sich 
erhebende, ebenso widerspruchsvolle Gesamtheit der „ideologischen 
Formen, worin die Menschen sich dieses Konflikts (zwischen Produkti-
onsverhältnissen und Produktivkräften) bewusst werden und ihn aus-
fechten“. Stalin hingegen betrachtet offenbar allein die Produktions-
verhältnisse des in der Gesellschaft vorherrschenden, deren Charakter 
letztlich bestimmenden Typs als ökonomische Struktur der Gesell-
schaft, als ihre Basis, im sowjetischen Modell also die unter gewaltsa-
mer Ausschaltung aller anderen selbst mit – mindestens administrativer 
– Gewalt geschaffenen staats- oder (vermeintlich) kollektivsozialisti-
schen Produktionsverhältnisse. Anders ist seine Aussage nicht zu ver-
stehen, der Überbau werde von der Basis  

„gerade dazu geschaffen, um ihr zu dienen, um ihr aktiv zu helfen, 
ihre bestimmte Form anzunehmen und sich zu festigen, um aktiv für 
die Beseitigung der alten, überlebten Basis samt ihrem alten Über-
bau zu kämpfen.“ Und Stalin weiter: „Der Überbau braucht nur 
diese seine dienende Rolle aufzugeben, ...braucht nur von der Posi-
tion der aktiven Verteidigung seiner Basis auf die Position einer 

                                                                                                                               
 Duncker: 

 „Unsere Genossin Hanna Wolf glaubte, an meinen Ausführungen nicht heraushören 
zu können, wie ich im großen und ganzen das Werk Stalins einschätze. Darauf 
muss ich doch bemerken, dass ich hier gestern nur über einen Punkt habe sprechen 
wollen, der mir einer Klarstellung bedürftig zu sein schien und eben auch einer 
Klärung bedürftig ist. Eben zu dem Punkt, wieweit eine ökonomische Basis oder 
ökonomische Grundlage vorhanden ist, wenn man die Produktion gewissermaßen 
aus ihr herauslöst. Das ist der Punkt, über den ich selber mich im unklaren fühlte, 
und den habe ich hier vortragen wollen. Aber im übrigen - das muss ich hier schon 
aussprechen - glaube ich, dass ich tief ergriffen und erfüllt bin von der ungeheuren 
Bedeutung, die Stalins Werk für die Arbeiterbewegung hat...“ (263 f.) 

18 Ebenda. 
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gleichgültigen Einstellung zu ihr, auf die Position einer undifferen-
zierten Einstellung zu den Klassen überzugehen, und er büßt seine 
Eigenschaft ein und hört auf, Überbau zu sein.“19 

Genau in diesem Sinne wurde das in der nachfolgenden wissenschaftli-
chen Diskussion auch aufgefasst. Gegen „Genossen an einigen Hoch-
schulen“ gewandt, nach deren Meinung es in der DDR eine gemischte 
Basis gebe, zu der neben der volkseigenen Wirtschaft auch die kapita-
listischen Betriebe und die einfache Warenwirtschaft der Bauern ge-
hörten, meinte Oelßner auf der Theoretischen Konferenz des ZK, Sta-
lin spreche davon, dass jede Gesellschaftsformation ihre eigene öko-
nomische Basis besitzt. Daraus sei klar ersichtlich, dass er nur die sozi-
alistischen Produktionsverhältnisse als eigene ökonomische Basis der 
sozialistischen Gesellschaft im Auge habe, und nicht die des Kapita-
lismus oder der einfachen Warenproduktion. Im Übrigen gehe aus Sta-
lins Worten eindeutig hervor, dass die alten Produktionsverhältnisse 
nicht zur sozialistischen Basis gehören, dass vielmehr der Überbau die 
Aufgabe hat, der neuen Gesellschaft zu helfen, ihnen den Rest zu ge-
ben, sie zu beseitigen20.  
Oelßner stellte gegen die kritisierte Auffassung ein anderes Verständ-
nis der „Gesamtheit der Produktionsverhältnisse der Menschen“: Da-
runter verstehe der Marxismus  

„alle Seiten des Reproduktionsprozesses der materiellen Güter als 
Existenzbedingung der Gesellschaft, also im Kapitalismus nicht nur 
das Ausbeutungsverhältnis zwischen Kapitalisten und Arbeitern in 
den Betrieben, sondern auch die Bedingungen der Realisierung, den 
Austausch, die Verteilung und die Konsumtion, wobei die unmittel-
baren Produktionsbeziehungen das bestimmende Element sind. „21  

Diese Interpretation hatte noch ein Vierteljahrhundert später maßgebli-
chen Einfluß. Im 1979 erschienenen dritten Band der Geschichte der 
marxistisch-leninistischen Philosophie in der DDR wird den Anhä-
ngern der „gemischten Basis“ eine mechanische Auffassung vorgewor-
fen, die eine bestimmte für die Übergangsperiode charakteristische 
ökonomische Struktur verallgemeinere, damit aber weder den Charak-

                                                           
19 Stalin, J. W.: Der Marxismus und die Fragen der Sprachwissenschaft, S. 7 f. 
20 Vgl. Oelßner, Fred: Eine neue Etappe der marxistischen politischen Ökonomie. 

Berlin 1953, S. 32. 
21 Ebenda, S. 31 f. 
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ter der sich herausbildenden sozialistischen Produktionsverhältnisse 
richtig erfassen noch die Aufgaben zu deren Festigung bestimmen kön-
ne.22  

Gottfried Stiehler nahm zu dieser Kontroverse 1987 meiner Auffassung 
nach treffend Stellung, indem er ausführte, dass Marx mit „Gesamtheit 
der Produktionsverhältnisse“ im Vorwort zur „Kritik der Politischen 
Ökonomie“ keineswegs lediglich das Ganze der Phasen des Reproduk-
tionsprozesses – Produktion, Distribution, Zirkulation, Konsumtion – 
bezeichnete,  

„sondern die Gesamtheit der in einer konkreten Gesellschaft vor-
handenen Eigentumsformen und der damit verknüpften, ihnen ent-
sprechenden Distributions-, Zirkulations- und Konsumtionsverhält-
nisse. Eben das ist die ökonomische Struktur einer Gesellschaft. Sie 
ist für jedes Land spezifisch, besitzt aber zugleich allgemeine We-
senszüge, wie sie der betreffenden Formation eigen sind. Unter-
schiede zwischen den einzelnen Ländern treten im Rahmen der all-
gemeinen Formationsbestimmtheit auf... Dass dies die sachgerechte 
Bestimmung des Wesens von Basis und Überbau ist, ergibt sich 
auch aus der Erwägung, dass der Überbau der Reflex der Verhält-
nisse der Basis ist; die Besonderheiten der Basis, die Unterschied-
lichkeit und der Entwicklungsgrad der Eigentumsformen sind es, 
die gesetzmäßig ihren Ausdruck in den politischen, juristischen und 
geistigen Verhältnissen der Gesellschaft finden. Anderenfalls müss-
te der Überbau in Ländern des gleichen Formationstyps in allen 
Aspekten absolut gleich sein. Das stimmt aber nicht mit der Realität 
überein.“23  

So wurde also bei Stalin und bei denen, die sich auf ihn beriefen, aus 
dem Überbau als der widerspruchsvollen Gesamtheit ideologischer An-
schauungen und Institutionen, in und mit denen die aus den verschie-
denen in einer Gesellschaft vorhandenen Produktionsverhältnissen er-
wachsende Interessen verfochten, die Widersprüche zwischen diesen 
ausgetragen werden, ein monolithischer Herrschaftsapparat in den 
Händen der herrschenden Klasse. 

                                                           
22 Vgl. Zur Geschichte der marxistisch-leninistischen Philosophie in der DDR. Band 

3, Berlin 1979, S. 531. 
23 Stiehler Gottfried: Dialektik und Gesellschaftswissenschaften. Berlin 1987, S. 153. 
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Was den von uns betrachteten Zeitraum anbelangt, ist für unser Thema 
wichtig, dass die von Stalin ausgehende und von der SED-Führung 
aufgegriffene, die Dialektik zwecks politischer Instrumentalisierung 
vergewaltigende Verkürzung der Gesamtheit der Produktionsverhält-
nisse auf die sozialistischen und damit die Erklärung der anderen au-
ßerdem vorhandenen Produktionsverhältnisse zu der sozialistischen 
Gesellschaft fremden, ja, feindlichen, eine theoretische Rechtfertigung 
lieferte für die voluntaristische, auf administrativen Zwang setzende 
Politik, die in die Krise des Jahres 1953 geführt hat und nie selbstkri-
tisch überwunden wurde. 
Eildermann erklärte auf dieser damals und noch lange später unbestrit-
tenen Linie: Aus Stalins Definition gehe klar hervor, dass der Überbau 
keineswegs alle gesellschaftlichen Anschauungen und ihnen entspre-
chenden Organisationen und Institutionen umfasst. Wenn die Basis 
antagonistisch sei, habe der Überbau ausgesprochenen Klassencharak-
ter. Er sei ein Instrument in den Händen der herrschenden Klassen, die 
unterdrückten Klassen im Zaum zu halten.24 Dass diese Verkürzung 
Folgen für das Journalismuskonzept haben musste, liegt auf der Hand. 
Bei der soeben beschriebenen Sachlage entstand nun das Problem, wie 
man die proletarischen Ideen und Theorien, den wissenschaftlichen 
Sozialismus, die proletarische Partei usw., an deren Charakter als 
Überbauerscheinungen es keinen Zweifel gab, zum Überbau der kapita-
listischen Gesellschaft in Bezug zu setzen hat. Oelßner erklärte dazu 
auf der Theoretischen Konferenz des ZK salomonisch: Sie entstünden 
und entwickelten sich „in einer Zeit, in der die kapitalistische Basis 
besteht“. Einige Genossen sähen darin einen Widerspruch, den sie nur 
zu lösen vermögen, indem sie den Marxismus zum kapitalistischen 
Überbau rechnen. „Konsequenterweise müssten diese Genossen also 
den Marxismus als kapitalistische Klassenideologie betrachten.“ Sie 
seien in die ausweglose Lage von Buchstabengelehrten, von Talmudis-
ten geraten.25 
Oelßner setzte unter Preisgabe der Dialektik die Bedingtheit einer Er-
scheinung durch das Kapitalverhältnis unzulässig gleich mit ihrer Ge-
bundenheit an die Bourgeoisie als einen der Pole dieses Verhältnisses. 
Weiter argumentierte er dann freilich, dass, da die kapitalistische Basis 

                                                           
24 Vgl. Die Lehren aus Stalins Werk, S. 21. 
25 Vgl. Die Bedeutung der Arbeiten des Genossen Stalin, S. 32 f. 
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den Klassenantagonismus von Bourgeoisie und Proletariat enthalte, 
dieser Widerspruch auch auf den Überbau übertragen werde; dass also 
nicht nur der kapitalistische Überbau, bürgerliche Ideen, der bürgerli-
che Staat usw. entstehen, sondern zugleich fortschrittliche Ideen und 
Theorien, politische und andere Organisationen, die den Klassenbedin-
gungen des Proletariats entsprechen. Und obwohl er zuvor den „ent-
scheidenden Umstand“ vermerkt hatte, dass es im Kapitalismus noch 
keine Elemente des Sozialismus geben könne, erklärte er nun: 

„Der Klassenkampf in der bürgerlichen Gesellschaft kann nun dazu 
führen und führt dazu, dass im Schoße der alten Gesellschaft Ele-
mente eines neuen Überbaus heranwachsen, fortschrittliche Ideen 
und Organisationen, die schließlich den alten Überbau, genauer, 
seinen entscheidenden Teil den Staat, vernichten und einen neuen 
Überbau, einen neuen Staat errichten, mit dessen Hilfe die alte Ba-
sis vernichtet und eine neuen Basis geschaffen wird.“26  

Auf dem Wege der Popularisierung für die Journalisten wurden diese 
Thesen noch vereindeutigt und vereinfacht. Im 1952 vom Verband der 
Deutschen Presse herausgegebenen Heft 2 der Schriftenreihe für jour-
nalistische Schulung antwortete Ernst Hoffmann auf die Frage, ob der 
Marxismus-Leninismus zum Überbau gehöre, dass er zum geistigen 
Leben der Gesellschaft und im Sozialismus auch zum Überbau gehöre. 
Anders sei das im Kapitalismus, wo er zwar zum geistigen Leben, nicht 
aber zum Überbau gehöre, da der die kapitalistischen Produktionsver-
hältnisse, also ausschließlich die Interessen der Bourgeoisie als Klasse 
widerspiegle. Zudem führe der Überbau des Kapitalismus den schärfs-
ten Kampf gegen den Marxismus-Leninismus als Theorie und Partei. 

„Unter den Verhältnissen des Kapitalismus ... gehören die fort-
schrittlichen Ideen, also auch der Marxismus-Leninismus, nicht zum 
Überbau. Es gibt nicht gleichzeitig zwei Überbauten. Es gibt nur 
einen einzigen Überbau zu einer bestimmten Zeit, zu einer bestimm-
ten Basis. Der Überbau wird von der Basis produziert, um ihr zu 
dienen. Der Überbau einer antagonistischen Gesellschaft macht 
aber nicht das gesamte geistige Leben dieser Gesellschaft aus. Au-
ßer dem Überbau und den herrschenden Ideen gibt es die unter-
drückten Ideen, die Ideen der unterdrückten Klasse.“27 

                                                           
26 Ebenda. 
27 Hoffmann, Ernst: Was kann der Journalist aus J. W. Stalins Werk „Der Marxuismus 

und die Fragen der Sprachwissenschaft“ lernen? Schriftenreihe für journalistische 
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In diesem Sinne formulierte Eildermann, die Presse als politische Insti-
tution müsse dem ideologischen Überbau der Gesellschaft zugerechnet 
werden, „denn sie hilft entweder die Basis, die ökonomische Struktur 
der Gesellschaft in der gegebenen Etappe ihrer Entwicklung verteidi-
gen, festigen und sichern, oder sie arbeitet als Träger der ideologi-
schen Elemente eines neuen Überbaus an der Zerstörung der alten Ba-
sis.“28  
An dieser Stelle hat übrigens Hermann Duncker in die Diskussion auf 
der Stalinkonferenz eingegriffen und versucht, die von Eildermann 
vorgetragene Überbauvorstellung zu korrigieren: 

„Natürlich gehört die Presse als ideologisches, geistiges Erzeugnis 
einer bestimmten Gesellschaft dem 'Überbau' an. Ganz gleich, was 
das für eine Presse ist, eine kapitalistische oder auch die sozialisti-
sche Presse. Auch die letztere gehört zum Überbau, zum Überbau 
der bürgerlichen Gesellschaft, in der sie von der Arbeiterklasse ge-
schaffen worden ist, nicht um die kapitalistische Basis zu festigen, 
sondern um sie zu untergraben. Wir brauchen nicht davor zurück-
zuschrecken, die Arbeiterpresse auch als einen Bestandteil des gan-
zen ideologischen Überbaus der Gesellschaft anzusehen, die also in 
der Basis antagonistisch ist - im Gegensatz von Kapitalisten und 
Proletariat - auch antagonistisch in ihrem Überbau sein muss, 
wenn die Ausgebeuteten und Elenden zu einem eigenen Klassenbe-
wusstsein erwachen und das in ihren Zeitungen ausprägen.“29  

Duncker fand mit seinen Argumenten kein - zumindest kein positives - 
Gehör. Wie ungelegen sein Einwand kam, geht daraus hervor, dass der 
Bericht über die Konferenz in der Wissenschaftlichen Zeitschrift der 
Karl-Marx-Universität diesen Teil seines Diskussionsbeitrags mit kei-
ner Silbe erwähnt.30 Gut zwei Jahre später heißt es nach wie vor:  

„Natürlich gehört die Arbeiterpresse n i c h t  zu den Institutionen 
des h e r r s c h e n d e n  kapitalistischen Überbaus, die die beste-

                                                                                                                               
Schulung, Heft 2. Verband der Presse, Berlin 1952, S. 25. 

28 Die Lehren aus Stalins Werk, S. 21. 
29 Die Lehren aus Stalins Werk, S. 102. 
30 Vgl. Claus, Werner: Bericht über die theoretische Konferenz des Instituts (für Pub-

lizistik und Zeitungswissenschaft) am 27. und 28. September 1952. In: Wissen-
schaftliche Zeitschrift der Karl-Marx-Universität Leipzig. Gesellschafts- und 
sprachwissenschaftliche Reihe, Jg. 1952/53, H. 3, S. 147-150. 
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hende Basis zu erhalten und zu festigen bestrebt sind und von denen 
in der Stalinschen Definition die Rede ist. Im Gegenteil... Die Tat-
sache, dass die Arbeiterpresse im Kapitalismus die Propagandistin 
des wissenschaftlichen Sozialismus und Organisator der Massen 
zur Beseitigung der alten Gesellschaftsordnung ist, stempelt sie ... 
bereits zu einem Träger v o n  E l e m e n t e n  d e s  k ü n f t i g e n  
Ü b e r b a u s . Sie ist ein T e i l  d e s  Ü b e r b a u s  der kommenden 
sozialistischen Gesellschaftsordnung, dessen Elemente sich bereits 
im Kapitalismus bilden.“31 

Hier wurde verkannt oder unter dem ideologischen und politischen 
Druck der Stalinschen Dogmen mit einer scheindialektischen Kon-
struktion verdrängt, dass in der bürgerlichen Gesellschaft entstehende 
fortschrittliche Ideen und Organisationen, auch die der revolutionären 
Arbeiterbewegung, im Widerspruch des Kapitalverhältnisses begründet 
und dadurch in ihren gesellschaftsverändernden Potenzen wie in ihren 
historischen Grenzen geprägt sind. Das stützte und nährte die folgen-
schwere Illusion, dass im Kapitalismus gewonnene Theorie und Orga-
nisation die proletarische Partei schon fähig machten, die Gestaltung 
einer neuen Gesellschaft als Emanzipationsprozess zu leiten, und dass 
der Rest der Gesellschaft nur noch dafür erzogen werden müßte. 
Zweitens: 
Ist bei Marx völlig eindeutig, dass der ideelle wie institutionelle Über-
bau von den in den Produktionsverhältnissen existierenden und han-
delnden Menschen und Menschengruppen zur Artikulation und Durch-
setzung ihrer Interessen geschaffen wird, heißt es bei Stalin, dass die 
Basis sich ihren Überbau schaffe. Das wäre als metaphorische Rede-
weise vielleicht noch hinzunehmen, wie das in der späteren philosophi-
schen Diskussion in der Sowjetunion und in der DDR ja auch gesche-
hen ist. Aber bei Stalin handelt es sich um mehr. Er macht die Basis 
zum aparten, teleologisch begabten Subjekt. Wie schon zitiert: „Der 
Überbau wird von der Basis ja gerade dazu geschaffen, um ihr zu die-
nen, um ihr aktiv zu helfen, ihre bestimmte Form anzunehmen und sich 
zu festigen, um aktiv für die Beseitigung der alten, überlebten Basis 
samt ihrem alten Überbau zu kämpfen.“ 
Und so geschieht es auch mit dem Überbau: er „trifft Maßnahmen“, er 
ist nicht passiv, neutral, er ist mit der „Einstellung“ begabt, sich nicht 
                                                           
31 Karl-Marx-Universität Leipzig, Fakultät für Journalistik, Institut für Pressege-

schichte: Geschichte der deutschen Presse. Lehrbrief 1. Leipzig 1955, S. 16. 
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gleichgültig zur Basis, nicht undifferenziert zu den Klassen zu verhal-
ten, er kann von einer Position zur anderen übergehen...32 
Dabei handelt es sich um eine Betrachtungsweise, die schon zu DDR-
Zeiten ihre Kritiker gefunden hat, freilich ohne Hinweis auf Stalin als 
den wohl einflussreichsten Urheber. Gottfried Stiehler schreibt 1981 
zur erforderlichen relativ selbständigen Betrachtung gesellschaftlicher 
Erscheinungen in der philosophischen Analyse: 

„Diese Selbständigkeit darf allerdings nicht soweit gehen, die Klas-
sen und die Individuen als die letztbestimmenden Subjekte und 
‘Träger’ der Verhältnisse aus dem Blick zu verlieren und den Ver-
hältnissen ... eine autonome Existenz beizulegen. Mitunter geschieht 
das bei den Kategorien Basis und Überbau... Die Basis ... ist keine 
aparte Substanz der Geschichte, die in einem autochthonen Zeu-
gungsakt den Überbau als gleichfalls selbständige Substanz her-
vorbringt.... Da in der menschlichen Gesellschaft jegliche Existenz 
und Entwicklung letztlich eine solche der ‘wirklichen Menschen’ ist, 
ist auch die Rückwirkung des Überbaus auf die Basis die von Men-
schen auf Menschen. Erst das Aufdecken dieses Zusammenhangs 
vermag ... falsche Hypostasierungen zu vermeiden.“33 

Genau um eine solche Hypostasierung geht es hier. Diese Betrachtung 
von Basis und Überbau als selbständigen Substanzen begründet einen 
mit unabwendbarer Konsequenz wirkenden geradlinigen Determinis-
mus im Verhältnis zwischen beiden, wie ihn weder Marx noch Engels 
je vertreten haben: die Basis will und schafft sich mit gesetzmäßiger 
Zwangsläufigkeit gerade den Überbau-Apparat, wie er im - allenfalls 
national abzuwandelnden - sowjetischen Modell gegeben ist, und ein-
zig die Partei – genauer: ihre autoritäre Führung – vermag diese Ge-
setzmäßigkeit zu erfassen. Eine Doktrin, die die Gestaltung der ideellen 
wie institutionalisierten Elemente des Überbaus, nicht zuletzt des Jour-
nalismus, der im gleichen Sinne auch als „gesetzmäßiges Produkt der 
Geschichte“ aufgefasst worden ist, jeder grundsätzlichen gesellschaft-
lichen Diskussion und gar demokratischen Einflussnahme entzieht.  
Drittens: 
Besonderes Lob erfuhr Stalin dafür, die Aktivität des Überbaus be-
gründet zu haben. Auf der Theoretischen Konferenz des ZK wurde ihm 

                                                           
32 Vgl. Stalin, J. W.: Der Marxismus und die Fragen der Sprachwissenschaft, S. 7 f. 
33 Stiehler, Gottfried: Dialektik und Gesellschaft. Berlin 1981, S. 31 f. 
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bescheinigt, er habe Marx‘ Gedanken von der aktiven Rolle der 
menschlichen Tätigkeit, wie er in der ersten und der letzten Feuer-
bachthese ausgeführt sei, „weiterentwickelt in seiner Lehre über die 
aktive Rolle des Überbaus“34. Ganz davon abgesehen, dass der Gedan-
ke von der Aktivität der ideologischen Verhältnisse und Bewusstseins-
formen keineswegs eine originäre Leistung Stalins ist und sein Beitrag 
wohl kaum mit den Marxschen Thesen über Feuerbach auf eine Stufe 
gestellt werden kann, verdient die Art der Aktivität, die er dem Über-
bau beimißt, besondere Aufmerksamkeit. 
Bei Marx wälzt sich in Zeiten der Revolution, indem die Menschen 
mittels verschiedenster ideologischer Formen sich des Konflikts zwi-
schen Produktionsverhältnissen und Produktivkräften bewusst werden 
und ihn ausfechten, mit der Veränderung der ökonomischen Grundlage 
der ganze ungeheure Überbau langsamer oder rascher um.35 Ohne dass 
dies näher ausgeführt ist, wird doch deutlich, dass es sich um einen von 
den Menschen in verschiedensten Formen der Auseinandersetzung, des 
Kampfes vorangetriebenen, widerspruchsvollen und durchaus auch 
längerfristigen, allmählichen Prozess handelt. Stalin hingegen kennt 
nur den abrupten, mechanischen, gewaltsamen Übergang.  

„Ändert sich die Basis und wird sie beseitigt, so ändert sich an-
schließend ihr Überbau und wird beseitigt; entsteht eine neue Ba-
sis, so entsteht anschließend auch ein ihr entsprechender Überbau. 
...einmal auf die Welt gekommen, trifft er alle Maßnahmen, um der 
neuen Gesellschaftsordnung zu helfen, der alten Basis und den alten 
Klassen den Rest zu geben und sie zu beseitigen... Der Überbau ist 
das Produkt einer Epoche, in deren Verlauf die gegebene ökonomi-
sche Basis besteht und wirkt. Daher besteht der Überbau nicht lan-
ge, er wird beseitigt und verschwindet mit der Beseitigung und dem 
Verschwinden der gegebenen Basis.“36 

Auf der theoretischen Konferenz der Abteilung Propaganda beim ZK 
der SED im Juni 1951 ist davon die Rede, dass es darum gehe, die alte 
Basis, den alten Überbau zu vernichten.37 Das ist der dem Stalinismus 

                                                           
34 Die Bedeutung der Arbeiten des Genossen Stalin, S. 34. 
35 Vgl. Marx, Karl: Zur Kritik der Politischen Ökonomie In: Karl Marx, Friedrich 

Engels: Werke, Bd. 13, S. 8. 
36 Stalin, J. W.: Der Marxismus und die Fragen der Sprachwissenschaft, S. 4 ff. 
37 Vgl. Die Bedeutung der Arbeiten des Genossen Stalin, S. 31 ff. 



27 
 

gemäße Modus der Aktivität des Überbaus als Herrschaftsapparat, der 
hier gleichsam als der Stab lederjackengewandeter Revolutionskom-
missare daherkommt: beseitigen, vernichten, den Rest geben... Die Ge-
schichte hat leider bewiesen, dass man nicht übertreibt, wenn man die-
sen Modus auf einen zugespitzten Nenner bringt: kurzen Prozeß ma-
chen. 
Eine solche Auffassung von der Aufgabe des Überbaus lässt keinen 
Platz für ein Konzept eines Journalismus in der zu schaffenden sozia-
listischen Gesellschaft, der dadurch zur schnellen oder langsamen 
Umwälzung des ideellen Überbaus beiträgt, dass mit seiner Hilfe Wi-
dersprüche zwischen unterschiedlichen Interessen und Anschauungen 
offen ausgetragen werden, dass um die treffende Einschätzung der ak-
tuellen gesellschaftlichen Situation öffentlich gerungen wird.  
Stalins Vorstellung von der Wirkungsweise des Überbaus als Herr-
schaftsapparat richtet sich übrigens im Bedarfsfalle gegen Akteure oder 
Teile dieses Apparats selbst. Weiter oben war schon die Passage zitiert: 

„Der Überbau braucht nur diese seine dienende Rolle aufzugeben, 
...braucht nur von der Position der aktiven Verteidigung seiner Ba-
sis auf die Position einer gleichgültigen Einstellung zu ihr, auf die 
Position einer undifferenzierten Einstellung zu den Klassen überzu-
gehen, und er büßt seine Eigenschaft ein und hört auf, Überbau zu 
sein.“38 

Dies ist nach all den historischen Erfahrungen der Stalinschen Gewalt-
herrschaft durchaus auch als Warnung an Unbotmäßige, Abweichler, 
unsichere Kantonisten zu lesen. Halten sie sich – tatsächlich oder vor-
geblich – nicht an die vorgegebene Linie, hören sie also auf, Überbau 
zu sein, werden sie überflüssig oder gar schädlich, dann bleibt nichts 
anderes als zu beseitigen, den Rest zu geben, kurzen Prozess zu ma-
chen.  
Diese Stalinsche Auffassung hat auch – wenngleich nicht mit so 
schrecklichen Konsequenzen wie in der Sowjetunion – das Verhalten 
der Führung der SED, nicht zuletzt Journalisten und Publikationen ge-
genüber, bestimmt. Was die damaligen Akteure am Leipziger Institut 
anbelangt, so kann sie niemandem von ihnen als persönliche Wunsch-
vorstellung unterstellt werden. Wohl aber wirkte sie in Form der Ein-
sicht in Notwendigkeiten, die sich aus den harten Realitäten des Klas-

                                                           
38 Stalin, J. W.: Der Marxismus und die Fragen der Sprachwissenschaft, S. 7 f. 
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senkampfes unter den Bedingungen des Kalten Krieges und aus Stalins 
These von der Verschärfung des Klassenkampfes in der Übergangspe-
riode zum Sozialismus anscheinend zwingend ergaben. Auch aus ihr 
erklärt sich die bis in die sechziger Jahre besonders starke Neigung, 
inhaltliche oder wissenschaftsmethodische Meinungsverschiedenheiten 
rasch auf die prinzipielle ideologisch-politische Ebene zu heben und als 
dem Gegner nützend zu verurteilen. 

 
* * * 

Wenn ich nunmehr auf meine seinerzeitige Behauptung zurückkomme, 
dass mit der Bestimmung der Presse als Bestandteil des Überbaus der 
Ausgangspunkt für eine materialistische Begründung des Journalismus 
gefunden worden sei, so kann das allenfalls in dem äußerst einge-
schränkten Sinne gelten, dass die Basis-Überbau-Beziehung selbst in 
der verzerrten, der wirklichen Dialektik beraubten, hochgradig poli-
tisch instrumentalisierten Stalinschen Interpretation, die für die weitere 
theoretische Arbeit auf dem Felde der Journalistik eine schwere, bis 
zum Ende der Sektion Journalistik fortwirkende und nie in kritischer 
Auseinandersetzung abgetragene Hypothek bildete, gewisse heuristi-
sche Möglichkeiten bot. Sie wurden in der Weise genutzt, dass man die 
Presse, da politische Institution, dem ideologischen Überbau der Ge-
sellschaft zurechnete; dass man sie als den gleichen allgemeinen Ge-
setzmäßigkeiten wie dessen anderen Einrichtungen unterliegend be-
trachtete, wofür als Beispiel die analog zu anderen Institutionen erfol-
gende Ablösung eines historischen Pressetyps durch einen neuen beim 
Übergang von einer Gesellschaftsformation zu einer anderen angeführt 
wurde; dass man schließlich der Presse besondere Gesetzmäßigkeiten 
zuschrieb, die sie von anderen Überbaubestandteilen, anderen politi-
schen Institutionen unterscheiden und die ihren spezifischen Charakter 
bestimmen.39  
Das ging freilich kaum über das Postulieren von Zusammenhängen und 
die empirische Beschreibung von Merkmalen und Funktionen hinaus. 
Weder damals noch später ist das Basis-Überbau-Verhältnis explizit 
auf seine Folgerungen für Wesen, Charakter, Funktionen der Presse 
und des Journalismus analysiert worden noch umgekehrt auf die Not-
wendigkeit von Presse und Journalismus in der Reihe der Überbaube-
                                                           
39 Vgl. Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 5; Geschichte der 

deutschen Presse. Lehrbrief 1, S. 14 ff. 
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standteile für das Funktionieren des Ganzen. Es ist also mit den Kate-
gorien Basis und Überbau nicht wirklich gearbeitet worden. 
Es gibt nun noch weitere Gründe dafür, die Aussage vom gefundenen 
Ausgangspunkt materialistischer Begründung des Journalismus einzu-
schränken; Gründe, die nichts mit der Stalinschen Reduktion des Mar-
xismus zu tun haben, sondern vielmehr mit der Leistungsfähigkeit des 
Kategorienpaars „Basis“ und „Überbau“. Dazu nur in Kürze: 
Erstens wäre eine materialistische Erklärung des Journalismus allein 
aus der Basis-Überbau-Relation gar nicht möglich. Eine solche - not-
wendige - Erklärung könnte nur gelingen, wenn der Journalismus als 
Bestandteil und Bedingung der Produktion und Reproduktion des ge-
sellschaftlichen Lebens und der damit verbundenen Kommunikations-
weise der Menschen insgesamt auf bestimmter historischer Stufe er-
fasst würde. Erst unter dieser Voraussetzung ließe sich klären, was er 
als Bestandteil des Überbaus in Wechselwirkung mit den Produktions-
verhältnissen zu leisten vermag und umgekehrt, wie sich sein histo-
risch-konkreter Einsatz als Überbauinstitution auf die Nutzung der 
kommunikativen Potenzen auswirkt, die in ihm als Teil einer modernen 
Produktions- und Kommunikationsweise angelegt sind.  
Zweitens hat schon Hermann Duncker auf der erwähnten theoretischen 
Konferenz des ZK 1951 darauf aufmerksam gemacht, wie vieldeutig 
der Begriff der Basis in unterschiedlichen Zusammenhängen im Werk 
von Marx und Engels gebraucht wird, woraus sich durchaus unter-
schiedliche Konsequenzen für das Verhältnis zwischen Basis und 
Überbau ergeben könnten: Im Vorwort zur „Kritik der politischen 
Ökonomie“ habe Marx die Produktionsverhältnisse als die ökonomi-
sche Struktur der Gesellschaft bezeichnet, über der sich der Überbau 
erhebt; im „Kapital“ gälten ihm Produktionsweise und Produktionsver-
hältnisse als ökonomische Struktur, reale Basis; Engels habe in seinem 
Vorwort von 1883 zum Kommunistischen Manifest geschrieben, dass 
„die ökonomische Produktion und die aus ihr mit Notwendigkeit fol-
gende gesellschaftliche Gliederung einer jeden Geschichtsepoche die 
Grundlage bildet für die politische und intellektuelle Geschichte dieser 
Epoche“40 Und in einem Brief an Starkenburg 189441 habe er die öko-
                                                           
40 Karl Marx, Friedrich Engels: Werke, Bd. 21, S. 3. 
41 Von Hermann Duncker mit diesem Adressaten , wahrscheinlich aus „Karl 

Marx/Friedrich Engels: Über Kunst und Literatur“, zitiert. In Marx/Engels Werke 
als Brief an W. Borgius vom 25. Januar 1894. Vgl. dort S. 205. 
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nomischen Verhältnisse als Basis, d. h. Art und Weise von Produktion 
und Austausch, also Technik der Produktion, des Transports einbegrif-
fen, bezeichnet.42 
Drittens schließlich ist zu allem Überfluß der Status der Bezeichnungen 
„Basis“ und „Überbau“ in die Diskussion geraten: Handelt es sich um 
Begriffe? Um ein Bild, um eine bloße Metapher, der die heuristische 
Kraft einer Kategorie abgeht? Ich kann das als Nichtphilosoph nicht 
schlüssig beurteilen, denke aber immerhin, dass die Wechselbeziehung 
zwischen den Produktionsverhältnissen und den politischen, juristi-
schen u. a. Ideen und Institutionen für die theoretische Bestimmung der 
Aktivität der letzteren so wichtig ist, dass ohne eine begriffliche Fixie-
rung nicht auszukommen sein wird.  

                                                           
42 Vgl. Die Bedeutung der Arbeiten des Genossen Stalin, S. 125?? 
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Merkmale des Journalismus 

Konnten wir bei der Darstellung der Ausgangspunkte – der Bestim-
mung der Presse als politische Institution und als Bestandteil des ge-
sellschaftlichen Überbaus – von übereinstimmenden Positionen aller 
Beteiligten ausgehen, wird das von nun an anders sein. Die Analyse der 
damaligen Texte ergab nämlich, dass sich in den theoretischen Bemü-
hungen zwei unterschiedliche konzeptionelle Linien abzeichnen, die 
natürlich jeweils von bestimmten Personen vertreten wurden, aber 
nicht immer eindeutig zuzuordnen sind, weil einzelne sich wider-
sprüchlich bzw. bei verschiedenen Fragen unterschiedlich verhielten. 
Diese konzeptionellen Differenzen interessieren hier als Tendenzen, 
die sich aus verschiedenem und des öfteren in sich widersprüchlichem 
Herangehen an ein und dieselben Fragen und Probleme herauskristalli-
sieren. Das wird in den folgenden Ausführungen zu zeigen sein. 

Der Stellenwert des Politischen 
und die Art und Weise seiner Einordnung 
Wir hatten festgestellt, dass übereinstimmender Ausgangspunkt für die 
theoretische Beschäftigung mit der Presse ihre Kennzeichnung als poli-
tische Institution war und dass diese Eigenschaft als alle anderen 
Merkmale der Presse beeinflussende begriffen wurde. Dabei handelt es 
sich allerdings ungeachtet dieser allgemeinen Übereinstimmung nicht 
um eine einheitliche Auffassung vom Primat der Politik in Bezug auf 
Gestaltung und Einsatz journalistischer Medien. Vielmehr zeigten sich 
deutliche Unterschiede darin, wie die Beziehung der Presse zur Politik 
begriffen und theoretisch begründet wurde, Unterschiede, die für die 
entstehende Journalistikwissenschaft von konzeptioneller Bedeutung 
waren.  
Am Anfang einer der beiden sich abzeichnenden Tendenzen steht Wil-
helm Eildermanns Referat auf der Stalinkonferenz. Für ihn ist die Pres-
se ihrem Wesen nach eine politische Institution. Dies sei als Hauptwe-
senszug gegenüber zweitrangigen und untergeordneten Momenten her-
vorzuheben, auf die die bürgerliche Wissenschaft sich zwecks Ver-
schleierung der Politik beschränke, indem sie die Presse als literari-
sche, allgemein-kulturelle Sache, als betriebswirtschaftliches oder als 
drucktechnisches Phänomen betrachtet. Um zu definieren, müsse man 
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den Hauptwesenszug hervorheben und nicht einseitig bei zweitrangigen 
und untergeordneten Momenten stehen bleiben.43  
Während hier anderen Aspekten der Presse als dem politischen in der 
Eigenschaft von „Nebenwesenszügen“ zumindest ein gewisser Anteil 
an der Bestimmung des Wesens der Presse zugebilligt wird, gibt es an 
anderer Stelle allerdings die Tendenz, das Problem zugespitzter zu stel-
len. So heißt es im Lehrbrief 1 zur Deutschen Pressegeschichte: 

„Wenn man irgendeine Erscheinung im Leben der Gesellschaft wis-
senschaftlich untersuchen will, muss man sich vor allem darüber 
klar werden, welches ihr w e s e n t l i c h e s  Merkmal ist, d. h. 
jenes Merkmal, das die Gesetzmäßigkeit ihrer Entwicklung be-
stimmt und sie aus den übrigen Erscheinungen hervorhebt ‚Die Sa-
che ist die‘, sagte J. W. Stalin in seiner Schrift »Der Marxismus und 
die Fragen der Sprachwissenschaft«, dass die gesellschaftlichen 
Erscheinungen ... ihre spezifischen Besonderheiten haben, die sie 
voneinander unterscheiden und die für die Wissenschaft das Wich-
tigste sind.“44 

Hier wird also die Eigenschaft, wesentlich zu sein, und die Fähigkeit, 
Gesetzmäßigkeit von Entwicklung bestimmen, sofern Merkmale über-
haupt darüber verfügen, nur einem Merkmal der Presse zugeschrieben, 
womit alle anderen oben genannten Merkmale unwesentlich wären 
und, wenn man die Formulierung im strikten, ausschließenden Sinne 
versteht, keinen Anteil an der Bestimmung der Gesetzmäßigkeit der 
Entwicklung von Presse und Journalismus hätten. Stalin wird als Auto-
rität herangezogen, weil man ihn offenbar so interpretiert, dass dieses 
eine wesentliche Merkmal die spezifische Besonderheit der jeweiligen 
Erscheinung ausmacht. 
In diesem Sinne der Ausschließlichkeit muss man dann konsequenter-
weise die Feststellung verstehen, dass es sich beim Verhältnis der Pres-
se zu den Klassen und der Tatsache, dass sie „seit dem ersten Tage 
ihres Bestehens p o l i t i s c h e  F u n k t i o n e n  ausübt, dass sie 
eine p o l i t i s c h e  I n s t i t u t i o n  ist und als solche aktiv in den 
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Klassenkampf eingreift“45, um die „Grundfrage“  handle, deren Beant-
wortung allein über das Wesen der Presse Aufschluss geben soll. 
In diese Richtung geht auch der sich anschließende Versuch historisch-
materialistischer Untermauerung: 

„Der Marxismus-Leninismus geht davon aus, dass das gesamte Le-
ben der Gesellschaft in einer gegebenen Phase dadurch bestimmt 
wird, welchen Stand die Produktion der materiellen Güter erreicht 
hat. Für ihn sind die jeweiligen Produktionsverhältnisse, also die 
Stellung der Menschen im Prozess der gesellschaftlichen Produkti-
on, der Ausgangspunkt der Betrachtung, von dem aus sich alle an-
deren Erscheinungen des gesellschaftlichen Seins und Bewußtseins 
ableiten lassen. Friedrich Engels hat dieses von Marx entdeckte 
‘Entwicklungsgesetz der menschlichen Geschichte’ einmal auf die 
sehr einfache Formel gebracht, dass die Menschen erst ‘essen, trin-
ken, wohnen und sich kleiden müssen, ehe sie Politik, Wissenschaft, 
Kunst, Religion usw. treiben können.’“46  

So wird – von der Ungereimtheit einmal abgesehen, dass die zweite 
Aussage die erste aufhebt und die dritte in Widerspruch zur zweiten 
steht – die vielfältige Bedingtheit der Presse durch die Produktionswei-
se des materiellen Lebens auf die durch ihre Stellung in den Produkti-
onsverhältnissen, auf ihren Gebrauch durch Klassen, damit auf Klas-
senkampf und Politik reduziert.  
Die erste Tendenz ist also dadurch gekennzeichnet, dass der Anspruch 
der Politik auf das Primat theoretisch reflektiert wird als im Wesen der 
Presse liegende absolute Dominanz ihrer Stellung als politische Institu-
tion gegenüber anderen ihrer Seiten. Methodisch wird das Verhältnis 
des politischen Aspekts der Presse zu anderen durch pauschale, von 
keinerlei Dialektik getrübte Klassifikation auf derselben Abstraktions-
ebene bestimmt: als wesentliche – nicht wesentliche, erst- und zweit-
rangige, übergeordnete – untergeordnete Merkmale oder Eigenschaf-
ten. 

* * * 
Kennzeichnend für die zweite Tendenz ist, dass, bei Anerkennung des 
Primats der Politik, deren Bedeutung für das Wesen der Presse relati-
viert und das ins Blickfeld gerückt wird, was die Presse von anderen 
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politischen Institution und Überbaubestandteilen unterscheidet, und 
damit gerade das, was auf der ersten Linie in den Hintergrund ge-
drängt, wenn nicht für das Wesen der Presse belanglos erachtet wird. 
Bei Hermann Budzislawski, in seinem Diskussionsbeitrag auf der Sta-
linkonferenz, hört sich das so an:  

„Ich halte es mit Eildermann für bewiesen, dass die Presse im we-
sentlichen politische Institution war und ist, also zum Überbau ge-
hört.“47  

Er setzt also an die Stelle der Eildermannschen Formulierung „dem 
Wesen nach“ das einschränkende „im wesentlichen“. Schon bei der 
Eröffnung der Stalinkonferenz hatte er, vermutlich vorangegangene 
Diskussionen resümierend, erklärt: Dass die Presse eine Überbauinsti-
tution ist, sei eine  

„zwar wichtige, aber doch noch allgemeine Feststellung“. Aufgabe 
sei es nun, „die Presse sozusagen im Überbau zu lokalisieren ... die 
Besonderheiten der Presse im Vergleich zu anderen Institutionen 
des Überbaus herauszuarbeiten.“ 48  

Ein einschränkendes Moment sieht Budzislawski darin, dass die Über-
bauinstitution bürgerliche Presse als kapitalistisches Erwerbsunter-
nehmen zur kapitalistischen Basis gehört. Eine Funktion der Presse, die 
Nachrichtenübermittlung, sei mindestens teilweise direkter Bestandteil 
des kapitalistischen Produktionsprozesses, obwohl die Nachricht heute 
überwiegend als ideologisches Beeinflussungsmittel verwandt werde. 
In diesem Sinne relativiert er auch in der historischen Betrachtung die 
Bedeutung des Politischen:  

„Eine Wurzel der Zeitung, der Nachrichtenbrief im späten Mittelal-
ter, war weniger bewusstes politisches Beeinflussungsmittel als Teil 
des kaufmännischen Apparats großer Handelshäuser, wenn die 
Verbreitung von Nachrichten auch politische Folgen hatte.“49 

Vor allem aber tritt er auf dieser Konferenz dafür ein, dass man bei der 
Wesensbestimmung der Presse sich nicht nur auf die Politik fixieren 
darf. Seine mit Vehemenz verfochtene These lautet, „dass die Presse 
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ihre Verwandtschaft mit der Literatur nie völlig verloren hat, wenn sie 
zeitweilig auch verschieden stark in Erscheinung getreten ist.“50  
Er sieht bei der Presse durchaus wichtige „Wesensunterschiede zu dem, 
was man gemeinhin im engsten Sinne Literatur nennt“: sie wirke kon-
tinuierlich, sei thematisch universell, werde kollektiv erzeugt und 
schnell produziert, wirke unmittelbar und rasch vergänglich, greife di-
rekt in den politischen Kampf ein, wende sich an eine breitere Leser-
schaft als das Buch und sei gesellschaftlich weit operativer.  

„Aber alle diese Merkmale reichen nicht aus, die Presse aus der 
unmittelbaren Nachbarschaft der Literatur zu entfernen, jener die 
Wirklichkeit beschreibenden und verändernden Literatur, die tief in 
die gesellschaftliche Entwicklung eingegriffen und zu diesem Zweck 
hohe Kunstformen geschaffen hat.“51 

Budzislawski bemüht sich, diese These mit Argumenten, die sich auf 
das Konferenzthema beziehen, weniger zu begründen als zu stützen. Er 
vergleicht das Verhältnis der Presse und der Literatur zu Politik und 
Überbau. Dazu beruft er sich auf klassische und zeitgenössische Auto-
ritäten des Marxismus-Leninismus, um aus den eigenen Reihen erwar-
tete Einwände zu entkräften. So auf Lenin, der mit seiner Arbeit „Par-
teiorganisation und Parteiliteratur“ beweise,  

„dass gelegentlich sogar die volle Zuordnung der Presse zur Lite-
ratur, die keine Entpolitisierung bedeutet, marxistisch gerechtfertigt 
ist. ...Es ist kein Gegenbeweis gegen die Zuordnung der politischen 
Institution ‚Presse‘ zum großen Komplex Literatur im weitesten 
Sinne, dass sich zahlreiche Schriftsteller als unpolitische Künstler 
fühlten...“52  

Er fragt, ob die von Stalin 1923 formulierte Aufgabe als „Transmissi-
onsriemen“, „Übertragunsapparat und „kollektiver Organisator“, die 
eine „fundamentale Besonderheit der Presse“ darstelle, mit deren Zu-
ordnung zur Literatur vereinbar sei. Seine Antwort lautet:  

„Ich vermag ... keinen Gegensatz zwischen dieser Besonderheit und 
der qualifizierten Zuordnung der Presse zur Literatur zu sehen - der 
bedingten, der qualifizierten Zuordnung - es sei denn, man habe fal-
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sche, überlebte Vorstellungen von der Literatur, sehe nur ihre fach-
lich-technische, kulturelle Funktion, während sich die Literatur bei 
uns in ihrer Gesamtheit zu einem Übertragungsapparat oder einem 
Transmissionsriemen entwickeln muss, damit das sozialistische Be-
wusstsein der Massen gestärkt und auch durch die Literatur opera-
tive Anleitung gegeben werde, wie es etwa in dem Roman ‘Fern von 
Moskau’ der Fall ist. Die Presse arbeitet konkreter, schafft ein Netz 
von Mitarbeitern, das unmittelbar organisatorisch-operative Be-
deutung hat. Doch wie steht es mit der Literatur? Ist sie tatsächlich 
nur schöngeistig?“53 

Und er bezieht sich auf den unter Stalin besonders für die Kulturpolitik 
verantwortlichen Shdanow, der auch der Literatur eine aktive Rolle im 
Überbau zugewiesen habe.54 
Budzislawski folgert aus alledem: Die Literatur gehöre zum Überbau, 
habe eine von der Presse nicht wesensverschiedene Funktion zu erfül-
len. Die Besonderheiten der Presse reichten aus, 

„um sie eine Kategorie sui generis zu nennen, eine Institution eige-
ner Art, die zwar sehr viel gemeinsame Züge mit den rein politi-
schen Institutionen wie den Massenorganisationen, aber auch sehr 
viel gemeinsame Züge mit der Literatur aufweist, und auf die die 
Problematik der Literatur weitgehend angewandt werden muss.“55  

Es fällt schwer sich vorzustellen, dass der literarisch hochgebildete, mit 
etlichen deutschen Vertretern der Weltliteratur in vertrautem Kontakt 
stehende Budzislawski mit der Argumentation, die zu dieser Schluss-
folgerung führt, sein literarisch-ästhetisches Credo offenbart. Er will 
seinen aus der reichen Erfahrung seines Lebens als Publizist erwachse-
nen Vorstellungen von journalistischer Kultur durch den Nachweis 
ihrer Vereinbarkeit mit der politischen Funktion der sozialistischen 
Presse Anerkennung in der wissenschaftlichen Arbeit sichern und sie 
in den sich eben formenden Journalismus der jungen DDR einbringen. 
Er sucht mit Hilfe gängiger Thesen der damaligen marxistisch-
leninistischen, d. h. stalinistischen, von Shdanow repräsentierten 
Kunstdoktrin einen Weg, mit Argumenten seine Auffassung zu be-
gründen und zu verteidigen, die seine in der kommunistischen Kontinu-
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ität stehenden Kontrahenten in der damaligen Diskussion schwer ent-
kräften konnten.  
Die von Hermann Budzislawski eingeschlagene Linie wird von Diet-
rich Schmidt weitergeführt. Auch seine Ausgangsfeststellung lautet: 
Die Presse ist in erster Linie politische Institution, Bestandteil des ge-
sellschaftlichen Überbaus, und sie unterliegt den Gesetzmäßigkeiten 
aller politischen Institutionen. 

„Daraus ergibt sich für die journalistische Wissenschaft, dass sie 
die Entwicklung der Presse nach ihrer politischen Funktion und 
Wirksamkeit in den Händen dieser oder jener gesellschaftlichen 
Klasse oder Schicht, in dieser oder jener Gesellschaftsordnung un-
tersuchen muss. Während die bürgerliche Zeitungswissenschaft ihre 
Hauptaufgabe darin sieht, aus dem Studium der Pressegeschichte 
abstrakte Begriffe zu entwickeln, die angeblich das Wesen der Pres-
se schlechthin - unabhängig von ihrem Klassencharakter - ausma-
chen sollen, und dabei die Pressetheorie in Wirklichkeit in das Ge-
biet unfruchtbarer idealistischer Konstruktionen lenkt, ist die 
Hauptmethode der marxistischen Journalistik die konkret-
historische Untersuchung des Pressewesens. Auch die marxistische 
Pressetheorie arbeitet bestimmte allgemeine Gesetzmäßigkeiten 
heraus, die sich aus der Natur der Presse und der Journalistik er-
geben, sie orientiert sich jedoch vor allen Dingen darauf, die be-
sonderen Gesetzmäßigkeiten zu erforschen, die der Wirkungsweise 
der Presse in den Händen verschiedener Klassen und in verschie-
denen Gesellschaftsformationen zugrunde liegen.“56  

Schmidt bezieht sich hier, ohne sie zu zitieren, offenbar auch auf die 
Stalinsche Sentenz vom Stellenwert der spezifischen Besonderheiten 
gesellschaftlicher Erscheinungen. Er interpretiert sie aber nicht in der 
Einzahl und nicht reduziert auf die Politik. Er hebt hervor, dass die 
Presse als politische Institution wesentliche Besonderheiten gegenüber 
anderen politischen Institutionen aufweist und dass gerade sie für die 
journalistische Wissenschaft das Wichtigste sind: aus ihnen ergeben 
sich „Art und Weise“, „Grad und Umfang des aktiven Einwirkens der 
Presse auf das Bewusstsein der Menschen und auf die ökonomische 
Basis“.57 
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Als wichtigste allgemeine Besonderheit der Presse gegenüber anderen 
politischen Institutionen hebt er hervor, dass sie ihre aktive Wirkung 
im ideologischen Kampf vor allen Dingen mit sprachlich-literarischen 
Mitteln erzielt. Dabei bezieht Schmidt sich nicht mehr nur allgemein 
auf die Literatur, sondern bezeichnet die Gesamtheit der sprachlich-
stilistischen, literarischen, methodischen, graphischen, künstlerischen 
Mittel, die zur Gestaltung der Zeitung erforderlich sind, als Journalistik 
und diese als die wichtigste Seite des Pressewesens.58 

„Die Presse ist eine politische Institution, die sich der Literatur (im 
weitesten Sinne des Wortes) als Kampfmittel und Ausdrucksform 
bedient. Und umgekehrt: Die Journalistik als eine Form des gesell-
schaftlichen Bewusstseins, als eine spezifische Art der Widerspiege-
lung der objektiven Realität braucht die besondere wirtschaftliche, 
technische und politische Organisationsform der Institution Presse, 
um ihre aktive Wirkung im politischen Kampf zu erzielen.“59  

Besonders interessant ist, wie Schmidt das Verhältnis zwischen dem, 
was die Presse mit allen politischen Institutionen gemeinsam hat, und 
den Besonderheiten, die sie von anderen unterscheiden, begründet. Als 
Teil des Überbaus unterliege die Presse den gleichen a l l g e m e i -
n e n  Gesetzmäßigkeiten wie alle seine anderen Einrichtungen. 

„Aber im Pressewesen als einer politischen Institution wie in der 
Journalistik als einem Zweig der Literatur sind auch b e s o n d e -
r e  objektive Gesetzmäßigkeiten verschiedener Art wirksam, die sie 
von anderen politischen Institutionen im Überbau unterscheiden 
und den s p e z i f i s c h e n  Charakter der Presse bestimmen. Wir 
unterscheiden dabei zunächst Gesetzmäßigkeiten allgemeiner Na-
tur, die in der Presse j e d e r  Gesellschaftsformation und jeder 
Klasse wirksam sind, und solche Gesetzmäßigkeiten, die nur der 
Presse bestimmter Klassen eigen sind. Die Gesetzmäßigkeiten 
a l l g e m e i n e r  Art ergeben sich aus der Natur des Pressewe-
sens selbst... (Sie) machen in hohem Grade die Eigenart des Pres-
sewesens aus und unterscheiden es von anderen Erscheinungen des 
gesellschaftlichen Lebens.“60  

Und was hat es mit der „Natur des Pressewesens“ auf sich? Eigenge-
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setzlichkeiten des Pressewesens so Schmidt, existieren in der Klassen-
gesellschaft nicht unabhängig vom Klassenkampf. Dann führt er jedoch 
aus: 

„Die Tatsache, dass die spezifischen Gesetzmäßigkeiten des Pres-
sewesens und der Journalistik sich erst in der Klassengesellschaft 
(und zwar bereits auf einer verhältnismäßig hohen Stufe ihrer Ent-
wicklung) ausgebildet haben und dass die Art ihrer Ausnutzung von 
vornherein entscheidend durch Klasseninteressen beeinflusst wurde 
- alles das bedeutet jedoch keineswegs, dass die Eigengesetzlichkei-
ten, die in der Natur der Presse wurzeln, mit der Existenz der Klas-
sen ebenfalls aufhören zu bestehen.“ 

Und weiter: 
„Die Presse entstand nicht nur aus den Bedürfnissen des Klassen-
kampfes, sondern ihr Entstehen wurde auch nötig infolge herange-
reifter materieller und geistiger Bedingungen der modernen Gesell-
schaft überhaupt. Die Presse als eine besondere Form der Wider-
spiegelung der objektiven Realität, als Instrument zur Förderung 
des gesellschaftlichen Lebens in allen seinen Sphären und als ein 
Mittel zur Befriedigung geistiger Bedürfnisse der Menschen wird 
auch weiter bestehen, wenn die Klassen längst verschwunden sind 
und wenn das Zeitalter des Klassenkampfes als abgeschlossenes 
Kapitel hinter der Menschheit liegt. Eben darin zeigt sich die Be-
deutung und die Kraft objektiv existierender spezifischer Gesetzmä-
ßigkeiten der Presse und der Journalistik, die von der journalisti-
schen Wissenschaft aufgedeckt und in ihrer jeweiligen konkreten 
Wirkungsweise analysiert werden müssen.“61  

An diesen Darlegungen ist dreierlei besonders bemerkenswert: 
1. Für Schmidt ist das Verhältnis der spezifischen, die Presse von an-

deren politischen Institutionen und generell „von anderen Erschei-
nungen des gesellschaftlichen Lebens“ unterscheidenden Merkmale 
zu deren politischem oder klassenmäßigem Aspekt nicht durch 
Klassifizierung auf der gleichen Abstraktionsebene als „erst- und 
zweitrangig“, „über- und untergeordnet“ oder „wesentlich und nicht 
wesentlich“ zu erklären, sondern durch Aufsteigen vom Abstrakten 
zum Konkreten. Darauf deuten seine Forderung nach konkret-
historischer Untersuchung und sein Hinweis auf die Existenz allge-
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meiner und besonderer Gesetzmäßigkeiten im Pressewesen hin, und 
das ergibt sich eindeutig aus seiner Auffassung, dass die Klassenin-
teressen, die Gesetze des Klassenkampfes entscheidend die Wir-
kungsweise, die Art der Anwendung bzw. Ausnutzung der objekti-
ven spezifischen Gesetzmäßigkeiten der Presse beeinflussen, die 
aber jenseits der Klassengesellschaft weiter wirken. Die spezifi-
schen, aus der „Natur des Pressewesens“ entspringenden Eigen-
schaften der Presse, auf der höheren Abstraktionsebene der „moder-
nen Gesellschaft“ als Potenz, als Spektrum von Wirkungsmöglich-
keiten zu erfassen, gewinnen in der interessengeleiteten und damit 
politisch bestimmten Nutzung durch eine bestimmte gesellschaftli-
che Kraft unter den Bedingungen einer bestimmten gesellschaftli-
chen Formation ihre konkrete, reale Gestalt. Auf beiden Ebenen, auf 
der allgemeineren der aus ihrer Natur erwachsenden Eigenschaften 
wie auf der ihrer konkreten politischen Erscheinungsform, handelt 
es sich für Schmidt um das Wesen der Presse; anders könnte er 
nicht sinnvoll auf beiden Ebenen von Gesetzmäßigkeiten reden. 

2.  Gerade angesichts der Tatsache, dass die Wirkungsmöglichkeiten 
der Presse nur realisiert werden, indem sie als politisches Instru-
ment von einer gesellschaftlichen Kraft ihren Interessen entspre-
chend gestaltet und eingesetzt wird, macht Schmidt nachdrücklich 
auf „die Bedeutung und die Kraft objektiv existierender spezifischer 
Gesetzmäßigkeiten der Presse und der Journalistik“ aufmerksam. 
Am Beispiel der durch ihre wirtschaftliche und technische Organi-
sationsform bedingten Wirkungsmöglichkeiten der Presse verdeut-
licht er, dass deren Eigengesetzlichkeit nicht im Belieben der sie 
nutzenden gesellschaftlichen Kraft steht. 
„Diese spezifischen Gesetzmäßigkeiten, die sich aus der Natur des 
Pressewesens selbst ergeben, sind objektiv wirksam. Gegen sie kann 
nur verstoßen, wer die besondere Eigenart des Pressewesens auf-
heben will. Eine Monatszeitschrift kann keine aktuelle Tageszeitung 
ersetzen, auch wenn sie die Nachrichten eines ganzen Monats zu-
sammenfasst, und eine Tageszeitung, die täglich in Romanform über 
die aktuellen Ereignisse berichten wollte, wäre ein lächerlicher 
Humbug.“62 
Deshalb ist gerade das Verhältnis einer gesellschaftlichen Kraft und 
ihrer Interessen zu den objektiv wirkenden spezifischen Gesetzmä-
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ßigkeiten der Presse von besonderem wissenschaftlichen Interesse, 
was die Erkundung, das theoretische Erfassen der Eigenheiten der 
Presse voraussetzt. Insbesondere in Bezug auf eine Partei mit eman-
zipatorischem Anspruch muss die Frage gestellt und beantwortet 
werden, welches Verhalten zu den objektiven, gesetzmäßig beding-
ten Eigenarten der Presse eine Realisierung dieses Anspruchs er-
möglicht. Die selbstmörderischen Folgen, die die Willkür der SED 
im Umgang mit den journalistischen Medien hatte, sprechen für 
sich. 

3. Von höchster Wichtigkeit ist Schmidts Feststellung, dass die Pres-
se nicht nur aus Bedürfnissen des Klassenkampfes entstanden sei, 
sondern „infolge herangereifter materieller und geistiger Bedin-
gungen der modernen Gesellschaft überhaupt.“ Damit orientiert er 
darauf, die Produktionsweise des gesellschaftlichen Lebens in ihrer 
Gesamtheit auf Bedingungen und Bedürfnisse zu befragen, zu deren 
Meisterung und Befriedigung die Menschen der Kommunikation 
mit Hilfe der Presse bedürfen, und sich eben nicht auf deren Ablei-
tung aus den Produktionsverhältnissen, auf die Bestimmung ihrer 
Stellung und Funktion als politische Überbauinstitution zu be-
schränken. Zugleich ist das die Aufforderung zu historischer Analy-
se, die nicht nur die Erfordernisse des Klassenkampfes einzelner 
Klassen erfasst, sondern die Veränderungen ermittelt, denen Le-
bensweise und Lebensbedingungen der Menschen beim Übergang 
in die modernen, mit der bürgerlichen Gesellschaft beginnenden 
Formen der Vergesellschaftung unterlagen und die eine Umwälzung 
auch der gesellschaftlichen Kommunikationsweise bedingten. 

„Spezifische“ Merkmale der Presse 
Kennzeichnend für die erste Tendenz bei der Behandlung der besonde-
ren Merkmale der Presse ist, dass ihnen ein untergeordneter, zweitran-
giger, nicht wesentlicher Platz im Verhältnis zu der Eigenschaft, politi-
sche Institution zu sein, zugewiesen wurde. 
Das wird zum einen an der summarischen Antwort auf die Frage nach 
den Besonderheiten der Presse deutlich, die Eildermann in seinem Re-
ferat auf der Stalinkonferenz gab: 

„Der besondere Charakter der Presse besteht eben darin, dass sie 
auf Grund ihrer vielseitigen Möglichkeiten, ihrer organisatori-
schen, propagandistischen, pädagogischen, sprachlichen, künstleri-
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schen, technischen, graphischen Möglichkeiten imstande ist, schnel-
ler, unmittelbarer und umfassender als jede andere politische Insti-
tution die gesellschaftliche Entwicklung widerzuspiegeln und auf sie 
aktiv einzuwirken. Deshalb bedienen sich seit Erfindung der Buch-
druckerkunst auch alle Gesellschaftsklassen der Presse als des 
wirksamsten Instruments zur Verbreitung und Durchsetzung ihrer 
Anschauungen und Bestrebungen.“63  

Hier wird nur das selbstverständliche Vorhandensein der vielseitigen 
Möglichkeiten der Presse konstatiert, keinerlei notwendiger Zusam-
menhang, gar ein gesetzmäßiger, zu gesellschaftlichen Bedingungen 
aufgewiesen, zu deren Bewältigung sie erforderlich sind. Die Presse 
bietet dankenswerter Weise die für den ideologischen Klassenkampf 
wünschenswerten Möglichkeiten. Das Bedürfnis nach ihnen wird als 
gegeben vorausgesetzt, als dem gesunden Menschenverstand unmittel-
bar einleuchtend behandelt. Die Frage danach, wie es wohl kommt, 
dass der ideologische Klassenkampf auf diese Möglichkeiten angewie-
sen ist, stellt sich so gar nicht. Der ahistorische Charakter dieser Aus-
sage ist frappierend. 
Außerdem werden die Möglichkeiten der Presse als Mittel und nur als 
Mittel für die Realisierung ihrer Funktion als politische Institution be-
trachtet, also der Politik völlig untergeordnet; sie begründen außerdem 
keinen qualitativen Unterschied zu anderen politischen Institutionen, 
sondern lediglich einen graduellen: Die Presse tut das, was sie alle tun, 
nur schneller, unmittelbarer und umfassender. Und somit bleibt für die 
Bewertung dessen, was sie leistet, auch nur ein Maßstab, an dem alle 
gleichermaßen gemessen werden: eben der politische. 
Die Auffassung, die spezifischen Merkmale für zweitrangig und nicht 
wesentlich zu halten, zeigt sich zum anderen bei der Betrachtung der 
Merkmale der Presse im einzelnen, die von bürgerlichen Zeitungswis-
senschaftlern für ihre Definitionen der Presse bevorzugt worden seien. 
Die behauptete Unwissenschaftlichkeit dieser „Definitionsversuche“ 
wird ausschließlich damit begründet, dass „sie die G r u n d f r a g e  
umgingen, nämlich in welchem Verhältnis die Presse zu den Klassen 
steht“64. Nun mangelt es Definitionen der Presse, die von deren konk-
ret-historischem und sozialem Bezug abstrahieren, in der Tat erheblich 
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an Wissenschaftlichkeit. Die Argumentation gegen diese Versuche 
aber erschöpft sich darin, die einzelnen Merkmale wegen fehlenden 
Hinweises auf ihren Klassenbezug als unzulänglich oder gar gänzlich 
ungeeignet für die Bestimmung des Wesens der Presse zu qualifizieren.  
So wird zum wirtschaftlichen Aspekt der (bürgerlichen) Presse festge-
stellt, dass im Unterschied zu anderen Produkten mit Warencharakter 
ihr Wirkungsbereich „das Denken der Menschen, ihr Bewusstsein“ 
umfasse. Pauschal heißt es: 

„Da die Presse das wichtigste Mittel zur Verbreitung politischer 
Ideen und Anschauungen ist, muss notwendig ihr Warencharakter 
in den Hintergrund treten.“ Und daraus folge, „dass die ‚gewerbs-
mäßige Herstellung‘ der Presse wohl ein Merkmal, aber nicht das 
entscheidende sein kann, das die Gesetzmäßigkeit ihrer Entwick-
lung bestimmt.“65 

Dies firmiert übrigens als „Teilschlussfolgerung“ aus anderen, später 
noch zu erörternden Ausführungen im selben Lehrbrief über die Bezie-
hungen der Presse zur Wirtschaft, denen zufolge die Einheit der öko-
nomischen Funktion mit der politischen als „Doppelcharakter“ eine 
Eigengesetzlichkeit der kapitalistischen Presse ist, die „ihr ganzes We-
sen durchdringt“.66  
Zur technischen Seite heißt es kurzerhand, dass, da „für den Charakter 
der Presse nicht der Druck, sondern der (wie an anderer Stelle67 be-
tont: klassenbedingte - H. P.) I n h a l t  maßgeblich ist“, folglich auch 
„die Drucktechnik nicht das Wesen der Presse bestimmen“ kann.68  
Ebensowenig könnten einseitig an der literarischen, kulturellen Seite 
der Presse festgemachte Definitionen befriedigen: „Es kann nicht be-
stritten werden, dass auch die journalistische Produktion unter den 
Begriff Literatur im weitesten Sinne des Wortes fällt. Wer aber die 
Presse l e d i g l i c h  als eine besondere Form der Literatur oder der 
kulturellen Wirksamkeit betrachtet, wird nicht der Kompliziertheit der 
gesellschaftlichen Erscheinung Presse gerecht und unterschätzt ihre 
gegenüber der Buchliteratur unmittelbare, breitere und gesellschaft-
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lich operativere Wirkung.“69 Eine Kritik, die offenbar auch als Mah-
nung an diejenigen im eigenen Lager gedacht ist, die die Zugehörigkeit 
der Presse zur Literatur betonen, dies freilich keineswegs verabsolutie-
ren wollen. 
Zum Merkmal der Nachrichtenverbreitung wird festgestellt, es er-
schöpfe nicht das Wesen der Presse, „bleibt doch die Frage offen, um 
Nachrichten welcher Art es sich handelt, nach welchen Gesichtspunk-
ten sie ausgewählt werden und welchen Zweck die Zeitungsherausge-
ber mit ihrer Veröffentlichung verfolgen.“70  
Schließlich seien Periodizität, Aktualität, Universalität und Publizität 
ohne Zweifel charakteristische Kennzeichen „der Presse allgemein“, 
„aber sobald man die Frage nach der Klassengebundenheit der Presse 
stellt, erweist sich die Begrenztheit dieser Begriffe.“ Für sich genom-
men sagten sie nichts darüber aus, wessen Interessen und welchem 
Zweck Zeitungen dienen, und sogar, „warum Zeitungen erscheinen“, 
weil darüber offenbar lediglich die verfolgten Klasseninteressen Auf-
schluss geben.71  
Diese Argumentation geht in keiner Weise darauf ein, dass auch die für 
die Definition als unzulänglich befundenen Merkmale Ausdruck be-
stimmter anderer, freilich nicht politischer und klassenmäßiger, Zu-
sammenhänge des Journalismus mit der Gesellschaft sind, und sie lässt 
die Frage gar nicht zu, ob deshalb nicht auch diese Merkmale etwas 
über das Wesen der Presse aussagen, darüber, warum Zeitungen er-
scheinen. Erst bei Analyse dieser anderen Zusammenhänge aber wäre 
es möglich, inhaltsvoll über die Einseitigkeit und Unvollkommenheit 
der Definitionen zu reden. 
Die bedingungslose Unterordnung der Presse unter die Partei hat abso-
luten Vorrang vor allem anderen. Als Angriff darauf oder als Ablen-
kung davon wurde offenbar jeder Versuch betrachtet, den Eigenwert 
anderer Merkmale der Presse oder gar ihre Eigengesetzlichkeit als von 
der Partei zu respektieren darzustellen. 

 
* * * 

                                                           
69 Die Lehren aus Stalins Werk, S. 20. 
70 Geschichte der deutschen Presse. Lehrbrief 1, S. 8. 
71 Ebenda, S. 9. 
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Die zweite Tendenz in der Behandlung der Besonderheiten der politi-
schen Institution Presse äußert sich in einer Konkretisierung des me-
thodologischen Grundsatzes, dass eben diese für die journalistische 
Wissenschaft das Wichtigste sind und dass sie auf besonderen, aus der 
Natur des Pressewesens selbst sich ergebenden Gesetzmäßigkeiten be-
ruhen. Schmidt ist sich bei dieser Annahme, die natürlich auch vor dem 
Hintergrund des kurzschlüssigen und bedenkenlosen Umgangs mit dem 
Begriff der Gesetzmäßigkeit mindestens im damaligen Marxismus-
Leninismus zu sehen ist, wohl bewusst, dass Journalistik und Presse 
besonders kompliziert in Wesen und Wirkungsweise sind und dass, um  

„die spezifischen Entwicklungsgesetzmäßigkeiten der Presse und 
der Journalistik in ihrer ganzen Vielfalt aufzudecken und somit eine 
geschlossene Pressetheorie zu entwickeln, ... es einer umfassenden 
Forschungsarbeit, der Sammlung und Verarbeitung eines ungeheu-
ren Tatsachenmaterials (bedarf)“.72 

Im Lehrbrief 1 zur Deutschen Pressegeschichte heißt es ein Jahr später, 
dass „zur erschöpfenden und allseitigen Beantwortung dieser Frage ein 
bereits außerordentlich tiefer Erkenntnisprozess nötig wäre, wie er bei 
der journalistischen Wissenschaft noch nicht vorhanden sein kann.“73 
In diesem Sinne gibt Schmidt eine „vorläufige Beschreibung einiger 
spezifischer Gesetzmäßigkeiten“74, die man als Arbeitshypothesen zu 
grundlegenden Zusammenhängen bezeichnen kann, die das Wesen, die 
Wirkungsweise der Presse kennzeichnen. 

1. 
Als wichtigste Besonderheit der Presse wird, wie schon weiter oben 
festgestellt, ihre aktive Wirkung vor allen Dingen mit sprachlich-
literarischen Mitteln gesehen. Die spezielle Betrachtung dieser Beson-
derheit als für das Wesen der Presse unabdingbar hatte Hermann 
Budzislawski bereits auf der Stalinkonferenz mit seiner These auf die 
Tagesordnung gesetzt, dass die Presse sowohl der Sphäre der Politik 
wie auch jener der Literatur zugehörig sei und dass auf sie die Proble-
matik der Literatur weitgehend angewandt werden müsse. Zunächst 
vollauf damit beschäftigt, für die Akzeptanz dieser These, die er ver-

                                                           
72 Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 6. 
73 Geschichte der deutschen Presse. Lehrbrief 1, S. 59. 
74 Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 6. 
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mutlich für unmittelbar einsichtig hielt, zu kämpfen, hat er noch nicht 
näher ausgeführt, was sie für die Presse bedeutet. Aber seine Berufung 
auf die „die Wirklichkeit beschreibende und verändernde Literatur“ 
oder seine optimistische Erwartung, dass die Journalisten „durch den 
Grad von Kunst, mit dem sie schaffen“, sich den Künstlern allmählich 
annähern werden75, sprechen deutlich von seiner Überzeugung, dass 
der Journalismus eine eigenständige, kreative Aufgabe bei der Aneig-
nung der Wirklichkeit zu erfüllen hat und dass das wesentlich ist für 
sein Wirken als Bestandteil des Überbaus, als politische Institution 
Auf diesem Wege weitergegangen ist Dietrich Schmidt, der, wie schon 
ausgeführt, die Gesamtheit der sprachlich-stilistischen, literarischen, 
methodischen, graphischen, künstlerischen Mittel, die zur Gestaltung 
der Zeitung erforderlich sind, als Journalistik bezeichnet und diese als 
die wichtigste Seite des Pressewesens. 
Hier ist zunächst festzuhalten: Auch Schmidt betrachtet also dieses 
besondere Merkmal der Presse – wie im folgenden die anderen – als 
Mittel für deren Funktion als politische Institution. Er weist ausdrück-
lich auf eine Abhängigkeit der literarischen Seite der Presse von der 
Politik und vom Klassenkampf hin: „Dass die Presse die Gattungen 
und Formen der Literatur, die sie für ihre Zwecke nutzbar macht, um-
gestalten muss, ergibt sich aus ihrer Funktion als besondere politische 
Institution des Überbaus, die die Aufgabe hat, die Ideologie einer be-
stimmten Klasse kontinuierlich in breite Volksschichten zu tragen.“76 
Und er sieht eine „Gesetzmäßigkeit in der Pressegeschichte, dass in 
Zeiten zugespitzter Klassenkämpfe und revolutionärer Massenbewe-
gungen die Presse sowohl im Inhalt als auch in der Form bedeutende 
Fortschritte macht.“77 
Aber, und das ist ein wesentlicher Unterschied zur ersten Tendenz in 
der theoretischen Arbeit, Schmidt betrachtet die Journalistik wie ande-
re Besonderheiten der Presse nicht nur als Mittel der politischen Insti-
tution Presse, nicht nur in ihrer Abhängigkeit von Politik und Klassen-
auseinandersetzungen, sondern auch und ganz besonders in Hinsicht 
auf ihre Eigengesetzlichkeit, ihren Eigenwert. 

                                                           
75 Vgl. Die Lehren aus Stalins Werk, S. 89 f. 
76 Geschichte der deutschen Presse. Lehrbrief 1, S. 38 f. 
77 Ebenda, S. 41. 
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Die Eigengesetzlichkeit der Journalistik sucht er zu erfassen, indem er 
diese als eine „Form des gesellschaftlichen Bewusstseins“ bezeichnet. 
Die Journalistik sei - ähnlich der Wissenschaft, Kunst und schöngeisti-
gen Literatur – „eine spezifische Art der Widerspiegelung der objekti-
ven Realität“, eine „besondere Art des Erkenntnisprozesses (im Lehr-
brief 1 Deutsche Pressegeschichte, S. 50: „der Erkenntnis“) der objek-
tiven Wirklichkeit“, ein „sehr wirksamer Faktor bei der aktiven Ver-
änderung der gesellschaftlichen Verhältnisse“78.  
Damit greift Schmidt auf konzeptionelle Aussagen der marxistisch-
leninistischen Ästhetik zurück, damals in Gestalt eines Aufsatzes des 
sowjetischen Kunsttheoretikers A. I. Burow vorliegend79, in denen 
Kunst als Widerspiegelung der Wirklichkeit, als eine der Formen des 
gesellschaftlichen Bewusstseins begriffen und auf der Grundlage der 
marxistisch-leninistischen Widerspiegelungstheorie erklärt wurde und 
die er als einen fruchtbaren Ansatz für das theoretische Verständnis der 
Journalistik ansah. 
Ein solcher Ansatzpunkt ist die (hier einer etwas späteren Buchpublika-
tion entnommene) These Burows, dass die Differenzierung des gesell-
schaftlichen Bewusstseins 

„ein Prozess der Klärung der s p e z i f i s c h e n  A u f g a b e n  
jeder gegebenen Form des gesellschaftlichen Bewusstseins, der Be-
stimmung der s p e z i f i s c h e n  M e t h o d e n  der Erkenntnis 
und folglich vor allem der Bestimmung und darauffolgenden Präzi-
sierung des s p e z i f i s c h e n  G e g e n s t a n d e s  – des Krei-
ses von Erscheinungen, Seiten und Qualitäten der objektiven Welt, 
die den ‚Kompetenzbereich‘ jeder gegebenen Art des Bewusstseins 
ausmachen“, gewesen sei. Jede Form oder Art des gesellschaftli-
chen Bewusstseins sei „selbständig in dem Sinne, dass sie ihren 
‚Kompetenzbereich‘ (Gegenstand) und damit ihren spezifischen In-
halt besitzt, ihre inneren Entwicklungsgesetzmäßigkeiten, inneren 
Funktionsgesetze, ihre eigenen Erkenntnismethoden und dement-
sprechend auch eine besondere Art und Weise, die Wahrheit auszu-
drücken.“80  

                                                           
78 Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 8. 
79 Burow, A. I.: Über die Spezifik des Inhalts und der Form in der Kunst. In: Sow-

jetwissenschaft, Kunst und Literatur, Heft 2/1954. 
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Damit findet Schmidt in der Ästhetik bzw. Kunsttheorie einen Ansatz-
punkt für sein Bemühen, die spezifische, „aus der Natur des Pressewe-
sens selbst“ erwachsende Eigenart der Journalistik als geistiger Tätig-
keit zu erfassen, die die Wirkungsgrundlage für die Presse als politi-
sche Institution ist und zu der sich die Politik so oder so verhalten 
muss. 
Schmidt wendet Burows Aussage zum Gegenstand der Kunst auf die 
Journalistik an, indem er erklärt: 

„Der besondere Charakter, den die Widerspiegelung der objektiven 
Realität in der Journalistik annimmt, ergibt sich nicht nur aus der 
Art und Weise, sondern auch aus dem O b j e k t  der Widerspiege-
lung. Mehr noch: Die besonderen Gegenstände der Widerspiege-
lung bestimmen maßgebend auch die spezifischen Gestaltungsgeset-
ze der Journalistik. Umfassender ausgedrückt heißt das, dass sich 
die wichtigsten Besonderheiten der Journalistik als Zweig der Lite-
ratur eben aus den besonderen Gegenständen der Widerspiegelung 
ergeben und dass darin die Wurzeln dieser Besonderheiten lie-
gen.“81  

Diese Feststellung ist außerordentlich bedeutsam, weil sie konkretisiert 
und den Blick dafür öffnet, inwiefern der Einsatz der Journalistik als 
Mittel der Politik die Berücksichtigung ihrer Eigengesetzlichkeit vo-
raussetzt. Schmidts Aussagen besagen, dass die Presse als politische 
Institution nur wirksam werden kann, indem sie den Menschen, der 
Gesellschaft hilft, sich mit den Mitteln der Journalistik deren spezifi-
schen Gegenstand anzueignen. Die Aneignung erfolgt entsprechend 
konkreten gesellschaftlichen Bedürfnissen, sie kann aber sinnvoll nur 
auf eine Weise vollzogen werden, die der Beschaffenheit des Gegen-
standes gemäß ist. Das Ergebnis wird durch die Gestaltung nach politi-
schen Interessen gebrochen. Die die Presse gebrauchende politische 
Kraft besitzt und nutzt dafür einen bestimmten Ermessensspielraum, 
sie kann sich aber, wie schon weiter oben bemerkt, nicht ungestraft 
über die vom Gegenstand selbst bestimmte Art und Weise seiner An-
eignung hinwegsetzen. 
Erst indem problematisiert wurde, dass die Presse nicht schlechthin 
eine politische Transmission ist, sondern in Gestalt des Journalismus 
eine bestimmte Leistung für die geistige Auseinandersetzung mit der 
                                                           
81 Geschichte der deutschen Presse. Lehrbrief 1, S. 50; vgl. auch Schmidt, Dietrich: 
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gesellschaftlichen Wirklichkeit zu erbringen hat, öffnete sich die Mög-
lichkeit zu erfassen, warum der Journalismus zum Instrument der Poli-
tik wurde und was er als solches leisten kann; was aus der Erfüllung 
seiner Aneignungsaufgabe in der Brechung durch Klasseninteressen, 
weltanschauliche Position und politische Strategien verschiedener so-
zialer Subjekte wird; welche Erfordernisse seiner Gestaltung und sei-
nes Einsatzes sich für eine sozialistische Bewegung ergeben, die sich 
Emanzipation auf ihre Fahne geschrieben hat. 
Nebenbei bemerkt, widerspricht Schmidts Kennzeichnung der Journa-
listik als Art der Erkenntnis, deren Eigenart durch ihren Gegenstand 
bedingt ist, einer (möglicherweise von ihm selbst formulierten) Passage 
im Lehrbrief 1 Deutsche Pressegeschichte, der zufolge die Klärung der 
besonderen Stellung der Presse im Überbau „den C h a r a k t e r  und 
... den k l a s s e n b e d i n g t e n  I n h a l t  der Presse“ betreffe, 
während es sich bei der Journalistik um die M i t t e l  handle, mit de-
nen sie ihre Wirkung erreicht.82 Wenn man der vorherigen Darstellung 
Schmidts folgt, kann der – in der Tat auch klassenbedingte – Inhalt der 
Presse, soweit er journalistischer Natur ist, nicht theoretisch erfaßt 
werden, ohne ihn als Produkt der Aneignung des Gegenstands dieser 
Art der Erkenntnis zu begreifen. Zugleich lässt sich die Journalistik, 
wenn man sie als eine Art der Erkenntnis betrachtet, nicht nur mit den 
im Erkenntnisprozess angewandten Mitteln, ohne den gegenständlich 
bedingten Inhalt eben dieser Art der Erkenntnis charakterisieren. 
Schmidt liefert eine erste, vorsichtige Bestimmung des Gegenstands 
der Journalistik: Ihr Hauptobjekt sei das Geschehen im politischen, 
wirtschaftlichen, kulturellen Leben der unmittelbaren Gegenwart in der 
ganzen Vielfalt seiner Erscheinungen. Das untersuchten zwar auch 
Wissenschaft und Kunst, die Presse aber tue es schneller und umfas-
sender sowie mittels besonderer Methoden.83 Diese Bestimmung ist 
noch unvollkommen, hinsichtlich der Abgrenzung von anderen Über-
bauinstitutionen inkonsequent, und dafür ist sie später kritisiert wor-
den; wir werden an anderer Stelle darauf zurückkommen.84 Aber sie 
leistet doch etwas sehr Wichtiges: Sie setzt die Aufgabe auf die Tages-
ordnung der theoretischen Arbeit, zu erkunden, warum und inwiefern 
                                                           
82 Vgl. Geschichte der deutschen Presse. Lehrbrief 1, S. 38. 
83 Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 8. 
84 Vgl. dazu Walther, Willy: Journalistik und Philosophie. Karl-Marx-Universität, 
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das Geschehen der unmittelbaren Gegenwart zum Gegenstand der 
Journalistik geworden ist, welche inneren Zusammenhänge es aus-
zeichnen und unter welchen Parametern es folglich journalistisch wi-
dergespiegelt werden muss, um die vorhandenen gesellschaftlichen 
Bedürfnisse, nicht zuletzt die der Politik, zu befriedigen. Es wird noch 
festzustellen sein, ob und auf welche Weise dieser Tagesordnungs-
punkt aufgegriffen und abgearbeitet wurde. 

2. 
An diese gegenständliche Charakterisierung der Journalistik schließen 
im Artikel von 1954 die Aussagen über ihre methodische Spezifik an. 
Allgemein wird zunächst festgestellt: Hauptmethode der Wiedergabe 
der Ereignisse im gesellschaftlichen Leben ist die Information. Infor-
mation ist eine „spezifische Aufgabe“ der Presse, ihre Gesetzmäßigkei-
ten sind objektive und spezifische Gesetzmäßigkeiten des Pressewe-
sens und der Journalistik.85 
Will man die Bedeutung richtig verstehen, in der der Informationsbe-
griff hier gebraucht wird, muss man eine Fußnote aus dem Lehrbrief 1 
Deutsche Pressegeschichte unbedingt heranziehen: 

„Um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: bei der Infor-
mation im allgemeinen Sinne handelt es sich nicht nur um die 
Nachrichten, sondern um die Wiedergabe aktueller Ereignisse 
überhaupt, unabhängig von der journalistischen Form der Darstel-
lung.“86  

Recht umfassend wird sodann, ebenfalls von der gegenständlichen 
Spezifik der Journalistik ausgehend, die gesellschaftliche Funktion be-
schrieben, die die journalistische Information erfüllt. 

„Mit Hilfe der umfassenden und öffentlichen Information (jede an-
dere Art der Information durch staatliche Stellen oder andere Insti-
tutionen ist mehr oder weniger nichtöffentlich und auf einen kleinen 
Kreis von Menschen beschränkt) dient die Presse der Bildung der 
Menschen, vermittelt sie ihnen Kenntnisse und hilft sie ihnen, die 
gesellschaftliche Wirklichkeit zu erkennen. Sie trägt auf diese Weise 
dazu bei, geistige Verbindungen zwischen den Menschen herzustel-
len, die zusammenhängende Entwicklung aller Institutionen der Ge-
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sellschaft zu gewährleisten, und sie befriedigt damit ein politisches 
und kulturelles Massenbedürfnis.“87  

Bei der Information, „aber auch bei allen anderen Varianten der jour-
nalistischen Tätigkeit“ seien besondere Eigenschaften der Presse wirk-
sam – Aktualität, Kontinuität, Publizität, Universalität. Der politischen 
Funktion der Presse untergeordnet, wandeln sie sich mit ihr. Sie seien 
nicht abstrakte Fetische wie in der bürgerlichen Zeitungswissenschaft, 
dennoch aber für die spezifische Eigenart von Wirkung und Gestaltung 
der Presse von außerordentlicher Bedeutung.88 

„Aus der Tatsache des periodischen Erscheinens der Zeitung und 
ihres ununterbrochenen Einwirkens auf das Bewusstsein der Men-
schen erwachsen verschiedene Eigengesetzlichkeiten und Methoden 
des journalistischen Schaffens, die keinem anderen Literaturzweig 
und keinem anderen Gebiet der ideologisch-publizistischen Arbeit 
eigen sind.“89  

Die Presse könne das gesellschaftliche Geschehen so umfassend und 
schnell widerspiegeln wie keine andere Institution. 

„Aus diesem Grunde beeinflusst sie nicht nur eine bestimmte Seite 
der gesellschaftlichen Entwicklung, sondern sie wirkt auf alle Sphä-
ren des politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens der Ge-
sellschaft ein. Sie hilft in entscheidendem Maße, die gesamte aktive 
Tätigkeit des Überbaus auf die Basis zu vermitteln.“90  

Auch hier werden die Eigenschaften der Presse eher als natürlich gege-
ben und auf ihre Wirkungen hin betrachtet und nicht darauf befragt, 
inwiefern sie auf gesellschaftliche Bedingungen und Bedürfnisse zu-
rückgehen. Aber es wird doch ihre außerordentliche Bedeutung aner-
kannt und es bleibt der Weg zu der Frage offen, was sie unabhängig 
von Klasseninteressen über die Gründe für das Erscheinen von Zeitun-
gen aussagen. 

3. 
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Im Unterschied zu der weiter oben angeführten, der ersten Tendenz 
entsprechenden summarischen Feststellung, dass, da für den Charakter 
der Presse nicht ihr Druck, sondern ihr Inhalt maßgeblich sei, die 
Drucktechnik nicht ihr Wesen bestimmen könne, wird hier die „techni-
sche Organisationsform des Pressewesens“ gerade in ihrer wesentli-
chen Bedeutung für den Inhalt der Presse betrachtet: Aus der besonde-
ren Art von Herstellung, Vervielfältigung und Vertrieb ergäben sich 
spezifische Gesetzmäßigkeiten, die Charakter und Wirkungsweise der 
Presse als politischer Institution entscheidend beeinflussten. 

„Nur auf Grund der Möglichkeiten einer raschen und periodischen 
Publikation und einer schnellen und weiten Verbreitung konnte sich 
die Journalistik als eine spezifische Art der schriftstellerischen Tä-
tigkeit und der Widerspiegelung des realen Lebens entfalten.“91  

Aus dieser Entwicklung erkläre sich die erwähnte Fähigkeit der Presse, 
das gesellschaftliche Geschehen so umfassend, nachhaltig und rasch 
widerzuspiegeln wie kein anderes Instrument des ideologischen Kamp-
fes; nicht nur auf eine bestimmte Seite der gesellschaftlichen Entwick-
lung, sondern auf alle Sphären des politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Lebens der Menschen einzuwirken.92  

4. 
Eine wichtige Funktion der Presse dürfe nicht übersehen werden:  

„...sie ist nicht nur Instrument der politischen Bewusstseinsbildung 
und der allseitigen Information, sondern sie befriedigt auch ein kul-
turelles Bedürfnis der Massen, das natürliche Bedürfnis der Men-
schen nach Entspannung und allgemeiner Bildung... Diese Funktion 
der Presse ergibt sich ebenfalls aus ihrer besonderen Natur, sie ist 
eine Eigenart ihres Wesens, die jedoch von den einzelnen Klassen 
in ihrem Sinn ausgenutzt wird.“93  

Diese Feststellung korrespondiert unmittelbar mit einer Schlussfolge-
rung, die die SED aus der Krise um den 17. Juni 1953 gezogen hatte. 
Im Lehrbrief 1 deutsche Pressegeschichte heißt es dazu: 

„Wenn die sozialistische Presse aber gegen diese Eigenart und Ge-
setzmäßigkeit verstößt, schwächt sie ihre Wirkungskraft ab und er-
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füllt ihre Rolle im gesellschaftlichen Leben nur ungenügend. Ein 
Ausdruck der Verletzung dieser Gesetzmäßigkeit war zum Beispiel 
die vorübergehende Unterschätzung der allgemeinbildenden und 
unterhaltenden Aufgaben in der Parteipresse der SED, die auf dem 
16. Plenum des ZK der Partei von Fred Oelßner scharf kritisiert 
wurde.“94  

* * * 
Als Fazit lässt sich hier für die zweite Tendenz in der Theoriebildung 
festhalten, dass die ausführliche Behandlung der als wesentlich erach-
teten spezifischen Merkmale der Presse einen brauchbaren Ansatz-
punkt dafür bot, in der weiteren theoretischen Arbeit die gesellschaftli-
che Bedingtheit dieser Merkmale und damit die vom Journalismus für 
die Gesellschaft zu erbringende eigenständige und kreative Leistung, 
mit der er erst zum wirksamen Instrument emanzipatorischer Politik 
werden könnte, wissenschaftlich zu erkunden. 
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Charakter, Programm und Methoden  
der Journalistik als Wissenschaft 

Eine Wissenschaft von der Presse zu schaffen, die theoretisches Rüst-
zeug für den historisch neuartigen Journalismus liefert, den die Gestal-
tung der künftig sozialistischen Gesellschaft erfordert, wurde von allen 
als Pionieraufgabe begriffen. Und das nicht nur, weil die Journalistik 
als junge Wissenschaft sich ihren Platz im System der Wissenschaften 
erst noch erobern mußte: 

„Sie besitzt noch keine völlig klare und allgemein anerkannte Defi-
nition ihres Gegenstandes und ihrer Methodologie, und sie hat sich 
deshalb noch gegen manche ‘traditionellen’ Vorurteile durchzuset-
zen...“95  

Vor allem wurden die vorgefundenen wissenschaftlichen Mittel als für 
die Bearbeitung des neuen Feldes untauglich befunden. Dafür wurden 
zwei miteinander verbundene Gründe geltend gemacht. Zum einen die 
ideologische und politische Eingebundenheit der bürgerlichen Presse-
wissenschaft in die kapitalistische Gesellschaft. Nach einem kurzen, an 
Groths 1948 erschienene „Geschichte der deutschen Zeitungswissen-
schaft“ angelehnten Einblick in das 19. Jahrhundert heißt es dazu im 
Lehrbrief 1 Deutsche Pressegeschichte: 

„Erst mit dem Übergang zum Imperialismus, vor allem seit ihrer 
Niederlage im ersten Weltkrieg, begann die deutsche Bourgeoisie 
ernsthaft und in breiterem Umfang, Forschung und Lehre auf dem 
Gebiet des Pressewesens aus den übrigen Wissenschaften herauszu-
lösen und zu einer selbständigen Disziplin zu erweitern. Dem 
sprunghaft gestiegenen Interesse, das Großkapitalisten und Verle-
gerorganisationen nunmehr für die Beschäftigung mit den Mitteln 
der öffentlichen Meinungsbildung bekundeten, lag ein sehr sichtba-
res Klasseninteresse zugrunde. Angesichts der revolutionären Er-
schütterungen, die durch die Welt gingen, und unter dem Eindruck 
des wachsenden Einflusses der revolutionären Arbeiterbewegung 
empfanden sie das dringende Bedürfnis, wirksamere Methoden der 
Massenpropaganda und der ideologischen Vergiftung herauszufin-
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den. Diesem Zweck sollte die Presseforschung dienen.“96  
Der zweite Grund war der zweifelhafte Status der bürgerlichen Zei-
tungswissenschaft als Universitätsdisziplin. Nie sei „aus der bürgerli-
chen Literatur die Streitfrage ... verschwunden, ob diese Disziplin tat-
sächlich lebensfähig und als selbständige Disziplin existenzberechtigt 
sei.“97 Aus Groths Einschätzung, dass es ihr an den Hochschulen bis 
dahin nicht gelungen sei, mit der Schaffung ihrer theoretischen Grund-
begriffe diese Zweifel zu widerlegen, wurde gefolgert: 

„Diese Selbsteinschätzung beweist wohl mit aller Deutlichkeit, in 
welch heillose Verwirrung die ‚Zeitungswissenschaft‘ im Schlepp-
tau der bürgerlichen Ideologie geraten ist, dass alle ihre Versuche 
fehlgeschlagen sind, aus dem Stadium des Experimentierens her-
auszukommen und sich eine tragfähige Basis zu schaffen... Es ist of-
fensichtlich: die ... bürgerliche Zeitungswissenschaft wies von 
vornherein alle Merkmale der verfallenden Wissenschaft des nie-
dergehenden Bürgertums aus. Das kaum geborene Kind war und ist 
dazu verurteilt, ein lebensuntüchtiger Krüppel zu bleiben.“98  

So sehr dieses Urteil allgemein geteilt und vor allem die Entwicklungs-
fähigkeit der bürgerlichen Zeitungswissenschaft in Frage gestellt wur-
de, finden sich doch auch bemerkenswerte Schattierungen in ihrer Wer-
tung. Eildermann erklärt, unter Absehung von progessiven Traditionen, 
entschieden, dass sie, die die bürgerliche Ordnung, die Lohnsklaverei 
etc. verteidige und „schon vom Augenblick ihres Entstehens (im Impe-
rialismus) an einen apologetischen Charakter (hatte)“, also zum Über-
bau der kapitalistischen Basis gehöre und als Wissenschaft strengge-
nommen in Anführungszeichen zu setzen sei.99 Folgte man dieser Ein-
schätzung, bliebe als Form der Beschäftigung mit bürgerlichen Pres-
setheorien eigentlich nur noch deren ideologische und politische Ent-
larvung. 
Budzislawski äußert sich nicht so apodiktisch, für ihn ist daran noch 
nicht alles klar. Er fragt: 

„Ist die Publizistik bisher eine Wissenschaft gewesen? Um das zu 
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beantworten, muss die bisherige bürgerliche Zeitungswissenschaft 
kritisch durchleuchtet werden. Es muss gefragt werden, ob ... (sie) 
zum Überbau über der kapitalistischen Basis gehört, womit ihr, 
nach Zerstörung dieser Basis, das Urteil gesprochen wäre.“100  

Der Grund für dieses sein vorsichtigeres Herangehen liegt in der für 
ihn noch offenen Frage, ob auch die marxistisch-leninistische Zei-
tungswissenschaft als Überbaubestandteil über der entstehenden sozia-
listischen Basis zu betrachten sei oder ob ihre Erkenntnisse über die 
bestehende Basis hinausgingen, die echte Wissenschaft also ähnlich 
der Sprache weder zum Überbau noch zur Basis gehöre.101 Diese Frage, 
die im Grunde zur Diskussion darüber herausforderte, dass die anzu-
strebende Wissenschaft nicht auf Dienst für die Klasse, an der Politik 
reduziert werden darf, ist freilich im Raum stehen geblieben. 
Unbeirrt durch eine solche Frage wurde aus der vorgefundenen Situati-
on die Schlussfolgerung für einen Neubeginn gezogen und als Lehr-
meinung formuliert: 

„Es handelt sich für uns nicht darum, den beim Bürgertum fehlge-
schlagenen Versuch zur Entwicklung einer selbständigen Zeitungs-
wissenschaft zu ‚erneuern‘, einzelne ihrer Konzeptionen zu ‚berich-
tigen‘ oder ‚kritisch fortzuentwickeln‘. Es gibt zwar ein nennens-
wertes Tatsachenmaterial, das von der bürgerlichen Pressefor-
schung zutage gefördert wurde und das für uns nicht entbehrlich 
ist; es gibt auch Teilerkenntnisse, die wir verwerten können und sol-
len, wenn wir sie von reaktionärer Deutung reinigen – doch die 
Journalistik ist entsprechend ihrem Gegenstand eine Gesellschafts-
wissenschaft, also eine u n m i t t e l b a r  k l a s s e n g e b u n -
d e n e  W i s s e n s c h a f t . Das heißt, sie unterscheidet sich 
nicht nur in ihrer Funktion und ihrer Methodologie, sondern auch 
in der A u f f a s s u n g  i h r e s  G e g e n s t a n d e s  grund-
sätzlich von den verschiedenen ‚Pressetheorien‘ der bürgerlichen 
Zeitungswissenschaft. Die Entwicklung einer selbständigen, echten 
journalistischen Wissenschaft ist nur möglich im Rahmen des Mar-
xismus-Leninismus, da nur er über jene Erkenntnismethoden ver-
fügt, die uns das wirkliche Wesen der gesellschaftlichen Erschei-
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nungen erschließen.“102  
In diesem, wohl von allen Akteuren geteilten Selbstverständnis ergibt 
sich die unmittelbare Klassengebundenheit der Pressewissenschaft also 
daraus, dass ihr Gegenstand in besonderem Maße Klasseninteressen 
berührt. „Unmittelbare Klassengebundenheit“ bedeutete, dass die Ar-
beit der wissenschaftlichen Institution wie jedes einzelnen Wissen-
schaftlers nur im Auftrage der Arbeiterklasse, und das heißt: der mar-
xistisch-leninistischen Partei als des konsequentesten Vertreters ihrer 
Interessen, erfolgen kann und deshalb der Partei gegenüber zu verant-
worten ist, von ihr angeleitet und kontrolliert werden muss. Und damit 
verband sich die Überzeugung vom Erkenntnisprivileg der im Auftrag 
und vom Standpunkt der Arbeiterklasse betriebenen wissenschaftlichen 
Arbeit, da nur die Interessen dieser Klasse schrankenlose gesellschaft-
liche Entwicklung erfordern, sie deshalb an unbegrenzter Erkenntnis 
gesellschaftlicher Zusammenhänge sowohl interessiert als auch zu ihr 
fähig ist; was sich in der Verfügung über den Marxismus-Leninismus 
ausdrückt, dessen höchste Instanz wiederum die Partei ist. 
Eine spezifische Bestätigung dafür, die die enge Bindung an die Partei 
bekräftigte, war die in der SED tradierte und aus der Sowjetunion her-
eingetragene Vorstellung von den Wurzeln der Journalistik als echter 
Wissenschaft in der Arbeiterbewegung. Allgemein wurde die Heraus-
differenzierung der Journalistik als neuer selbständiger Wissenschaft 
aus einem „ständig wachsende(n) Bedürfnis der Gesellschaft“ erklärt, 
„alle Erscheinungen des natürlichen und gesellschaftlichen Lebens zu 
erforschen, um dem Fortschritt der Menschheit zu dienen“. Auch die 
„misslungenen Versuche des Bürgertums in dieser Hinsicht“103 wurden 
hier eingeordnet. Dieses praktische Bedürfnis habe in noch höherem 
Grade den Ausschlag für das Entstehen der marxistischen Journalistik 
gegeben. Den Notwendigkeiten des Klassenkampfes folgend, habe die 
Arbeiterklasse, seit sie eine organisierte Kraft wurde und sich ein eige-
nes Pressewesen schuf, auch die theoretischen Grundlagen für eine 
Wissenschaft von der Presse gelegt. 

„Karl Marx und Friedrich Engels gaben in ihren wissenschaftli-
chen Werken die ersten wesentlichen Anhaltspunkte für das Studium 
des Pressewesens. In ihrer praktischen Tätigkeit entwickelten sie 
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jene ideologischen Grundsätze und Arbeitsmethoden, die proletari-
schen und bürgerlichen Journalismus prinzipiell voneinander un-
terscheiden. In jeder historischen Phase formte die sozialistische 
Presse ihre Prinzipien, ihre Organisations- und Arbeitsmethoden 
weiter aus und bereicherte somit die marxistische Pressetheorie. 
Die bolschewistische Partei und ihre Führer Lenin und Stalin fass-
ten die gesamten Erfahrungen der internationalen sozialistischen 
und demokratischen Presse erstmals zu einer geschlossenen Lehre 
von der revolutionären Presse der Arbeiterklasse zusammen. Sie 
erhält durch den Kampf der sozialistischen Presse in allen Ländern 
ständig neue Nahrung und wird auf diese Weise in der Praxis des 
gesellschaftlichen Lebens fortentwickelt. M i t  d e r  L e h r e  
v o n  d e r  P r e s s e  n e u e n  T y p s  w u r d e  d a s  
K e r n s t ü c k  d e r  m a r x i s t i s c h - l e n i n i s t i s c h e n  
P r e s s e t h e o r i e  g e s c h a f f e n .  Durch sie – und nicht 
durch die Versuche bürgerlicher Theoretiker - wurde die J o u r -
n a l i s t i k  a l s  w a h r h a f t e  W i s s e n s c h a f t  b e -
g r ü n d e t .“104  

Dies war der allen gemeinsame Ausgangspunkt für die Ausarbeitung 
einer marxistischen Wissenschaft von der Presse und der Journalistik. 
Wie von hier aus zu arbeiten war, wie die um das Kernstück sich bil-
dende Wissenschaft beschaffen sein sollte, dazu freilich kristallisierten 
sich unterschiedliche Auffassungen heraus, die ebenfalls den schon 
charakterisierten zwei Tendenzen zugeordnet werden können. 

Gegenstand 
Bei der vorläufigen Bestimmung des Gegenstands der marxistischen 
Pressewissenschaft ergibt sich die erste Tendenz folgerichtig aus der 
Verabsolutierung der politischen Funktion als Wesensmerkmal der 
Presse: in der Presse als politischer Institution und nur darin wird der 
Gegenstand der marxistischen Zeitungswissenschaft als selbständiger, 
mit anderen Wissenschaften und mit der Praxis in enger Wechselbezie-
hung stehender Wissenschaft gesehen.105 Der Horizont, innerhalb des-
sen dieser Gegenstand erkundet werden soll, beschränkt sich fast aus-
schließlich auf die revolutionäre Arbeiterbewegung, insbesondere na-
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türlich die marxistisch-leninistische Partei. Die Gesellschaft als ganze 
mit ihren Bedingungen und Bedürfnissen wird, weil im Pressekonzept 
der Partei bereits auf die einzig richtige Weise verarbeitet, gar nicht ins 
Auge gefasst. Zudem wird lediglich allgemein deklariert, die marxisti-
sche Zeitungswissenschaft müsse als Gesellschaftswissenschaft die 
objektiven Gesetzmäßigkeiten der Presseentwicklung richtig wider-
spiegeln und sich dabei von Lenins Anwendung der dialektischen Lo-
gik leiten lassen.106 
Für die zweite Tendenz ist ebenfalls Folgerichtigkeit bei der Bestim-
mung des Gegenstands der zu entwickelnden Wissenschaft zu ver-
zeichnen. Dieser Gegenstand 

„sind die allgemeinen und spezifischen objektiven Gesetzmäßigkei-
ten, die in der Presse als politischer Institution und in der Journa-
listik als einem Zweig der Literatur wirksam sind. Zu ihrem Gegen-
stand gehören weiter die gesetzmäßigen Beziehungen zwischen der 
Presse und anderen gesellschaftlichen Erscheinungen... (Sie) er-
forscht die Entwicklung, die Rolle und Stellung von Presse und 
Journalistik im Leben der Gesellschaft, die besonderen Gesetzmä-
ßigkeiten und Methoden, die ihrem aktiven Einfluß auf das gesell-
schaftliche Leben zugrunde liegen.“107  

Diese Gegenstandsauffassung unterscheidet sich von der weiter oben 
charakterisierten zum einen dadurch, dass sie in die wissenschaftliche 
Untersuchung einen weiteren Kreis von Erscheinungen des gesell-
schaftlichen Lebens einbezieht. Budzislawski plädiert dafür, wie die 
Literatur als Form des gesellschaftlichen Bewusstseins, als Kategorie 
des Überbaus, auch die Presse in der Vielfalt ihrer Beziehungen zu an-
deren gesellschaftlichen Erscheinungen, in ihrer allgemeinen sozialen 
und historischen Bedingtheit zu untersuchen.108 Zum anderen kenn-
zeichnet diese Gegenstandsauffassung, dass an Stelle des allgemeinen 
Bekenntnisses zur Widerspiegelung von Gesetzmäßigkeiten der Pres-
seentwicklung bereits eine recht differenzierte Vorstellung von ge-
setzmäßigen Zusammenhängen auf verschiedenen Ebenen existiert, die 
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theoretisch zu erkunden sind. Das ist an früherer Stelle bereits ausführ-
licher dargestellt. 

Bezeichnung 
In der Diskussion um die treffende Bezeichnung der zu gestaltenden 
Wissenschaft tritt Eildermann für den Namen „Zeitungswissenschaft“ 
ein. Er verteidigt ihn gegen den Einwand, er sei zu eng, da es auch um 

 „die Publizistik überhaupt, auch das Zeitschriftenwesen, die Bü-
cherproduktion, den Rundfunk sowie die mündliche Agitation und 
Propaganda“ gehe, mit dem Argument, dass „es sich für uns ... in 
erster Linie um die Kaderschulung für die Tagespresse und die Lö-
sung der ideologischen und methodischen Probleme der Tageszei-
tungen handelt.“109 

Diese schlicht pragmatische Entscheidung kennzeichnet die erste Ten-
denz. Die zweite besteht darin, dass die Termini „Journalistik“ und 
„Zeitungswissenschaft“ gegeneinander abgewogen werden. Die Ent-
scheidung für „Journalistik“ wird mit Erfordernissen der Erforschung 
des Gegenstands dieser Wissenschaft begründet, nämlich damit, „dass 
die marxistische Wissenschaft vor allen Dingen die Methoden, die Art 
und Weise untersucht, wie die Presse ihren aktiven Einfluß auf die ge-
sellschaftliche Entwicklung ausübt“, dass sie sich also der Journalistik 
als Zweig der Literatur, als spezifische Art der Widerspiegelung der 
objektiven Realität, als Aneignung eines bestimmten Gegenstands zu-
wenden muss. Und weiter: 

„Der Ausdruck ‘Zeitungswissenschaft’ ist unzureichend, weil er die 
Aufmerksamkeit nur auf ein bestimmtes - wenn auch das wichtigste 
- Instrument lenkt, dessen sich die Journalistik bedient. Doch die 
Journalistik als besondere Form der schriftstellerischen Tätigkeit 
bedient sich außerdem auch anderer Instrumente, z. B. des Flug-
blatts, der Zeitschrift und des Rundfunks. Da Presse und Journalis-
tik andererseits das wichtigste Instrument der öffentlichen Mei-
nungsbildung sind und auch das Rückgrat für die mündliche Agita-
tion darstellen, dehnen sich die Untersuchungen der journalisti-
schen Wissenschaft zwangsläufig auch auf andere Formen der Agi-
tation und auf die politische Publizistik überhaupt aus.“110  
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Daraus ergibt sich, dass künftig der Begriff „Journalistik“ in zweifa-
cher Bedeutung zu gebrauchen ist: als Bezeichnung für eine „besonde-
re Form der schriftstellerischen Tätigkeit“ und für die Wissenschaft, 
die sich mit Presse und Journalistik befaßt. 

Praxisbezug 
Für alle war die entstehende Journalistik eine der Gesellschaftswissen-
schaften, die besonders eng mit der gesellschaftlichen Praxis verbun-
den sind. Durchaus unterschiedlich waren jedoch die Vorstellungen 
davon, wie diese Verbindung beschaffen sein solle. Die erste Tendenz 
ist gleichbedeutend mit Förderung der bestehenden Praxis im unmittel-
barsten und engsten Sinne - eben „die Kaderschulung für die Tages-
presse und die Lösung der ideologischen und methodischen Probleme 
der Tageszeitungen“. 
Die andere Tendenz ist ein sehr viel weiteres Verständnis von Unter-
stützung, Fundierung der journalistischen Praxis. Budzislawski erklärt 
dazu auf der Stalinkonferenz: Wir brauchen eine wissenschaftliche 
Grundlegung für die Praxis, deren Hauptweg die Lehre sein muss, die 
aber darüber hinaus Monographien und andere wissenschaftliche Ar-
beiten für weiteren Kreis verlangt und eine umfassende wissenschaftli-
che Diskussion. 

„Das Material für diese Tätigkeit fließt aus der wirklichen Welt, 
aus der Praxis der Presse, und zwar in historischer Form aus der 
vergangenen Praxis, also aus der Pressegeschichte, und ebenso 
sehr aus der Betrachtung der gegenwärtigen Wirklichkeit...“111 

Das ist nach seiner Meinung nur in enger Wechselwirkung mit der Pra-
xis zu erreichen, durch Teilnahme von Praktikern mit ihren Kenntnis-
sen und Fragestellungen. Er sorgt sich darum, dass diese enge Wech-
selbeziehung zur Praxis langfristig gesichert werden muss. 

„In der Publizistik war es bisher meist so, dass die Theoretiker, so-
weit man von solchen sprechen kann, aus der Praxis kamen, und 
das ist auch bei uns der Fall. Aber das sind gewöhnlich die Bedin-
gungen einer jungen Wissenschaft. Ist erst einmal ein theoretisches 
Gebäude errichtet, so wächst in ihm der wissenschaftliche Nach-
wuchs heran, und es entsteht die Gefahr, dass er sich vom wirkli-
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chen Geschehen löst und die Verbindung mit der Praxis verliert.“112  
Aber für ihn setzt die Leistung der entstehenden Publizis-
tik/Zeitungswissenschaft für den praktischen Journalismus voraus, dass 
sie sich nach den Eigengesetzlichkeiten und Erfordernissen von Wis-
senschaft entwickelt und ihren von anderen Disziplinen bezweifelten 
Status als Wissenschaft unter Beweis stellt; dass professionell ausge-
bildete Wissenschaftler heranwachsen; dass ein theoretisches Gebäude 
errichtet wird. Und er sieht das als umfangreiche, nur langfristig zu 
bewältigende und nur mit einem zum Teil stark vermittelten Verhältnis 
der Theorie zur Praxis zu lösende Aufgabe. Er meint, man müsse an-
spruchsvoll und zugleich bescheiden sein angesichts der Erfahrungen, 
„die wir bezüglich der langsamen Entwicklung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse gesammelt haben.“113  
Und bei Budzislawski wird deutlich, dass der Weg über theoretische 
Erwägungen auch zu grundlegender Umgestaltung der Praxis führen 
müsse, wenn er, wie schon weiter oben zitiert, feststellt: 

„Haben wir die Funktion der Presse erst theoretisch richtig er-
kannt, so müssen wir uns nach der neuen Erkenntnis richten. Wenn 
die Publizistik tatsächlich eng mit der Literatur verwandt ist, so nö-
tigt allein diese Feststellung zu einer gründlichen Überprüfung un-
serer Presse.“114  

Programm 
Die Unterschiede in der allgemeinen Charakterisierung der marxisti-
schen Wissenschaft von Presse und Journalistik widerspiegeln sich 
deutlich in den Vorstellungen vom Programm der künftigen Arbeit. 
Gemeinsam ist ihnen, wie weiter oben schon ersichtlich, die Überzeu-
gung, dass die Lehre von der Presse neuen Typs das Kernstück der 
marxistisch-leninistischen Pressetheorie bildet und damit der Aus-
gangspunkt weiterer Tätigkeit ist. Bemerkenswerte Differenzen zeigen 
sich aber darin, wie man sich zu dieser Vorleistung verhält, wie man 
von diesem Ausgangspunkt aus weitergehen will. 

                                                           
112 Ebenda, S. 12. 
113 Ebenda. 
114 Ebenda, S. 95. 
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Eildermann erklärt dazu, dass die Gesamtheit der Erfahrungen der re-
volutionären Arbeiterpresse, insbesondere die Leitsätze der Klassiker 
des Marxismus-Leninismus, für die revolutionäre Arbeiterpresse den 
Schwerpunkt einer marxistischen Zeitungswissenschaft bilden müssten.  

„Es wird darum gehen, die neuen Thesen Stalins (zum Überbau – 
H. P.) durch reichhaltige Beispiele aus der Pressearbeit zu konkre-
tisieren (,)... die Prinzipien der Presse neuen Typs für deutsche 
Verhältnisse zu konkretisieren, um für die sozialistische und demo-
kratische Presse die richtige Aufgabenstellung zu schaffen und die 
wissenschaftliche Grundlage der Methodik der journalistischen 
Praxis zu geben...“115  

Es wird also davon ausgegangen, dass mit den Theorie gewordenen 
Erfahrungen die grundlegenden theoretischen Fragen der Presse von 
den Klassikern und der Partei als ihrer Erbin bereits beantwortet sind, 
dass die Zeitungswissenschaft die ein für allemal feststehenden Leit-
sätze lediglich durch Erkundung nationaler Entsprechungen zu konkre-
tisieren, „durch reichhaltige Beispiele“ im Grunde zu illustrieren hat. 
Freilich wird auch die Aufgabe gestellt, Erfahrungen zu erforschen: 
„den reichen Erfahrungsschatz der revolutionären Arbeiterpresse des 
In- und Auslandes – die die besten Traditionen der revolutionär-
demokratischen Presse aufgenommen und fortgesetzt hat“. Hier geht es 
aber nicht darum, den Grundbestand früherer, als Theorie festgeschrie-
bener Erfahrung anhand der gegenwärtigen Realität zu überprüfen, 
sondern lediglich darum, „die Lehren aus ihrer (der revolutionären 
Arbeiterpresse) Methodik zu verallgemeinern, auf Grund der neuesten 
Erfahrungen weiterzuentwickeln und als Anleitung zum Handeln in der 
Praxis auszuwerten“.116 Das heißt also, nach Wegen bestmöglicher 
Umsetzung dessen zu suchen, was bereits feststeht. 
Auf dieser Ebene bewegt sich auch die Aufgabenstellung für die histo-
rische Forschung. Es gehe darum, 

„die Geschichte der Arbeiterpresse zu erforschen und darzustellen; 
...die Geschichte und moderne Praxis der bürgerlichen (insbeson-
dere der monopolkapitalistischen) Presse zu erforschen sowie die 
bürgerliche Zeitungs’wissenschaft’ kritisch zu beleuchten.“117  

                                                           
115 Ebenda, S. 67. 
116 Ebenda. Hervorhebung von mir – H. P. 
117 Ebenda. 
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Das Verhältnis der Geschichte zur Theorie, der zu verallgemeinernden 
und anzuwendenden Erfahrungen zu den geschichtlichen Bedingungen, 
unter denen sie gewonnen wurden, bleibt dabei völlig offen. Nichts 
deutet darauf hin, dass die Beschäftigung mit der Geschichte der Presse 
einen anderen Sinn, weitere Aufgaben haben sollte als die Vermittlung 
von Erfahrungen zur „Kaderschulung“, für „die Lösung der ideologi-
schen und methodischen Probleme der Tageszeitungen“. 
Die zweite Tendenz zeigt sich natürlich nicht darin, dass etwa der The-
oriestatus und die allgemeine Gültigkeit der Lehre von der Presse neu-
en Typs grundsätzlich in Frage gestellt würden. Diese wird aber erstens 
nicht als die nur noch zu konkretisierende – gar „durch reichhaltige 
Beispiele“ zu veranschaulichende – Lösung der theoretischen Grund-
fragen der Presse betrachtet, sondern als „Kernstück“, das sich nicht 
nur „in der Praxis des gesellschaftlichen Lebens fortentwickelt“, son-
dern intensiver wissenschaftlicher Arbeit zu seiner weiteren Ausarbei-
tung und Entwicklung bedarf. Budzislawski meint auf der Stalinkonfe-
renz sogar, die Presse, wie sie ist, habe sich im Allgemeinen ohne um-
fassende Selbstreflexion entwickelt. Er nimmt die grundlegende Prä-
misse der Konferenz beim Wort, dass durch Stalin eine wissenschaftli-
che Revolution eingeleitet sei und dass nun über theoretische Erwä-
gungen zu grundlegender Umgestaltung der Praxis zu gelangen sei.118  
Schmidt erklärt, davon ausgehend, dass Journalistik und Presse beson-
ders kompliziert in Wesen und Wirkungsweise sind, dass bei ihrer all-
gemeinen Charakteristik von der Theorie des Marxismus-Leninismus 
und von Klassiker-Hinweisen zu Pressefragen auszugehen sei. 

„Um jedoch die spezifischen Entwicklungsgesetzmäßigkeiten der 
Presse und der Journalistik in ihrer ganzen Vielfalt aufzudecken 
und somit eine geschlossene Pressetheorie zu entwickeln, bedarf es 
einer umfassenden Forschungsarbeit, der Sammlung und Verarbei-
tung eines ungeheuren Tatsachenmaterials.“119  

Und so stellt sich ihm das anzustrebende Ergebnis dieser Arbeit dar: 
„Der Bereich der journalistischen Theorie umfasst die allgemeinen 
Entwicklungsgesetze und Charaktermerkmale, die Rolle und Stel-
lung der Presse und der Journalistik im Leben der Gesellschaft 
kennzeichnen. Sie stellt auf der Grundlage der Lehre von der Presse 

                                                           
118 Vgl. ebenda, S. 95. 
119 Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 6. 
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neuen Typs die prinzipiellen Leitsätze und Gesetzmäßigkeiten für 
die Organisation der Pressearbeit und für die sprachlich-
stilistische Gestaltung der sozialistischen und demokratischen Pres-
se auf und entwickelt sie ständig weiter. Aufgabe der marxistischen 
Pressetheorie ist in besonderem Maße auch die Auseinandersetzung 
mit den wissenschaftsfeindlichen Auffassungen bürgerlicher Zei-
tungstheoretiker sowie die konkrete Verarbeitung des fortschrittli-
chen Erbes der bürgerlich-demokratischen Zeitungskunde.“120  

Zweitens unterscheidet sich die zweite Tendenz von der ersten durch 
eine recht klare Auffassung von der Beziehung zwischen Geschichte 
und Theorie, vom Historismus als Prinzip der wissenschaftlichen Ar-
beit. Budzislawski hält es, wie schon erwähnt, für erforderlich, Presse 
und Journalismus umfassend in ihrer allgemeinen sozialen und histori-
schen Bedingtheit zu untersuchen.121 Es gelte, Presse wie Literatur 
nicht nur in ihrem gegenwärtigen Zustand, sondern im historischen 
Entwicklungsprozess zu erforschen. 

„Es ist also nötig, eine marxistische Geschichte der Presse zu 
schreiben, und das heißt, es muss in der Geschichtsschreibung der 
Presse von vorn angefangen werden ... Da es nicht ausreicht, die 
bürgerliche Geschichtsschreibung ‚umzudenken‘ und marxistisch zu 
durchkneten – ein Verfahren, das vorübergehend und zeitweilig an-
gewandt wird -, so müssen wir auf die eigentlichen Quellen zurück-
greifen, auf die Zeitungen und Archive.“122  

Ganz im Sinne dieses beabsichtigten historischen Herangehens auch an 
die Gegenwart von Presse und Journalismus erklärt Budzislawski: 

„Besonderes Gewicht ist auf die Erforschung der Arbeiterpresse zu 
legen. Nur wenn wir von den frühen Problemen der proletarischen 
Presse ausgehen, von den Anfängen, die schon in der ‚Neuen Rhei-
nischen Zeitung‘ gegeben waren, und wenn wir die Entwicklung der 
legalen und illegalen Arbeiterpresse betrachten, vor allem auch ih-
re organisatorische Bedeutung beim Aufbau der Partei der Arbei-
terklasse, werden wir die Forderung nach einer Presse neuen Typs 
im historischen Zusammenhang verstehen und für sie Formen und 
Inhalt finden. Natürlich halten wir uns in erster Linie an das sowje-

                                                           
120 Ebenda, S. 13. 
121 Vgl. Die Lehren aus Stalins Werk, S. 93. 
122 Ebenda, S. 93, 100. 
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tische Vorbild, doch um die sowjetische Presse richtig zu verstehen 
und ihre Methoden gut bei uns anzuwenden, müssen wir auch sie 
nicht als etwas Fertiges, sondern als Gewordenes und Werdendes 
betrachten.“123  

Man geht gewiß nicht fehl, wenn man aus diesen Sätzen die Absicht 
herausliest, die Lehre von der Presse neuen Typs nicht nur zu kommen-
tieren und zu propagieren, Ausführungsbestimmungen für sie zu erar-
beiten, sondern mit den Ergebnissen tiefgründiger und langfristig ange-
legter wissenschaftlicher, historischer wie theoretischer Arbeit sich an 
der konzeptionellen Ausgestaltung und Weiterentwicklung des Journa-
lismus zu beteiligen. 
Schmidt betrachtet, wir hatten das weiter oben schon zitiert, die konk-
ret-historische Untersuchung des Pressewesens als die Hauptmethode 
der marxistischen Journalistik.124 Für ihn ist die Pressegeschichte das 
Fundament der Journalistik, die wie jede andere Gesellschaftswissen-
schaft in hohem Maße historische Wissenschaft sei. Gesetzmäßigkeiten 
seien nur in der historischen Entwicklung erkennbar, in der Entwick-
lung vom Niederen zum Höheren als einem Prozess auf der Grundlage 
spezifischer Gesetzmäßigkeiten. In seinem Verständnis fußt die Theo-
rie der Journalistik nicht nur auf den durchaus erforderlichen verallge-
meinerten Erfahrungen des internationalen Pressewesens in Vergan-
genheit und Gegenwart – also auf verallgemeinertem Wissen, das his-
torische Akteure in der Pressepraxis gewonnen haben und das so stark 
situationsbedingt wie durch die Position wie die Interessen der han-
delnden Subjekte gebrochen ist, sondern auf verallgemeinerten Ergeb-
nissen der Pressegeschichte überhaupt, also auch auf Erkenntnissen 
außenstehender – natürlich ebenfalls nicht interesseloser – Beobachter 
über den tatsächlichen historischen Verlauf der Pressepraxis, die die in 
den Erfahrungen vermittelte Innensicht relativieren.125 
Das waren freilich Arbeitshypothesen, die noch weitestgehend ihrer 
Bestätigung durch zukünftige historische Forschung harrten. Der aller-
erste Schritt dahin war noch Ergebnis des „Umdenkens und marxisti-
schen Durchknetens der bürgerlichen Geschichtsschreibung“. Er be-
stand darin, grundlegende Thesen, wie die von der Presse als Produkt 

                                                           
123 Ebenda, S. 98 f. Hervorhebungen von mir - H. P. 
124 Vgl. Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 5. 
125 Vgl. ebenda, S. 13. 
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des Übergangs zur kapitalistischen Produktionsweise, anhand von 
„Beispielen aus der Geschichte“ mit dem zeitlichen und räumlichen 
Zusammenfallen historischer Umstände und Erscheinungen zu begrün-
den. So in dem Beitrag zu Stalins Arbeit „Ökonomische Probleme des 
Sozialismus in der UdSSR“, in dem an dessen Feststellung, die kapita-
listische Warenproduktion sei die höchste Form der Warenproduktion, 
die These geknüpft wurde: „Höchste Form der Warenproduktion be-
deutet, dass mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise 
immer mehr Produkte Warencharakter annehmen, auch solche, die 
nicht unmittelbar materieller Natur sind.“ Und die Begründung: 

„Die geschichtlichen Tatsachen zeigen, dass die Entstehung der 
Presse in den wichtigsten europäischen Ländern, vor allem in 
Westeuropa, mit dem Übergang zur höchsten Form der Warenpro-
duktion zusammenfällt, nämlich zur kapitalistischen Warenproduk-
tion. Damit verwandelt sich auch die bis dahin bereits vorhandene 
Nachrichtenübermittlung in eine Angelegenheit des kapitalistischen 
Warenaustauschs. Der Nachrichtenaustausch wird zu einer Sache 
des Geldverdienens.“ 

Trotz schon früher in der Geschichte vorhandener Voraussetzungen, 
wie des Buchdrucks bei Chinesen und später Arabern, 

kam es doch bei beiden Völkern nicht zur Ausbildung einer Presse, 
ganz einfach deswegen, weil auf Grund der gesellschaftlichen Ver-
hältnisse kein gesellschaftliches Bedürfnis vorlag. Mit dem Über-
gang zur höchsten Form der Warenproduktion, zur kapitalistischen 
Warenproduktion, wird jedoch die Entstehung der Presse zu einer 
gesellschaftlichen Notwendigkeit. Sie dient dem emporkommenden 
Bürgertum als der Klasse, die Trägerin der kapitalistischen Pro-
duktionsweise ist. 
Dieser Zusammenhang ist schon dadurch leicht zu erkennen, dass 
die ersten Punkte, die zu Zentren des Nachrichtenaustausches und 
des Nachrichtensammelns werden, an denen dementsprechend auch 
die ersten Zeitungen erscheinen, nicht die Residenzstädte der Fürs-
ten, nicht die Zentren der politischen Gewalt sind,  sondern Zentren 
des Bürgertums, der Kaufleute, wie z. B. Straßburg, der bis jetzt 
allgemein anerkannte Ort des erstmaligen Erscheinens von Zeitun-
gen.“126 

                                                           
126 Institut für Publizistik und Zeitungswissenschaft, Leipzig: Die Anwendung einiger 

Thesen aus Stalins Arbeit „Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR“ 
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Weiter wird auf den Nachrichtenvertrieb am Augsburger Sitz der Fug-
ger, auf die Tätigkeit der Postmeister und auf andere Beispiele verwie-
sen, an denen sich der enge Zusammenhang zwischen der Entstehung 
der Presse mit den Übergang zur höchsten Form der Warenproduktion 
zeige wie auch der Umstand, dass die bürgerliche Presse schon in ihren 
Anfängen ihren Ausdruck als ein Produkt der höchsten Form der Wa-
renproduktion in ihrem Charakter als Erwerbsunternehmen finde. Es 
wird zu erkunden sein, inwieweit und mit welchem Erfolg von dieser 
Argumentation mit historischen Beispielen aus der Weg zum Aufweis 
struktureller Zusammenhänge zwischen der kapitalistischen Produkti-
onsweise und einer von der Presse repräsentierten neuen Kommunika-
tionsweise beschritten wurde. 

Methoden 
Was die Methoden wissenschaftlicher Arbeit anbelangt, wird ihnen in 
den Äußerungen, die zur bisher charakterisierten ersten Tendenz der 
Auffassungen von der Journalistik gehören, außer dem Bekenntnis zu 
Lenins dialektischer Logik noch kaum Aufmerksamkeit gewidmet.  
Zusammenhängende Aussagen zu diesem Thema, finden sich zuerst bei 
Schmidt in seinem Aufsatz von 1954. Er konstatiert dort, dass zur 
Journalistik neben der allgemeinen Methodologie des dialektischen und 
historischen Materialismus ein besonderes System von Methoden ge-
höre, das noch nicht voll ausgeprägt sei, zu dem aber schon einige 
Grunderkenntnisse vorlägen. Es handle sich dabei um eine Synthese 
verschiedener Untersuchungsmethoden, weil der Gegenstand dieser 
vielseitig und kompliziert sei. 
Grundlegende Methoden sind für ihn historische einschließlich archi-
valischer Forschungen zu Zeitungen und Zeitschriften, sprachlich-
stilistische sowie theoretisch-analytische, mit deren Hilfe die Erfahrun-
gen der Presse aus Vergangenheit und Gegenwart in verschiedenen 
Ländern zusammenzufassen und zu verallgemeinern seien.127  
Von der aus der Sowjetunion importierten dogmatischen Verteufelung 
soziologischer Forschung beeinflusst ist Schmidts Spott über die Über-
schätzung der „Zeitungsstatistik“ in der bürgerlichen Wissenschaft: 
„sonst geistig gesunde Männer“ verbrächten ihre Zeit damit, Zeitungs-

                                                                                                                               
auf Fragen der Pressegeschichte. A. a. O., S. 10 f. 

127 Vgl. ebenda, S. 12. 
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texte mit dem Lineal auszumessen. Er sieht aber klar, dass auch die 
marxistische Pressegeschichte nicht ohne statistische Untersuchungen 
auskommen kann, aus denen oft wichtige Schlußfolgerungen für tat-
sächliche Wirkung der Presse abzuleiten seien. Diese Feststellung be-
zieht sich allerdings nicht auf den Inhalt, sondern auf die Zahl und die 
Auflagen von Zeitungen, auf ihre Erscheinungsweise und Standortver-
teilung, auf die Struktur des Leserkreises. Statistische Methoden auch 
für Erforschung der gegenwärtigen Pressepraxis müssten entwickelt 
werden, die auf Prinzipien marxistischer Geschichtsbetrachtung auf-
bauen.128  

* * * 
Wenn wir die in den ersten Publikationen der Leipziger Journalistik 
enthaltenen theoretischen Aussagen zu Presse, Journalistik und Journa-
listikwissenschaft abschließend überblicken, bestätigt sich die eingangs 
getroffene Feststellung, dass sie zwei deutlich voneinander unter-
scheidbare konzeptionelle Tendenzen enthalten. Beiden liegt die Inten-
tion zugrunde, einen der sozialistischen Gesellschaft gemäßen, der 
Entwicklung des gesellschaftlichen Bewusstseins und der sozialen Ak-
tivität der Menschen, der Befriedigung ihrer geistigen Bedürfnisse die-
nenden Journalismus schaffen zu helfen; beide gehen davon aus, dass 
ein solcher Journalismus und auch die sich mit ihm befassende Wis-
senschaft nur unter der Führung der marxistisch-leninistischen Partei 
entstehen und erfolgreich wirken kann. 
Dennoch stehen hinter ihnen unterschiedliche Vorstellungen sowohl 
vom Journalismus als auch von der Wissenschaft, die zu beträchtlichen 
Unterschieden in der Herangehensweise führten. 
Für die erste Tendenz kennzeichnend ist die Verabsolutierung der 
Presse in ihrer Eigenschaft als politische Institution und die Reduzie-
rung des Gegenstands der Wissenschaft auf diesen Aspekt; 
daraus folgend die Betrachtung nur der auf die Partei und ihre Strategie 
bezogenen Bedingungen und Bedürfnisse für Entstehen und Wirken 
der Presse; 
alle ihre Eigenarten werden lediglich als Bedingung für die Erfüllung 
ihrer Funktionen als politische Institution behandelt, die Wissenschaft 
wird nur als Mittel ihrer Optimierung in diesem Sinne, als Dienerin der 
Politik aufgefasst. 
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Die zweite Tendenz, die der politischen Funktion der Presse durchaus 
eine Vorrangstellung zuweist, sieht diese dabei aber als Bestandteil der 
Gesamtheit der der Presse zukommenden Eigenschaften. Die Aufmerk-
samkeit gilt vor allem den besonderen Merkmalen der Presse gegen-
über denen anderer politischer Institutionen, vor allem der Journalistik 
als einem spezifischen Zweig literarischen Schaffens, einer spezifi-
schen Form der Widerspiegelung der Wirklichkeit, mittels derer die 
Presse ihre politischen Aufgaben erfüllen kann, die ihre Wurzeln aber 
nicht nur in der Politik hat. Dementsprechend gelten Presse und Jour-
nalistik als Gegenstand der zu schaffenden Wissenschaft. 
Dieser Gegenstand verlangt die theoretische Auseinandersetzung mit 
allen Bedingungen und Bedürfnissen der modernen Gesellschaft, die 
die Existenz von Presse und Journalistik bedingen und denen sie ge-
recht werden müssen. 
Die Presse wie die ihr gewidmete Wissenschaft weisen also Eigenge-
setzlichkeiten auf, und sie können den ihnen von der Partei gegebenen 
Auftrag nur erfüllen, wenn diese Eigengesetzlichkeiten respektiert 
werden, wenn man sie theoretisch erkundet und ihnen in der prakti-
schen Tätigkeit gerecht zu werden versucht. 
Die Vertreter beider konzeptionellen Tendenzen haben übereinstim-
mend in der „Lenin-Stalinschen Lehre von der Presse neuen Typs“ den 
Beginn marxistisch-leninistischer Journalistik als Wissenschaft, das 
Kernstück marxistischer Pressetheorie gesehen. Es ist also erforderlich 
näher zu betrachten, was in der ersten Etappe theoretischer Arbeit unter 
dieser Lehre verstanden wurde und welche Möglichkeiten für die The-
orieentwicklung, welche Chancen für die Realisierung der verschiede-
nen Vorstellungen von der Presse- oder Journalistikwissenschaft sie in 
der Tat bieten konnte. Da die Lehre von der Presse neuen Typs für die 
wissenschaftliche Arbeit in Leipzig bis in die achtziger Jahre bestim-
mend war und auch beim Vordringen anderer Betrachtungsweisen des 
Journalismus als leitendes Paradigma nicht aufgegeben wurde, müssen 
wir zudem fragen, was eine so dauerhafte Akzeptanz begründen konn-
te. Bei der Analyse  späterer Perioden der Theorieentwicklung wird  
auf diese Thema zurückzukommen sein. 
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Die Lehre von der Presse neuen Typs 

„Entweder du ergibst dich dem Kapital auf Gnade und 
Ungnade, vegetierst in alter Weise weiter und sinkst 
immer tiefer, oder du greifst zu einer neuen Waffe - so 
stellt der Imperialismus die Frage...“ 
(J. W. Stalin, Über die Grundlagen des Leninismus. In: 
Fragen des Leninismus. Berlin 1954, S. 12.) 

Die „Lehre von der Partei und Presse neuen Typs“ gehört zum Arsenal 
des Leninismus, wie er von Stalin 1924 in seiner Vortragsreihe „Über 
die Grundlagen des Leninismus“ begründet wurde. In ihr hatte er die 
ihm am brauchbarsten erscheinenden theoretischen und politisch-
strategischen Aussagen aus dem Vermächtnis Lenins nach seinem Er-
messen kompiliert, bearbeitet, systematisiert und für allgemein ver-
bindlich erklärt: 

„Der Leninismus ist der Marxismus der Epoche des Imperialismus 
und der proletarischen Revolution. Genauer: Der Leninismus ist die 
Theorie und Taktik der proletarischen Revolution im allgemeinen, 
die Theorie und Taktik der Diktatur des Proletariats im besonde-
ren.“129  

Über die Kommunistische Internationale wurde der Leninismus und 
mit ihm das Konzept der Partei und Presse neuen Typs in den zwanzi-
ger Jahren den kommunistischen Parteien aufgedrängt; in der KPD 
wurde er vor allem unter Führung Thälmanns durchgesetzt, wobei die 
Verfechter alternativer Vorstellungen nach und nach aus der Partei ent-
fernt wurden. 
In die Leipziger Journalistik fand die „Lehre von der Partei und Presse 
neuen Typs“ hauptsächlich im Zusammenhang mit der Übernahme des 
bolschewistischen Parteimodells durch die erst wenige Jahre zuvor aus 
der Vereinigung von Kommunisten und Sozialdemokraten hervorge-
gangene SED Eingang. Da die Folgen dieses Prozesses für die Ent-
wicklung des Pressekonzepts der Partei in der Literatur noch nicht zu-
sammenhängend dargestellt wurden, ohne ihre Kenntnis aber die Dar-
stellung der Lehre von der Presse neuen Typs in Leipzig nur unzu-
reichend verstanden werden kann, seien sie zunächst kurz skizziert. 
                                                           
129 J. W. Stalin: Über die Grundlagen des Leninismus. In: J. Stalin: Fragen des Leni-

nismus. Berlin 1951, S. 10. 
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Exkurs 2: Die Umwandlung der SED-Presse zur „Pres-
se neuen Typus“ 
Der Parteivorstand der SED hatte auf seiner 11. Tagung im Juni 1948 
den Beschluss gefaßt, „unsere Sozialistische Einheitspartei Deutsch-
lands zu einer Kampfpartei des Marxismus-Leninismus, zu einer wirk-
lichen Partei neuen Typus (zu) machen“.130 Er begründete das mit der 
Situation des international wie in Deutschland - mit dem Ende der ge-
meinsamen Besatzungspolitik der vier Mächte und der sich anbahnen-
den Spaltung - zugespitzten Kalten Krieges und der vor diesem Hinter-
grund verschärften Auseinandersetzung um die weitere gesellschaftli-
che Entwicklung in der DDR. Die offizielle Parteigeschichtsschreibung 
erklärte später, und diese Geschichtsinterpretation ist auch die an der 
Fakultät herrschende gewesen, es habe die Alternative bestanden: 

„Entweder allseitige Festigung der antifaschistisch-demokratischen 
Verhältnisse und planmäßige Weiterführung der revolutionären 
Umwälzung auf dem Wege zum Sozialismus oder Preisgabe der an-
tiimperialistischen Errungenschaften und Restauration der kapita-
listischen Ausbeuterordnung... Unter diesen komplizierten Bedin-
gungen konnte sich der revolutionäre Prozess nur dann erfolgreich 
entfalten, wenn die SED alle gesellschaftlichen Bereiche und die 
Gesellschaft als Ganzes zielstrebig und planmäßig leitete.“131 

Wobei verschwiegen wird, dass die Orientierung auf den Übergang zur 
sozialistischen Entwicklung durchaus nicht die einzig mögliche gewe-
sen ist. 
Einer solchen neuen Anforderung war nach Ansicht der Parteiführung 
die Partei in ihrem damaligen Zustand nicht gewachsen. Die Entschlie-
ßung der 1. Parteikonferenz Anfang 1949 stellte fest, dass nach der 
Vereinigung der Kampf um ideologische Klarheit nicht genügend aktiv 
geführt worden sei und dass dies gewisse Elemente ermutige zu versu-
chen, die SED in eine opportunistische Partei westlicher Prägung zu 
verwandeln. Die damit und durch die Tätigkeit des Klassenfeinds, nicht 
zuletzt der „Schumacher-Agentur“ in der Sozialdemokratie, heraufbe-
schworene Gefahr habe durch den Beschluss, die SED zu einer Partei 
neuen Typus zu entwickeln, abgewendet und eine entscheidende Wen-

                                                           
130 Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Band II. Berlin 1950, 

S. 78. (Künftig: Dokumente der SED) 
131 Geschichte der SED. Abriß. Berlin 1978, S. 170 f. 
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dung – zum Leninismus – herbeigeführt werden können. Das wurde 
auch mit der Behauptung gerechtfertigt, dass frühere ideologische Un-
terschiede zwischen Kommunisten und Sozialdemokraten weitgehend 
verschwunden und zahlreiche neue Kräfte herangewachsen seien, die 
keiner der alten Parteien angehört haben.132  
Unter dem allgegenwärtigen Einfluss und Druck der sowjetischen Füh-
rung und angesichts des vom Stalinismus geprägten Werdegangs der 
einflussreichsten Funktionäre in der Parteiführung der SED war eine 
andere Lösung als die Übernahme des Stalinschen Parteimodells kaum 
denkbar. Sie äußerte sich in Veränderungen, die für dieses Modell cha-
rakteristisch waren. 
In der Gesellschaft erhöhte und stärkte die Partei ihre Führungsposition 
als von allen anzuerkennender zentraler Inspirator und Organisator der 
gesellschaftlichen Entwicklung mit nicht zu hinterfragender Autorität 
im fast zeitgleich zentralistisch reorganisierten Staat. Die Unterord-
nung aller gewählten Körperschaften und Leitungsinstitutionen im 
Staat, aller anderen Parteien und Organisationen unter die Führung 
durch die SED wurde institutionell und personalpolitisch abgesichert. 
Entscheidungen der Partei waren von Staats- und Wirtschaftsorganen 
auszuführen. 
In der Partei selbst wurde das Prinzip des demokratischen Zentralismus 
durchgesetzt. Es bedeutete eine streng hierarchische Struktur: Ein klei-
ner Führungszirkel (Politbüro, Sekretariat) okkupierte das Informa-
tions- und Entscheidungsmonopol. Alle Parteiebenen und jedes einzel-
ne Mitglied hatten seiner kollektiven Weisheit zu vertrauen, Beschlüsse 
bedingungslos auszuführen. Parteitage und ZK (entsprechend Delegier-
tenkonferenzen und Leitungen unterer Ebenen) hatten nur noch schon 
vom Führungskern Beschlossenes zu bestätigen und zu legitimieren. 
Die Führung leitete die Partei über einen sich ständig vergrößernden 
Parteiapparat, nicht gewählte Instrukteure und ein außerhalb demokra-
tischer Strukturen stehendes Parteiaktiv. 
Zugleich wurde in der Partei ein Regime strengster Disziplin durchge-
setzt, begründet mit der Berufung auf Einheit und Geschlossenheit der 
Partei als bedingungslos einzuhaltendes Prinzip. Mit dem Fraktions-
verbot nach dem Vorbild der KPdSU wurden alle Ansätze alternativen 
Denkens oder oppositioneller Regungen verfolgt und ausgeschaltet. 
Periodische Säuberungen dienten als Mittel zur Disziplinierung der 
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Mitgliedschaft und zur Ausschaltung von Konkurrenten im Kampf um 
die Führung der Partei. Zur Überwachung der Tätigkeit von Leitungen 
und Mitgliedschaft wurden Parteikontrollkommission geschaffen, die 
ihren Auftrag extensiv, oft selbstherrlich auslegten. 
Als ideologische Grundlage für die Umgestaltung der Partei wurde eine 
Offensive in der Aneignung des Leninismus als Theorie und Organisa-
tionsprinzip sowie in Gestalt der Erfahrungen der bolschewistischen 
Partei eingeleitet. Allen Parteimitgliedern wurde im September 1948 
zur Pflicht gemacht, den unter Stalins Leitung 1938 entstandenen 
„Kurzen Lehrgang der Geschichte der KPdSU (B)“ gründlich zu stu-
dieren. Das galt, wie für alle Gesellschaftswissenschaftler, natürlich 
auch für die Journalistikwissenschaftler. Auch sie waren Zeugen und - 
in der eigenen Parteiorganisation - Teilnehmer der ideologischen Aus-
einandersetzung und der Parteiüberprüfung. Im einzelnen unterschied-
lich von ihm betroffen, begriffen sie diesen Prozess insgesamt als not-
wendige Bedingung für den weiteren gesellschaftlichen Fortschritt in 
der DDR, den sich niemand anders als unter der Führung durch die 
SED vorstellen konnte. Mit der Aneignung des Leninismus glaubten 
vermutlich alle, den Marxismus und die schöpferisch verarbeitete Tra-
dition der Arbeiterbewegung aus Stalins Händen zu erhalten und damit 
die Theorie, die ihre Überlegenheit über alle anderen durch den Sieg 
des Sozialismus in der Sowjetunion und seinen nunmehrigen Vor-
marsch in einem weiteren Teil der Erde bewiesen zu haben schien. In 
der Tat allerdings war die mit dem Übergang zur Partei neuen Typs 
verbundene ideologische Auseinandersetzung durchaus keine eigen-
ständige, offene, die Parteimitglieder in die Entscheidungsfindung ein-
beziehende Diskussion über eine zeitgemäße Anwendung der marxisti-
schen Theorie, über die Aneignung der widerspruchsvollen Traditionen 
der deutschen und internationalen Arbeiterbewegung, über die für das 
Verfolgen emanzipatorischer Ziele am besten entsprechende Organisa-
tionsform. Und schon gar nicht ging es um eine in der ganzen Partei zu 
erörternde Abwägung möglicher gesellschaftlicher Perspektiven und 
alternativer strategischer Varianten, die aus der historischen Situation 
sich ergeben konnten und an die Partei unterschiedliche Anforderungen 
stellen würden. Durch die Entwicklung zur Partei neuen Typs erhöhte 
sich zweifellos die Aktionsfähigkeit der SED, aber auf dem Wege des 
Abbaus der Demokratie in Partei und Gesellschaft, der Durchsetzung 
bedingungsloser Gefolgschaft und Disziplin. Ideologischer Druck und 
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administrativer Zwang  wurden zu bevorzugten Leitungsinstrumen-
ten.133 

* * *  
Was nun die Presse der Partei anbelangt, musste, wenn man den dama-
ligen Aussagen der Parteiführung folgt, ihre Entwicklung zum „neuen 
Typus“ nachgezogen und mit Hilfe zweier eigens diesem Thema ge-
widmeten Pressekonferenzen des Parteivorstands bzw. des ZK voran-
getrieben werden.134 Hatte die 1. Parteikonferenz Anfang 1949 für die 
Partei schon festgestellt, die Parteidiskussion habe Klarheit geschaffen, 
„dass wir auf dem Wege zur Partei neuen Typs sind“135 (wohlgemerkt 
nicht, dass die Mehrheit der Parteimitglieder dafür war), setzte sich die 
erste Pressekonferenz des Parteivorstands der SED über ein Jahr später, 
im Februar 1950, damit auseinander, dass gegenüber der seitdem er-
zielten ideologischen und organisatorischen Festigung der Partei die 
bisherige Entwicklung der Parteipresse sich als ungenügend erweise. 
Die Parteiführung kritisierte, dass infolge der Unterschätzung der sozi-
alistischen Presse als der schärfsten Waffe der Partei „die Erfolge auf 
dem Gebiet der Propaganda und Agitation beträchtlich hinter den 
großen Erfolgen der Partei auf wirtschaftlichem, politischem und kul-
turellem Gebiet zurückbleiben“; und diese Unterschätzung „verzögert 
die Verbreiterung und Vertiefung des sichtbar werdenden Umschwungs 
in der Massenstimmung.“136  
Hermann Axen137 benannte in seinem Referat zwei Ursachen dafür: 

                                                           
133 Zur Charakteristik dieses Prozesses vgl. u. a. Malycha, Andreas: Die SED. Ge-

schichte ihrer Stalinisierung 1946 - 1953. Paderborn, München, Wien, Zürich 
2000; Benser, Günter: Die SED zwischen Massenpartei und Kaderpartei neuen 
Typs (1946 - 1948). In: Ansichten zur Geschichte der DDR. Hrsg. Dietmar Keller, 
Hans Modrow, Herbert Wolf. Band I. Bonn, Berlin 1993, S. 81 - 98. 

134 Siehe dazu :Unsere Presse - die schärfste Waffe der Partei. Referate und Diskussi-
onsreden auf der Pressekonferenz des Parteivorstandes der SED vom 9. - 10. Feb-
ruar 1950 in Berlin. Berlin 1951 und Kühner vorwärts auf dem Wege zu einer Pres-
se von neuem Typus. Referate und Diskussionsreden auf der Pressekonferenz des 
ZK der SED vom 7. - 8. März 1951 in Berlin. Berlin 1951. 

135 Dokumente der SED. Band. II, S. 180. 
136 Unsere Presse - die schärfste Waffe der Partei, S. 100. 
137 Hermann Axen (1916 - 1992) war Mitglied des Sekretariats  und Leiter der Abtei-

lung Agitation des ZK der SED. 
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„Die erste Ursache ist die Unterschätzung der Rolle der Presse in 
unserer Partei...Diese Unterschätzung kommt in der völlig ungenü-
genden Anleitung, Schulung und Kontrolle unserer Redaktionen 
durch die Kreis- und Landessekretariate der Partei zum Ausdruck... 
Die zweite Ursache ... sind ernsthafte ideologische Mängel in der 
Entwicklung unserer Parteiredakteure. Der Unterschätzung der 
Bedeutung der Presse als schärfste Waffe der Partei durch die 
meisten Parteileitungen entspricht die in den Kreisen unserer Re-
dakteure vorhandene Unterschätzung ihrer Aufgaben und Pflichten 
als Parteifunktionäre.“138  

Axen kritisierte eine verbreitete „Nur-Journalisten-Ideologie“. 
„Was verstehen wir unter solchen 'Nur-Journalisten`? In erster Li-
nie jene Genossen, die ihre Tätigkeit als Parteiredakteur mehr als 
Beruf statt als Parteifunktion betrachten. Für diese Genossen ist es 
kennzeichnend, dass sie sich nicht bemühen, auf der Höhe der Auf-
gaben der Partei zu bleiben, dass sie die Kenntnis der Beschlüsse 
und Dokumente der Partei und der internationalen Arbeiterbewe-
gung ... vernachlässigen, dass sie vor allem die Bedeutung der ideo-
logischen Arbeit, der Propagierung und Anwendung des Marxis-
mus-Leninismus in der täglichen Pressearbeit unterschätzen.“139 

Die vom Parteivorstand bestätigte Resolution der Konferenz fügt dem 
die Kritik an „der formalen und abstrakten Behandlung der marxis-
tisch-leninistischen Theorie“ und am „Praktizismus“ hinzu, an der 
„Neigung mancher Redakteure zum bürgerlichen Sensations-
Journalismus, ... der Anfälligkeit für die Propaganda des Kosmopoli-

                                                           
138 Ebenda, S. 20, 23. 
139 Ebenda, S. 23. Die Kritik an der „Nur-Journalisten-Ideologie“ war ein Rückgriff 

auf die Auseinandersetzung mit dem „Nur-Journalismus“, die in der deutschen So-
zialdemokratie um 1900 stattgefunden hatte. In ihr war es um kleinbürgerliche Be-
rufsauffassungen sozialdemokratischer Redakteure, um die Geringschätzung der 
politischen Verantwortung des Parteijournalisten, um die Mitarbeit an bürgerlichen 
Blättern u. a. m. gegangen. Problematisch war dieser Rückgriff gewiss nicht, weil 
es keine kritikwürdigen Auffassungen vom Journalistenberuf gegeben hätte, son-
dern weil er die Geschichte für den Kampf gegen den „Sozialdemokratismus“ in-
strumentalisierte. Der Vorwurf des „Nur-Journalismus“ zielte vor allem auf jene, 
die nicht die richtige, leninistische Auffassung vom Parteijournalisten hatten, die 
die Lehre von der Presse neuen Typs nicht fraglos akzeptierten. Um dieses Thema 
eingehender zu würdigen, müsste die historische „Nur-Journalismus“-Debatte neu 
aufgearbeitet werden. 
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tismus“. Und das Schlimmste: nur wenige der Parteigruppen in den 
Redaktionen haben „zu den aufgezeigten ideologischen Schwächen und 
zu Erscheinungen der Demoralisation energisch und konsequent Stel-
lung genommen“, woraus sich oft „mangelnde Wachsamkeit gegen-
über dem Eindringen klassen- und parteifeindlicher Elemente in die 
Reihen unserer Redakteure“ ergab.140 Eine wahrlich geharnischte Kri-
tik, die die Resolution schließlich auf den Punkt brachte, um den es im 
Kern ging: 

„Unsere Redaktionen haben nur unzulänglich die Bedeutung der 
ernsthaften und kämpferischen ideologischen Auseinandersetzung 
für die Entwicklung der SED zu einer Partei neuen Typus in der Pe-
riode des sich verschärfenden Klassenkampfes begriffen.“141  

Und auf dem III. Parteitag der SED im Juli 1950 wurde bekräftigt: 
„Der Parteitag weist die Redakteure und Journalisten mit besonde-
rem Nachdruck darauf hin, dass die Umwandlung unserer Presse in 
Massenzeitungen auf der Basis der prinzipiellen Politik des Mar-
xismus-Leninismus eine unaufschiebbare Aufgabe zur Entwicklung 
der Partei neuen Typus ist.“142  

In diesem Sinne ging es der Parteiführung um „eine völlige Umstellung 
in der Pressearbeit unserer Partei“, deren erster Schritt „die Über-
windung der Unterschätzung ihrer Bedeutung und Rolle in der Partei“ 
sein sollte. Hermann Axen rief in seinem Referat die gesamte Partei 
auf, „gemäß den Lehren von Lenin und Stalin über die Rolle der Zei-
tung die vorhandenen Übel energisch abzustellen und mitzuhelfen, die 
Waffe unserer Partei, die Parteipresse, zu stählen und zu schärfen.“143 
Auf diese Weise sollte die Presse, so Axen auf der 2. Pressekonferenz, 

„nicht nur ein kollektiver Propagandist und ein kollektiver Agitator, 
sondern ... vor allem ein kollektiver Organisator werden. Jedes 
Mitglied und jede Parteileitung muss durch die tägliche Nummer 
der Zeitung auf die jeweils wichtigsten Hauptaufgaben der Partei 
hingewiesen, zu ihrer Lösung angeleitet, bei ihrer Durchführung 
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kontrolliert und kritisiert werden.“144  
Eine Vorstellung von dieser geschärften und gestählten Waffe ist mit 
hinreichender Deutlichkeit aus der agitatorisch zugespitzten Formulie-
rung im Referat Rudolf Herrnstadts auf der 1. Pressekonferenz zu ent-
nehmen: 

„Das Parteiorgan wird nicht herausgegeben, um Menschen zu un-
terhalten oder um Geld zu verdienen. Es wird herausgegeben, um 
Politik zu machen, um einen politischen Kampf zu führen. Also ist 
es eine politische Institution, die aus Zweckmäßigkeitsgründen den 
Charakter einer Zeitung trägt, und nicht umgekehrt eine Zeitung, 
die sich aus Zweckmäßigkeitsgründen mit Politik beschäftigt. Die-
sem Charakter des Parteiorgans entspricht oder sollte entsprechen 
der Charakter der Arbeit des Parteiredakteurs, der Charakter der 
Zusammenarbeit zwischen Parteileitungen und Parteiredakteuren.“ 
Und der Inhalt dieser Arbeit und Zusammenarbeit ist die „Überset-
zung der Beschlüsse der Partei auf die Massen“.145 

Diese Charakteristik des Parteiorgans und der Stellung seines Redak-
teurs ist von besonderem Gewicht, weil sie nicht von einem im Apparat 
groß gewordenen Kontrolleur des öffentlichen Wortes stammt, sondern 
von dem einzigen bedeutenden Journalisten, der damals der Parteifüh-
rung angehörte und der damit seine eigene Position als Journalist, als 
Chefredakteur des Zentralorgans „Neues Deutschland“, kennzeichnete. 
Wenn Herrnstadt hier die Parteizeitung zu Recht von der Profitfunktion 
der allermeisten bürgerlichen Organe und von der Trivialunterhaltung 
des Boulevardjournalismus abgrenzt, verwirft er in der Haltung des 
spartanischen Kämpfers gleich ganz und gar die Unterhaltung als die 
Menschen womöglich von der Größe der historischen Aufgabe und der 
Schärfe des Kampfes ablenkend, obwohl seine großen Artikel nicht nur 
mit der Geschliffenheit ihrer Argumentation fesseln, sondern auch – 
und nicht zuletzt gerade deswegen – mit der ihnen innewohnenden Un-
terhaltsamkeit, derer er sich sicher sehr wohl bewusst gewesen ist. 
Er lehnt zu Recht eine Zeitung ab, für die es aus irgendwelchen Grün-
den – z. B. Gewinnerwägungen – unzweckmäßig sein könnte, sich mit 
Politik zu beschäftigen. Aber er sieht die Rechtfertigung für die Zei-
tung nur in Zwecken, die die Politik – und das heißt natürlich: die von 
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der Partei betriebene – setzt, anerkennt keinerlei Zwecke journalisti-
scher Arbeit, die außerhalb dieser Politik liegen oder sich nicht in ihr 
erschöpfen und die die Partei respektieren muss. Auch ein so talentier-
ter Journalist wie er sieht die Berufung des Redakteurs nur darin, ein 
sich dem Willen der Parteileitung unterordnender Parteisoldat zu sein. 
In der „Übersetzung der Beschlüsse auf die Massen“ sieht Herrnstadt 
„eine politische Arbeit von großer Bedeutung, die auch und vor allem 
der Parteiredakteur zu leisten hat, die aber in ihren Grundzügen ein 
Teil der Gesamtarbeit der Parteileitung sein muss“, die ihre Beschlüs-
se bereits unter dem Gesichtswinkel ihrer Übersetzbarkeit auf die Mas-
sen fassen sollte146, was für Herrnstadt durchaus bedeutete, sich darum 
zu sorgen, dass die Politik der Partei von den Massen als ihren Interes-
sen und Bedürfnissen dienlich verstanden und akzeptiert werden kann. 
Was den von Herrnstadt apostrophierten „Charakter der Zusammenar-
beit zwischen Parteileitungen und Parteiredakteuren“ anbelangt, be-
stimmte ihn Axen offiziell als „jenes selbstverständliche und richtige 
Verhältnis..., wo unsere Genossen (Redakteure - H. P.) von den Partei-
sekretären täglich beraten und kritisiert werden.“147  
Nun ist „Übersetzung der Beschlüsse auf die Massen“, recht verstan-
den, eine notwendige, verantwortungsvolle und in Abhängigkeit von 
der Situation mehr oder weniger schwierige Aufgabe, und sie ist eine 
Leistung, die eine beliebige Partei in hohem Grade von ihrer Presse 
erwarten muss, ohne die sie keine Chance für die Realisierung ihrer 
Politik hätte. Das Problem aber: Der Journalist wurde gegenüber der 
Parteileitung klipp und klar („das selbstverständliche und richtige Ver-
hältnis“) nur als ausführendes Organ verstanden, selbst dann, wenn, 
was nicht selbstverständlich war, seine Anleitung und Kontrolle in ka-
meradschaftlicher Form, unter Zulassung von kritischer Widerrede er-
folgte. Die Parteiführung allein ist – quasi von Natur oder kraft höherer 
Gewalt – mit der vollen Weisheit des Marxismus und mit der Gabe 
bedacht, dem Volk den gesetzmäßigen Weg in die sozialistische Zu-
kunft zu weisen, und jede niedere Leitung darf gegenüber ihrem Re-
dakteur ein bisschen an dieser Gabe partizipieren. Der Journalist bedarf 
ihrer ständigen Anleitung und Aufsicht, vor allem aber muss er mit un-
ablässigem Studium („Durcharbeiten“ der Beschlüsse) mühevoll in ihre 
kollektive Weisheit eindringen. Er ist allenfalls auf die Rolle des Päda-
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gogen verwiesen, der sich überlegen soll, wie er es dem Kinde begreif-
lich machen kann. Mit dem Zustandekommen der Beschlüsse und mit 
der Überprüfung ihrer Zweckmäßigkeit – als Vermittler eines Prozes-
ses innerparteilicher und gesellschaftlicher Demokratie, in dem vor der 
Beschlussfassung ihr Für und Wider und danach ihre Bewährung in der 
Wirklichkeit erwogen wird – hat er nichts zu tun. Der Gedanke, dass 
ein lebendiger, sich offen, lernbegierig, kritisch und selbstkritisch, vor 
allem aber die Diskussion in der Gesellschaft aufnehmender und anre-
gender Journalismus eine Quelle der Belehrung, Bereicherung auch für 
die Parteiführung hätte werden können und müssen, war dieser so 
fremd, wie er für die Journalisten unter den gegebenen Umständen ris-
kant war. 
Aber damit noch nicht genug. Davon, dass die Rolle des Parteijourna-
listen darauf reduziert wurde, Parteibeschlüsse „auf die Massen zu 
übersetzen“, und die Zeitung einseitig Zweckmäßigkeitserwägungen 
der Politik unterstellt wurde, wurde eine Seite der journalistischen Tä-
tigkeit und Verantwortung betroffen, von der in der ganzen damaligen 
Auseinandersetzung so gut wie überhaupt nicht die Rede war: den 
Menschen den Zugang zur aktuellen gesellschaftlichen Wirklichkeit, 
die Orientierung im widerspruchsvollen zeitgeschichtlichen Prozess zu 
vermitteln. Unter den Journalisten musste die – inzwischen durch jahr-
zehntelange Erfahrung bestätigte – Befürchtung entstehen, dass das 
Gutdünken von Parteileitungen, dass kurzsichtige Erwägungen politi-
scher Opportunität sich über Erfordernisse der Wirklichkeitserkundung 
und damit zugleich über wichtige Bedürfnisse der Massen, über wich-
tige Bedingungen der angestrebten Bewusstseinsentwicklung hinweg-
setzen konnten. In dieser Befürchtung mussten Journalisten durch 
Herrnstadts Äußerung bestärkt werden, dass es immer noch nicht ge-
lungen sei, 

„die Redaktionen von der bürgerlichen Auffassung, alles müsse sei-
nen gewohnten Platz in der Zeitung finden, zu der Auffassung her-
umzureißen: Konzentration der Kräfte auf die politischen Knoten-
punkte, und sein es um den Preis der Vernachlässigung des Zweit-
rangigen.“148 

 Eine solche zweideutige Aussage, an der Oberfläche als Absage an 
bequeme journalistische Buchhalter zeitgeschichtlicher Ereignisse zu 
interpretieren, konnte unabhängig von der tatsächlichen Intention 
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Herrnstadts zugleich als Aufforderung verstanden werden (und wurde 
es in der Tat), die Information über das aktuelle Geschehen in der eige-
nen Gesellschaft und in der Welt auf das zurechtzustutzen, was der 
Parteiführung gerade genehm war, gegebenenfalls, wie später einst sa-
tirisch angemerkt wurde, den Untergang Australiens als zweitrangig zu 
vernachlässigen. Und die Sache wurde noch dadurch verschlimmert, 
und zwar auf für die Umgangsformen in der Partei typische Weise, 
dass mit der Redeweise von der „bürgerlichen Auffassung“ – ebenso 
wie mit dem gegen unangemessene Weltoffenheit gerichteten Vorwurf 
des Kosmopolitismus – die Auseinandersetzung sofort auf die poli-
tisch-ideologische Ebene gehoben und eine sachliche, differenzierende 
Diskussion der Probleme faktisch unmöglich gemacht wurde. 
Bei alledem haben wir zu bedenken, dass die Kritik an ideologischer 
Rückständigkeit und Unzuverlässigkeit sowie an mangelnder Effizienz 
einen Parteijournalismus betraf, der noch in der Formierung begriffen 
war, noch auf der Suche nach Wegen, wie er, inmitten der erst notdürf-
tig aufgeräumten materiellen und geistigen Trümmer, die der Faschis-
mus hinterlassen hatte, zur Leitung des Aufbaus einer neuen Gesell-
schaft, zur Überzeugung und Mobilisierung der Masse der Bevölkerung 
beitragen konnte. Er hatte sich mit unzureichenden, nur langsam wach-
senden Mitteln an die Arbeit gemacht, vor allem aber mit zwar in der 
Mehrheit einsatzbereiten, auch begeisterten, aber doch politisch wie 
journalistisch unerfahrenen Menschen. Die Erfahrungen der früheren 
Arbeiterpresse waren unzureichend für die neuen Aufgaben, zudem 
den meisten gar nicht geläufig, die der bürgerlichen Presse in vieler 
Hinsicht – damals meinte man: überhaupt – ungeeignet. Die kritische 
Bewertung des Journalismus durch die Parteiführung und die von ihr 
beschlossenen Maßnahmen, zu einem guten Teil auch an Parteileitun-
gen als Herausgeber adressiert, waren als Hilfestellung für die Redak-
tionen gedacht, eine den großen und neuartigen gesellschaftlichen Auf-
gaben angemessene Arbeitsweise zu finden und auszubilden sowie vor 
allem dafür befähigte Menschen zu gewinnen und zu qualifizieren. In 
hohem Maße wurden sie auch als eine solche Hilfestellung empfunden.  
Für die weitere Entwicklung des Parteijournalismus entscheidend ist 
allerdings die Tatsache, dass die für eine am Anfang ihres Weges be-
findliche politische Bewegung und für ihre Medien vermutlich charak-
teristischen Probleme unter den Vorzeichen und entsprechend den 
Grundsätzen einer proletarischen Partei neuen Typs gelöst wurden; auf 
eine Weise, die den Umgangsformen in dieser Partei und dem sie 
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kennzeichnenden Verhältnis zu ihrer eigenen Presse entsprach. Die 
Arbeitsfähigkeit des Journalismus war so zu sichern, dass sein mög-
lichst reibungsloses Funktionieren als „schärfste Waffe der Partei“ in 
der Hand der Parteiführung gewährleistet wurde. Die Parteipresse zu 
stählen und zu schärfen bedeutete, die politisch zurückgebliebene und 
ideologisch nicht hinreichend verlässliche Journalistenschaft zu diszip-
linieren. Dieser Sinn ist an den verschiedenen in Referaten und Ent-
schließungen enthaltenen Festlegungen und Maßnahmen deutlich ab-
lesbar, er wird ganz deutlich an Axens Erläuterung zur geübten Kritik: 

„Kritik war notwendig. Und die Kritik, die wir auf dieser Konferenz 
der Parteipresse geübt haben, ist nicht irgendeine Kritik. Wir sind 
nicht hierhergekommen, um die Genossen zu 'verprügeln`. Auch die 
in der ersten Resolution entwickelte scharfe Kritik und die in unse-
ren Referaten veröffentlichte Kritik bedeutet nicht eine Herabset-
zung unserer Redaktionen. Im Gegenteil. Jeder ernste Genosse wird 
begreifen: Kritik stärkt die Redaktionen. Er wird sich fragen, wa-
rum eröffnet die Parteiführung jetzt das Feuer der Kritik auf diesem 
Sektor der Arbeit? Er wird als ernster Genosse an der Verbesse-
rung der Arbeit der Presse Anteil nehmen. Wir haben eine ernste, 
eine scharfe Kritik geübt, weil das jetzt in unserer Partei immer 
mehr Methode wird, weil unsere Partei sich zu einer Partei neuen 
Typus entwickelt.“149 

Jeder „ernste Genosse“ sollte sich daran gewöhnen, nicht zuerst nach 
der Berechtigung an ihm geübter Kritik und ihrer Angemessenheit zu 
fragen, als gleichberechtigter Genosse mit seinen Kritikern zu diskutie-
ren, sondern sich ihr als Ausdruck höherer Weisheit der Führung mög-
lichst bedingungslos zu unterwerfen. 
Die Parteipresse zur Presse neuen Typus zu entwickeln, sie als Waffe 
der Partei zu stählen und zu schärfen bedeutete also letzten Endes, sie 
in gleicher Weise auf ein Instrument der Parteiführung zu reduzieren, 
wie das zu jener Zeit mit der Partei insgesamt geschah. Um das durch-
setzen zu können, wurde eine ganze Reihe von Maßnahmen zur „völli-
gen Umstellung in der Pressearbeit“ festgelegt, in deren Zentrum die 
marxistisch-leninistische Antwort auf die Frage nach dem Verhältnis 
von Partei und Presse stand. Sie lautete: strikte Unterstellung der Pres-
se unter die Parteileitungen. Diese sollte eine direkte Verbindung, 
sozusagen exklusive Anleitung, ermöglichen, vor allem aber, und das 
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wird nur allzu deutlich, eine effektive Kontrolle der Leitungen über das 
wichtigste Mittel öffentlicher Verständigung in der Partei sowie ihrer 
Verbindung zu den Massen sichern: 

„Die Sekretariate der Kreis- und Landesvorstände unserer Partei 
müssen die Redaktionen als ein operatives Organ der Parteileitung 
einschätzen, anleiten und kontrollieren. Der 1. Parteisekretär im 
Landes- bzw. Kreisvorstand ist für die politische Anleitung und 
Kontrolle der Parteipresse verantwortlich. Die Chefredakteure sind 
zu den Sitzungen der Sekretariate der Landes- und Kreisvorstände 
und der Abteilungsleiter bei den Landesvorständen hinzuzuziehen. 
Der Pressereferent des Landesvorstandes ist verpflichtet, von nun 
an regelmäßig monatlich einen kritischen Bericht über die Arbeit 
der Presse und die Tätigkeit der Redaktion zu unterbreiten.“150  

Von einem irgendwie institutionalisierten Einfluss der Mitgliedschaft 
auf die Parteipresse war keine Rede, ja, nicht einmal davon, dass die 
gewählten Leitungen als ganze über die formal von ihnen herausgege-
benen Organe zu entscheiden hätten. Auch die Leitung der regionalen 
Presseorgane durch das Sekretariat der jeweiligen Parteileitung war nur 
eine bedingte, denn sie war der direkten Anleitung der Chefredakteure 
durch das Sekretariat des Zentralkomitees, realisiert durch die Abtei-
lung Agitation beim ZK, untergeordnet. Keine Spur von Mitsprache-
rechten der Journalisten auch nur in sie unmittelbar betreffenden Fra-
gen, denn es war völlig undenkbar, dass, wie man das den Journalisten 
zutraute, etwa auch die Parteiführung Sonderinteressen gegenüber der 
Partei entwickeln könnte. Und es stand außerhalb jeder Diskussion, 
dass die Führung jemals etwas anderes im Sinne haben könnte als die 
bestmögliche Befriedigung der politischen und geistigen Bedürfnisse 
des Volkes durch den Parteijournalismus. 
Für die Redaktionen wurde eine Organisations- und Leitungsstruktur 
festgelegt, die einen zweckmäßigen Ablauf der redaktionellen Arbeit 
sicherte und über die zugleich die strikte Unterordnung und straffe 
Führung des Parteijournalismus durchgesetzt werden konnte. Die Ver-
antwortung für die gesamte Arbeit der Redaktion und des Zeitungsver-
lags trug das Redaktionskollegium mit dem Chefredakteur an der Spit-
ze. Der war „für die allgemeine politische Linie der Zeitung und für 
Staatspolitik“ zuständig, er war zu den Sitzungen des Sekretariats und 
der Abteilungsleiter z. B. der Landesleitung hinzuzuziehen. Die Ver-
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antwortung für den Inhalt der Zeitung wurde in der Redaktion doppelt 
gesichert: die Abteilungsleiter trugen die volle Verantwortung für alle 
Beiträge ihrer Abteilungen, und der Chefredakteur (oder sein Stellver-
treter) wurde „verpflichtet, die bereits korrigierten Abzüge zu lesen 
und zu signieren“151.  
Eine große Rolle spielte auf den Pressekonferenzen die Planung der 
Redaktionsarbeit. Das ist verständlich in dem Sinne, dass eine politi-
sche Bewegung, die das gesellschaftliche Leben zielgerichtet beein-
flussen und, wie hier, die Neugestaltung der gesellschaftlichen Ver-
hältnisse leiten will, auf einigermaßen planmäßige Vermittlung ihrer 
Politik wie Behandlung brennender Fragen ihrer Verwirklichung an-
gewiesen ist. Einzuräumen ist auch, dass beide Seiten, Leitungen wie 
Redaktionen, sich dabei noch in einem Lernprozess befanden. Das ZK 
war der Auffassung, 

„dass ohne die richtige Organisierung der gesamten Redaktionsar-
beit, ohne die gründliche Erarbeitung der Hauptprobleme unserer 
Partei und ihre Berücksichtigung in einer systematischen Planung 
die Presse die Politik der Partei nicht richtig zu interpretieren im-
stande ist.“152 

 Die Art und Weise, wie die Planung vorgeschrieben wurde, lässt aller-
dings klar erkennen, dass sie die größtmögliche und ununterbrochene 
Kontrolle der Parteileitungen über die Arbeit der Redaktionen gewähr-
leisten und deren Selbständigkeit soweit einschränken sollte, dass Ab-
weichen von der Linie der Parteiführung so weit wie möglich verhin-
dert werden konnte. In der Resolution der 1. Pressekonferenz heißt es: 

„Jede Redaktion muss auf der Grundlage der Direktiven der Partei-
führung für jedes Quartal einen vom zuständigen Parteisekretariat 
zu prüfenden Arbeitsplan ausarbeiten, in dem die wichtigsten 
grundsätzlichen Themen der Propaganda, der Agitation und des 
Parteilebens mit Titel und Verfasser festzulegen sind. Auf der 
Grundlage des Quartalsplanes wird der Monatsplan ausgearbeitet, 
der ebenfalls vom Parteisekretariat zu bestätigen ist, und schließ-
lich wird ein genauer Wochenplan festgelegt.“153  
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Das zuständige Parteisekretariat wurde verpflichtet, „die Monatspläne 
der Redaktion genau so (zu) prüfen und in der Durchführung (zu) kon-
trollieren, wie die Monatspläne jeder einzelnen seiner Abteilungen.“154  
Wie wichtig es der Parteiführung war, eine so straffe und detaillierte 
Planung durchzusetzen, zeigt auf der 2. Pressekonferenz 1951 ihre Kri-
tik an der 

„Hauptschwäche in der Arbeit unserer Redaktionen ..., dass sie nur 
ungenügend verstehen, die Hauptfragen der Politik der Partei Tag 
für Tag planmäßig und systematisch in der Zeitung in den Vorder-
grund zu stellen und die Mitglieder unserer Partei und die ganze 
werktätige Bevölkerung auf die Bewältigung dieser Hauptaufgaben 
zu orientieren.“155 

Und dabei offenbarte sie eine Auffassung von Planung, die auf eine 
Vorwegnahme des stattzufinden habenden Lebens hinausläuft: 

„Die Planung unserer Pressearbeit darf sich nicht nur auf die wich-
tigsten Artikel beschränken, sondern muss sich auch auf die Festle-
gung aller zur erschöpfenden Behandlung der Hauptfragen notwen-
digen Veröffentlichungen in der Zeitung erstrecken, wie zum Bei-
spiel auf Stellungnahmen einzelner Persönlichkeiten und bestimm-
ter Teile der Bevölkerung..., auf den Erfahrungsaustausch der Akti-
visten, auf die Publizierung der vorbildlichen Beispiele in der Ar-
beit der Parteiorganisationen durch die Parteisekretäre selbst, auf 
die Berücksichtigung der sich im Verlaufe der Durchführung einer 
Hauptaufgabe ergebenden notwendigen Kritik und Selbstkritik, auf 
die Meinung der Leser, und so weiter.“156  

Ein Schlüsselproblem war die Kaderfrage. Axen beklagte auf der 1. 
Pressekonferenz einen alarmierenden Zustand „unserer Redaktionska-
der“. Damit meinte er sowohl die schlechte soziale Zusammensetzung 
– den geringen Anteil des „Arbeiterelements“, des „Bauernelements“ 
und auch der Frauen – sowie auch und vor allem die mangelnde politi-
sche Qualifikation – viel zu wenige klassen- und parteiverbundene, 
politisch geschulte Journalisten mit Erfahrungen in der Massenarbeit. 
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Herrnstadt benannte historische Ursachen für diesen Zustand: die Ver-
luste der Arbeiterbewegung unter dem Faschismus; das Fehlen einer 
revolutionären Massenbewegung in Deutschland, das zu einem Über-
wiegen des kleinbürgerlichen Elements in den Redaktionen führe und 
zur Neigung der Redaktionen, vor allem auf die bürgerliche Jugend 
zurückzugreifen; schließlich „die Tatsache, dass die deutsche Arbei-
terbewegung auch vor 1933 eine Presse von neuem Typus nicht besaß“ 
– frühere Sozialdemokraten müssten sich von der „Wahlvereinsideolo-
gie“ lösen, frühere Kommunisten von sektiererischen Tendenzen der 
KPD vor 1933.157  
Hinzu kamen aktuelle Ursachen für den Kadermangel, die bei den Par-
teileitungen lagen: Sie kümmerten sich ungenügend um eine hinrei-
chende Besetzung der Redaktionen und beauftragten zudem führende 
und bewährte Redakteure „sehr oft jäh“ mit anderen Funktionen in Par-
tei, Staat und Wirtschaft, ohne für angemessenen Ersatz zu sorgen. 
Herrnstadt fragte aber auch: 

„Haben wir Redakteure alles von uns Abhängende getan, um den 
Kadermangel in den Redaktionen zu überwinden? Das entscheiden-
de Kettenglied bei der Überwindung des Kadermangels in den Re-
daktionen, wie in allen anderen Teilen der Parteiarbeit, ist die Ori-
entierung auf die Arbeiterklasse. Haben wir die notwendigen Ver-
bindungen mit den Massen aufgenommen? Sind wir regelmäßig in 
die Betriebe gegangen? Haben wir die Belegschaften mobilisiert 
und aus dem Prozeß dieser Mobilisierung unsere Nachwuchskader 
geschöpft? Nein.“158  

Herrnstadts Antwort zeigt deutlich, auf welchem Weg vor allem die 
Behebung des Mangels gesucht wurde. Die Entschließung der 1. Pres-
sekonferenz forderte, binnen Jahresfrist (!) den Anteil des Arbeiterele-
ments in den Redaktionen der Parteipresse auf 50%, den des Bauern-
elements auf 10% zu erhöhen. Das ist sehr wohl als Bemühen um Her-
stellung sozialer Gerechtigkeit zu verstehen: Vertretern der werktätigen 
Klassen den Zugang zur geistigen Tätigkeit, zu wichtigen Funktionen 
ihrer politischen Bewegung zu öffnen. Die erste Sorge aber galt der 
stärkeren Klassenverbundenheit, der im Unterschied zum „kleinbürger-
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lichen Element“ zu erwartenden proletarischen Disziplin und politi-
schen Zuverlässigkeit. 
Wenn die Parteiführung entschied, dass ein Redakteur der Parteipresse 
ein geschulter und bewährter Parteifunktionär sein müsse und dass für 
leitende Funktionen innerhalb der Presse (Chefredakteur, Stellvertreter, 
Abteilungsleiter) generell nur Genossinnen und Genossen mit Parteier-
fahrung und -schulung in Betracht gezogen werden könnten, dann ent-
sprachen sie damit genau der ersten der von Lenin 1920 formulierten 
Aufnahmebedingungen in die Kommunistische Internationale: „Alle 
Presseorgane, die sich in Händen der Partei befinden, müssen von zu-
verlässigen Kommunisten redigiert werden, die ihre Hingabe an die 
Sache der proletarischen Revolution bewiesen haben.“159 Und um das 
zu unterstreichen, forderte die Resolution der 1. Pressekonferenz: „Die 
Kader unserer Journalisten sind von partei- und klassenfremden Ele-
menten zu reinigen.“160  
Ein wichtiger Punkt in Referaten und Entschließungen betraf schließ-
lich die Qualifizierung der Journalisten, ohne die eine Bewältigung der 
vor der Presse stehenden Aufgaben undenkbar war und nach der auch 
ein verbreitetes Bedürfnis bestand. Ein ganzes Spektrum von Maßnah-
men wurde festgelegt, von Studienzirkeln und Seminaren in den Re-
daktionen über Weiterbildung an Parteischulen und durch den Verband 
der Deutschen Presse bis zur Aufnahme der akademischen Journalis-
tenausbildung am Lehrstuhl für Publizistik der Leipziger Universität. 
Die Redakteure wurden aufgefordert, eng mit den Fachleuten auf ver-
schiedensten Gebieten zusammenzuarbeiten und dadurch ständig ihr 
fachliches Wissen zu erhöhen. Der Kern dessen aber, was die Partei-
führung darunter verstand, „eine völlige Wendung in ihrer (der Redak-
teure - H. P.) Erziehungs- und Schulungsarbeit herbeizuführen“161, war 
die Durchsetzung des Leninismus im Bewusstsein und der praktischen 
Arbeit der Journalisten. Sie betrachtete „die Erhöhung des theoreti-
schen politischen Niveaus unserer Redaktionen als die wichtigste Vo-
raussetzung für die Entwicklung der Presse unserer Partei zu einer 
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Presse von neuem Typus“162. Dafür wurden detaillierte und allgemein-
verbindliche Vorschriften erlassen: 

„Es ist die Aufgabe des Chefredakteurs, die tägliche Redaktionssit-
zung so zu organisieren, dass sie zu einer laufenden, ideologisch-
politischen Schulung der Redakteure wird. ... Der Chefredakteur ist 
dafür verantwortlich, dass die Beschlüsse der Partei und Regierung 
sowie wichtige Veröffentlichungen des Zentralorgans 'Neues 
Deutschland`, der 'Prawda`, der Zeitung 'Für dauerhaften Frieden - 
für Volksdemokratie` usw. in eingehenden Seminaren aller Redakti-
onsmitglieder erörtert werden.“163 

Außer dem für alle Parteimitglieder verbindlichen Zirkel zum Studium 
der Geschichte der KPdSU (B) war ein besonderer Zirkel zum Studium 
der Presse einzurichten, dessen Programm „Lenin und Stalin über die 
Presse“ und „Die Geschichte der bolschewistischen Presse“ umfasste. 
Dieser Schulungsbetrieb, der die Journalisten für die „Übersetzung der 
Parteibeschlüsse auf die Massen“ qualifizieren sollte, war offenbar 
nicht leicht durchzusetzen. Der Entschließung der 2. Pressekonferenz 
ein Jahr später ist zu entnehmen, dass die meisten Redaktionssitzungen 
immer noch nicht das Niveau einer laufenden ideologisch-politischen 
Schulung besaßen. Viele Redaktion „haben sich ... erst sehr spät dazu 
bequemt“, die geforderten Seminare einzuführen. Oft wurden diese, 
ohne die man eine erfolgreiche Durcharbeitung von Beschlüssen, Ge-
setzen oder Reden und Artikeln führender Genossen und die Anwen-
dung der in ihnen enthaltenen Direktiven auf die tägliche Redaktions-
arbeit nicht für möglich hielt, nicht regelmäßig organisiert oder ober-
flächlich durchgeführt. 164  
Ganz unverhohlen verfolgte die Parteiführung mit diesen Schulungs-
maßnahmen übrigens die Absicht der Disziplinierung. Die Parteigruppe 
jeder Redaktion wurde verpflichtet, „die zutage getretenen ideologi-
schen oder politisch-moralischen Schwächen innerhalb der Redaktion 
zu erörtern und zu klären.“165 Das bedeutet, dass die Schulung Materi-
al für die gleichzeitig in der ganzen Partei laufende Überprüfung der 
Parteimitglieder liefern sollte, wovon ein nicht geringer Druck ausge-
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gangen sein dürfte. Preußisch-bolschewistische Schulmeisterei schlägt 
durch, wenn Axen in sein Referat zum Beispiel den Vorwurf an einen 
Kreisredakteur der „Leipziger Volkszeitung“ aufnimmt, dass er „nicht 
den Namen des Organs des Informationsbüros der Kommunistischen 
und Arbeiterparteien kennt, nicht weiß, wer der Genosse Suslow 
ist“.166  
Große Aufmerksamkeit widmete man den Verbindungen der Parteizei-
tungen und ihrer Journalisten zu den Massen, zur werktätigen Bevölke-
rung, die, so der Anspruch, nicht nur Adressat, sondern auch Mitgestal-
ter der Presse sein sollte. Die nach dem sowjetischen Vorbild der Ar-
beiter- und Bauernkorrespondenten geschaffene Bewegung der Volks-
korrespondenten, die der Zeitung aus Betrieben, aus der Landwirtschaft 
und ihren Wohnorten berichteten, bezeichnete die Resolution der 1. 
Pressekonferenz als „das wichtigste Mittel der Entwicklung der Par-
teipresse zu einer wirklichen Volkspresse“167. In diesem Bemühen um 
soziale Verankerung der Parteipresse im Volk lag die Chance, etwas 
historische Neues zu schaffen, eine gegenüber der bürgerlichen Gesell-
schaft höhere Qualität demokratischer Kommunikation der werktätigen 
Massen selbst, eine, wie es die Parteiführung beanspruchte und wie es 
viele Journalisten – auch die Leipziger Journalistikwissenschaftler – 
auffassten, der bürgerlichen überlegene Form der Pressefreiheit. Inner-
halb des Konzepts der Partei und Presse neuen Typs, dem die Massen 
nur als Erziehungsobjekt und als – möglichst initiativreiche – Ausfüh-
rer des von der Parteiführung Beschlossenen galten, konnte diese 
Chance, wenn überhaupt, dann nur in äußerst begrenzter, entfremdeter 
Gestalt genutzt werden. 
Den Volkskorrespondenten wurde eine eigentümliche, aus der Vorstel-
lung von der Partei als dem konsequentesten Interessenvertreter des 
Volkes begründete Doppelstellung zugewiesen. Einerseits waren sie 
ein Organ der Redaktion, 

„eines der wichtigsten Mittel der Erziehung und Heranziehung der 
Volksmassen zur aktiven Mitarbeit und Durchsetzung der Partei- 
und Regierungspolitik mit Hilfe der Parteipresse... Die Volkskor-
respondenten sind unsere Augen und Ohren. Sie vermitteln uns, was 
die Volksmassen fühlen und wünschen, und sie vermitteln gleichzei-
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tig den Massen Zweck und Ziel der Partei- und Regierungspolitik.“ 
An ihre Tätigkeit wurden in dieser Richtung geradezu euphorische Er-
wartungen geknüpft: „Sie sind die unerbittlichen Kritiker des Alten 
und Schlechten, der Volksfeinde, der Träger des reaktionären Übels. 
Sie liefern konkrete Beispiele des Neuen und Guten. Sie sind die Erwe-
cker der patriotischen Masseninitiative für demokratischen Aufbau und 
Planerfüllung, für nationale Einheit und Frieden.“ 168 In diesem Sinne 
waren sie von den Redaktionen anzuleiten und zu schulen. 
Zugleich galten die Volkskorrespondenten als „Vertreter der öffentli-
chen Meinung der Werktätigen“, und von ihnen wurde „Entfaltung der 
Kritik und Selbstkritik von unten her“ erwartet. Das sollte dadurch ge-
sichert werden, dass sie direkt mit den Redaktionen verkehrten, d. h. 
von Parteileitungen, Behörden und Vorgesetzten unabhängig waren 
und, das spielte eine nicht geringe Rolle, seitens „der Redaktion, der 
Partei und der Behörden“ Schutz vor Verfolgung und Maßregelung 
genießen sollten, dessen rechtliche Fixierung gefordert wurde.169  
Die Bedingungen für das Vertreten der öffentlichen Meinung und die 
Kritikfunktion wurden aber eben auf eine Weise gesetzt, die genau der 
Doktrin von der Partei und Presse neuen Typs entsprachen.
 Volkskorrespondent wurde man nicht durch ein aus der praktizier-

ten öffentlichen Kommunikation erwachsenes Mandat von Ar-
beitskollegen und Mitbürgern, sondern dazu wurde man von der 
Redaktion ausgewählt. Das war eine für eine Vertrauensstellung 
der Korrespondenten in ihrem Umfeld ungünstige Position. Diese 
Problematik wird an dem auf der Konferenz besprochenen Fall ei-
nes Magdeburger Volkskorrespondenten deutlich, den die Betriebs-
leitung entlassen wollte, weil seine Kollegen nicht mehr bereit wa-
ren, mit ihm zusammenzuarbeiten. Gerhart Eisler erregte sich dar-
über, dass dieser Fall „ruhig geregelt“ worden war, und er fragte: 
Wer waren die Kollegen, die nicht mit ihm zusammenarbeiten 
wollten? Hat man versucht, die Frage vor die Belegschaft zu brin-
gen, „ob das wirklich wahr ist, dass die Belegschaft mit einem 
Volkskorrespondenten, als mit einem Helfer der Arbeiter, einem 
Vertreter der Interessen der Arbeiter, nicht zusammenarbeiten 
will? So hätte man es machen sollen, statt die Sache sozusagen 
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hinter dem Rücken zu 'regeln`.“ Mit dieser richtigen Forderung 
hätte es sein Bewenden haben können. Aber gerade die von außen 
und von „oben“, von der Redaktion und nicht von den Arbeitskol-
legen, bestimmte Position des Volkskorrespondenten verhinderte, 
dass die Sache für sich selbst sprach, und zwang Eisler, zur offizi-
ellen, von der Parteilogik getragenen Agitation Zuflucht zu neh-
men: „Wenn wir nämlich das zu popularisieren verstehen, wenn 
wir den Arbeitern die große, nützliche Rolle des Volkskorrespon-
denten im Aufbau und für die Interessen der Werktätigen begreif-
lich machen, dann wird es nicht möglich sein, die Volkskorrespon-
denten sozusagen als 'Spione` oder anderes zu denunzieren, wie es 
die westliche Propaganda macht.“170  

 Robert Korb sprach auf der 1. Pressekonferenz wohlbedacht davon, 
dass die Volkskorrespondenten „in einem gewissen Grade“ unab-
hängig waren, und er fuhr fort: „Das heißt freilich nicht, dass sie 
auch von der proletarischen öffentlichen Meinung unabhängig sind, 
die ja von der Partei geformt wird.“171 Das bedeutet, dass die von 
ihnen vertretene „öffentliche Meinung der Werktätigen“ nur in einer 
Weise in die Zeitung gelangen und damit die Öffentlichkeit errei-
chen sollte und konnte, die der Parteilinie entsprach. Rudolf Herrn-
stadt bezeichnete die Volkskorrespondenten, eine sowjetische For-
mulierung aufgreifend, als „Truppenoffiziere der öffentlichen Mei-
nung“172. Man kann ihm durchaus die euphorische Erwartung unter-
stellen, dass sie, ihren Arbeitskollegen und Mitbürgern voranschrei-
tend, in der Presse an vorderster Front für eine die wohlverstande-
nen Interessen der Werktätigen ausdrückende öffentliche Meinung 
fechten sollten. Die in den Leitungen verschiedener Parteiebenen 
vorherrschende Auffassung war aber vielmehr, dass die Truppenof-
fiziere die Aufträge des Stabes umzusetzen haben; dass ihre Eigen-
initiative nur zu akzeptieren war, wenn sie den taktischen Absichten 
der Parteiführung entsprach oder, noch besser, wenn diese selbst die 
Aktion hatte inszenieren lassen.

 Kritik und Selbstkritik sind zwar deklamatorisch als Element leben-
diger Demokratie bezeichnet, in Wahrheit aber nicht als solches 
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aufgefasst und gehandhabt worden. Ihr Einsatz wurde vor allem von 
ihrer Funktion als Mittel zur Erziehung der Volksmassen oder auch 
untergeordneter Leitungen und Funktionäre bestimmt. Sie bezog 
sich niemals auf die politische Linie selbst, sondern immer auf das 
Handeln zu deren Verwirklichung, auf das möglichst reibungslose 
Funktionieren der untergeordneten Leitungen, Behörden usw. Dass 
von Funktionsträgern keineswegs die (von der Zeitung vertretene) 
gesellschaftliche Öffentlichkeit als höchste Instanz zu respektieren 
war, sondern die über aller Wohl und Wehe entscheidende Partei, 
das erhellt schlaglichtartig eine Äußerung Gerhart Eislers, mit der er 
das gesellschaftliche Gewicht der von Volkskorrespondenten geüb-
ten Kritik gerade betonen wollte: Wenn eine Zeitung von einer Be-
hörde keine Antwort bekommt und sich das gefallen lässt, „dann 
degradiert die Zeitung den Einfluss der Presse im Kampf um diese 
Dinge. Das ist nicht eine Frage der Zeitung, das ist die Frage der 
Autorität der Partei!“173 Und wie sehr der Glaube an Stalins These 
von der Verschärfung des Klassenkampfs in der Übergangsperiode 
zum Sozialismus jeden Gedanken an den Zusammenhang der 
Volkskorrespondenten-Bewegung mit der Entwicklung demokrati-
scher und rechtsstaatlicher Kultur verdrängte, bezeugt der Satz Al-
bert Nordens: „Ich bin der Meinung, dass, wenn es sich um einen 
wahrheitsgemäßen Bericht des Volkskorrespondenten handelt und 
dieser Volkskorrespondent dann drangsaliert wird, solche Fälle in 
den Bereich des neu gegründeten Ministeriums für Staatssicherheit 
gehören.“174  

Unter diesen Bedingungen entwickelte sich das, was zu einer Errun-
genschaft demokratischer öffentlicher Kommunikation hätte werden 
können, ungeachtet aller bemerkenswerten Initiative, letztlich zu einer 
reglementierten, in zur Routine erstarrten Formen der Auswertung und 
des Wettbewerbs bürokratisierten Bewegung, die allenfalls verbesserte 
Rückkopplung für die Leitung der Gesellschaft ermöglichen konnte. 
Jedenfalls wo sie funktionierte. Und das ließ infolge des Mangels zu-
nächst an Verständnis, auf längere Sicht an wirklichem, tiefem Interes-
se für diese reglementierte Form der Einbeziehung der Massen, sehr zu 
wünschen übrig. Dies lässt scharfe Kritik auf der 2. Pressekonferenz 
1951 an der „Stagnation der Bewegung unserer Volkskorresponden-
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ten“ erkennen, daran, „dass samt und sonders alle unsere Redaktionen 
noch immer die Arbeit mit den Volkskorrespondenten, das heißt die 
direkte Verbindung mit den Massen, unterschätzen.“175 Und das blieb 
ein Dauerzustand, der Albert Norden auf der 3. Pressekonferenz des 
ZK der SED 1959 veranlaßte, von der Volkskorrespondenten-
Bewegung als dem „kranken Kind unserer journalistischen Arbeit“176 
zu sprechen. 

* * * 
Auf der 2. Pressekonferenz konnte Hermann Axen befriedigt feststel-
len: 

„Die scharfe Kritik am Zurückbleiben der Entwicklung, die auf un-
serer vorjährigen Pressekonferenz notwendigerweise an der Pres-
searbeit geübt werden musste, hat sich als sehr heilsam erwiesen ... 
Kritik und Selbstkritik in den Redaktionen ... sind nunmehr wirklich 
zu einer Waffe (!) der Erziehung und Qualifizierung unserer Redak-
teure geworden.“177 

Das heißt, die von der Parteiführung gegenüber der Presse angeschla-
gene Gangart hatte sich nun auch in den Redaktionen durchgesetzt. 
Zugleich betonte Axen die unveränderte Gültigkeit und Aktualität der 
Resolution des Parteivorstands zur 1. Pressekonferenz. Den mit ihren 
Maßnahmen abgesteckten Kurs der Presselenkung verfolgte die Partei-
führung auch in den nächsten Jahren bei der Durchsetzung ihrer Be-
schlüsse vor allem auf dem Felde der Wirtschaftspolitik. 
Die von der 2. Parteikonferenz der SED (Juli 1952) gebilligte Ent-
scheidung der Führung, in der DDR zum Aufbau des Sozialismus über-
zugehen, war das nächste große Beispiel für die „Übersetzung von Par-
teibeschlüssen auf die Massen“ durch die Presse. Von einschneidender 
Bedeutung für die Entwicklung der Gesellschaft, für das Verhältnis 
zwischen beiden deutschen Staaten, für das Leben jedes einzelnen 
Menschen, war dieser Beschluss weder in der Partei noch gar in der 
Gesellschaft zuvor diskutiert worden und wurde nicht einmal der Erör-
terung auf einem ordentlichen Parteitag als dem höchsten Parteigremi-
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um ausgesetzt. Im Nachhinein hatten nun die Chefredakteure „für eine 
gründliche Durcharbeitung“ der Konferenzmaterialien zu sorgen und 
langfristige Pläne für ihre Popularisierung aufzustellen. 
Dass der Beschluss zeitgemäß sei, war mit der Unterstellung begründet 
worden, dass nicht nur die politischen und ökonomischen Bedingun-
gen, sondern auch das Bewusstsein der Arbeiterklasse und der Mehr-
heit der Werktätigen dafür herangereift seien.178 Nun musste man aber 
feststellen, dass eine Reihe von Maßnahmen „in den Reihen der Par-
teimitgliedschaft und in den Reihen der Werktätigen Unverständnis, 
Unklarheiten und Schwankungen hervorrufen.“ Geradezu typisch auch 
für den künftigen Umgang der Führung mit der Partei und ihren Jour-
nalisten ist die jede offene Diskussion verdrängende Erklärung, die 
Axen auf einer Chefredakteurkonferenz der Abteilung Agitation beim 
ZK der SED dafür gab: 

„Das ist letzten Endes darauf zurückzuführen, dass der ganze Ernst 
der in dem Begriff und in der Formulierung 'Wendepunkt` (in der 
geschichtlichen Entwicklung Deutschlands - H. P.) zum Ausdruck 
kommt, den Massen noch nicht genügend geduldig, beharrlich und 
vor allem kontinuierlich erläutert worden ist.“ 

Anhand der Ausführungen Walter Ulbrichts sollten die Journalisten 
den begriffsstutzigen Massen nachweisen, wie sehr der Aufbau des 
Sozialismus der Verstärkung des Kampfes um Einheit und Frieden 
dient. Und sie sollten sich in den Prozess einschalten, in dem nun die 
Partei das Beschlossene zustimmend zur Kenntnis zu nehmen hatte, 
sollten 

„über die Mitgliederversammlungen berichten, die zur Berichter-
stattung über die II. Parteikonferenz und zur Stellungnahme zur II. 
Parteikonferenz stattfinden. ... Es muss darüber berichtet werden, 
was diese Mitgliederversammlungen in ihrem Inhalt ... darstellen, 
wie die Aufgeschlossenheit und Bereitschaft der Genossen ist, wel-
che konkreten Beschlüsse angenommen werden und welche unkla-
ren Fragen (andere konnte es offenbar gar nicht geben - H. P.) ge-
stellt wurden. Hierauf muss die Zeitung antworten.“179 
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Das war die Rolle der Presse als „Verbindungsmittel“ innerhalb der 
Partei und zu den Massen. Das Leben zeigte freilich, dass die Partei-
führung der Presse zwar ihre Arbeitsweise vorschreiben, nicht aber ihre 
Wirksamkeit dekretieren konnte. In seinem Beschluss „Zur Verbesse-
rung der Arbeit der Redaktionen der 'Sächsischen Zeitung` und der 
'Volksstimme` Chemnitz“ vom Februar 1952 musste das Sekretariat 
des ZK konstatieren, dass Inhalt und Gestaltung beider Zeitungen 
„nicht mehr der Entwicklung der Masseninitiative und den Ansprüchen 
ihrer Leser“ entsprachen. Die Abteilung Agitation hatte 770 Leser be-
fragt, die „den politischen Teil beider Zeitungen als langweilig, tro-
cken, uninteressant, oft unverständlich und unaktuell“ bezeichneten 
und immer wieder sagten: Was in unserem Kreis oder in unserer Stadt 
los ist, erfährt man früher und besser aus dem „Sächsischen Tageblatt“ 
(LDP) oder der „Union“ (CDU). Den Redaktionen wurde vorgehalten, 
dass „sie es weder in ihren Leitartikeln noch Kommentaren (verste-
hen), ihren Lesern diese Probleme in einer prinzipiellen, aber zugleich 
einfachen und überzeugenden Argumentation verständlich zu machen. 
Es wird immer noch zu viel deklamiert.“180 Diese Mängel, zum be-
trächtlichen Teil der Informationspolitik der Partei geschuldet, wurden 
selbstverständlich voll den Journalisten in Rechnung gestellt. 
Noch deutlicher mussten in der tiefen gesellschaftlichen Krise um den 
17. Juni 1953 Mängel der Parteipresse eingestanden werden. Die Ent-
schließung der 15. Tagung des ZK im Juli 1953 räumte ein: 

„Die Arbeit der Parteipresse und des Rundfunks war unbefriedi-
gend. In den Zeitungen und Sendungen kamen die Massen selbst 
wenig zu Worte; die Mängel wurden häufig vertuscht, die Zuschrif-
ten und Wünsche der Werktätigen missachtet und schöngefärbte Be-
richte gegeben. Die mangelhafte Verbundenheit mit den Massen 
äußerte sich in einer schwerverständlichen, ledernen Sprache und 
in ungenügender Überzeugungskraft.“181  
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Ulbricht erkannte, dass die Bevölkerung eine bessere Nachrichtenge-
bung erwartete.182 Oelßner kritisierte auf dem 16. Plenum, dass die 
Presse immer noch nicht die Scheu überwunden habe, die Kritik von 
unten breit zu entfalten. Und er forderte, 

„dass unsere Presse allseitig über die Vorkommnisse in der Deut-
schen Demokratischen Republik informiert, auch über solche Vor-
kommnisse, wie Brände, Unglücksfälle usw. Bisher bestand bei uns 
die völlig falsche Praxis, dass der Presse die Berichterstattung über 
solche Vorkommnisse verboten wurde. Damit wird die feindliche 
Hetze geradezu gefördert.“183  

Solche Kritiken waren durchaus berechtigt, und die Parteiführung 
adressierte sie nicht zu Unrecht an die Journalisten. Allerdings machte 
sie keineswegs – wie sonst immer – darauf aufmerksam, dass die Jour-
nalisten nichts als Verkünder der Parteipolitik seien und unter ständiger 
Kontrolle der Partei arbeiteten; ließ sie die Verantwortlichen für die 
von Oelßner kritisierte „völlig falsche“ Verbotspraxis im Dunkeln, wie 
hoffend, dass der gutgläubige Bürger sie in untergeordneten Leitungen 
vermuten würde. Kein Wort darüber, dass die kritisierten Mängel etwas 
mit der Gängelei der Redaktionen und dem ideologischen Druck der 
Parteileitungen auf die Journalisten zu tun haben könnten, die in der 
Führung der Gesamtpartei ihren Ausgang nahmen. Es entbehrte in die-
sem Zusammenhang nicht der Demagogie, wenn Oelßner predigte: 
„Unsere Genossen Redakteure und Berichterstatter müssen sich dar-
über klar sein, dass unwahrhafte Berichterstattung nur ein Ausdruck 
von Überheblichkeit und Geringschätzung der Massen ist.“184  
Viel gewichtiger aber als diese Kritik war die Verurteilung, die einen 
Teil der Journalisten dafür traf, dass sie in der Dramatik der Ereignisse 
angesichts der tiefen Entfremdung zwischen Partei und Volk die ver-
breiteten Zweifel an der Politik der Parteiführung laut werden ließen, 
nicht nur oberflächliche, sondern grundsätzliche Korrekturen verlang-
ten und damit nicht die vorsätzlich verabsolutierende These vom fa-
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schistischen Putsch stützten. Das ZK warf „einigen Redakteuren“ vor, 
den Kopf verloren, vor dem Gegner, statt ihn zu entlarven, zurückge-
wichen zu sein und sich zum Teil sogar zu seinem Sprachrohr gemacht 
zu haben. Es verurteilte das Zentralorgan „Neues Deutschland“ und 
seinen Chefredakteur Rudolf Herrnstadt für seine „kapitulantenhafte, 
im Wesen sozialdemokratische“ Linie185, die nach Meinung Ulbrichts 
„die Parteigenossen desorientiert und defätistische Stimmungen geför-
dert186“ hat. Das ZK beauftragte das Politbüro, „die Redaktionen zu 
überprüfen und für eine konsequente Haltung der Presse Sorge zu tra-
gen.“187  
Hier ging es nicht um Fehler bei der Verwirklichung des Konzepts der 
„Presse neuen Typs“, sondern um dieses Konzept selbst. Journalisten, 
die, im wohlverstandenen Interesse der Partei, selbständig handelten 
und die von der Parteiführung so sorgfältig kanalisierte Erörterung von 
Lebensfragen des Volkes und der gesellschaftlichen Entwicklung in die 
Öffentlichkeit trugen, durchbrachen damit das stalinistische Dogma, in 
dessen Namen die Partei und ihre Presse reglementiert wurden, und 
taten damit das in den Augen der Parteiführung Schlimmste und am 
meisten zu Bekämpfende. Deren Auseinandersetzung mit dem Journa-
lismus in jenen Wochen zeigt nur allzu deutlich, dass im Wesen der 
Sache alles beim Alten bleiben sollte. 
Dem schien das Referat Oelßners auf der 16. ZK-Tagung im September 
1953 zu widersprechen, wenn er z. B. sagte: 

„Alles wird von oben angeordnet und reglementiert, der Redakteur 
bekommt für jede Kleinigkeit alles vorgeschrieben, und allmählich 
gewöhnt er sich jede eigene Initiative ab. Wir erleben das fast jeden 
Tag mit dem 'Neuen Deutschland`... Natürlich muss das Zentralko-
mitee in den großen politischen Fragen ... den Redaktionen die poli-
tische Linie angeben. Aber das heißt doch nicht, dass die Redakteu-
re, wenn sie diese Linie erhalten haben, nicht selbständig denken 
dürfen. Es kann doch im Zentralkomitee kein solches Genie geben, 
das für unsere Hunderte Redakteure denkt. Wir müssen also von un-
seren Redakteuren verlangen und sie daran gewöhnen, selbständig 
zu denken und eigene Initiative zu entfalten. Und die Chefredakteu-
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re müssen das von allen ihren Mitarbeitern verlangen.“188 
Welches die Intentionen Oelßners auch immer gewesen sein mögen – 
er wurde immerhin 1958 aus dem Politbüro ausgeschlossen, weil er 
eine konsequentere Auswertung des XX. Parteitags der KPdSU forder-
te –, sein Referat läßt insgesamt eindeutig erkennen, dass es ihm eben 
um die richtige Realisierung der Lehre von Partei und Presse neuen 
Typs ging und nicht um ihre Reformierung. Mit ihr war er viel zu eng 
verbunden, um diese Doktrin als Ursache dafür zu erkennen (oder zu-
zugeben), dass die Erfüllung seiner Forderung jeden Redakteur unwei-
gerlich in Konflikt mit der Partei bringen musste, sobald es nur um eine 
einigermaßen wichtige politische Frage ging. 
Er sprach zwar von weiterer Demokratisierung der Presse, beließ sie 
aber unverändert auf der Einbahnstraße als wirksamstes Mittel der Be-
einflussung der Massen, durch das die Partei zu diesen spricht, ihre 
Meinung beeinflusst, sie erzieht und zur Erfüllung der beschlossenen 
Aufgaben mobilisiert, das die Partei selbst erziehen, das Bewusstsein 
der Parteimitglieder und Kandidaten heben und den breiten Massen die 
führende Rolle der Partei an Hand von Tatsachen aufzeigen soll.. Er 
forderte die Presse auf, „die Kritik von unten breit zu entfalten“, aber 
es ging immer um Kritik, die der effektiveren Durchsetzung des Be-
schlossenen diente, allenfalls auf „Missstände in unserem Leben“ ziel-
te, aber nichts mit demokratischer Auseinandersetzung um die Grund-
linien der Politik und ihre Bewährung im Leben zu tun hatte.189 
Freilich, Oelßner erweiterte und veränderte den Blick der Partei auf die 
Presse, indem er es als zentrales Problem bei der Verbesserung der 
Pressearbeit bezeichnete, die Parteiblätter „zu wirklichen Massenzei-
tungen zu machen, die von den breiten werktätigen Massen gern gele-
sen werden“. Er lenkte die Aufmerksamkeit darauf, 

„dass die Zeitung selbst ein kulturelles Massenbedürfnis befriedi-
gen soll. Ein moderner Mensch kann ohne Zeitung nicht leben. Er 
braucht die Zeitung, nicht weil er unbedingt das wissen will, was 
der Redakteur ihm zu sagen hat, sondern weil er, der Leser, sich 
über alles informieren möchte, was in der näheren und ferneren 
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Welt vor sich geht.“190  
Damit sprach er vielen Journalisten aus dem Herzen und stärkte ihre 
Aktivität in dieser Richtung. Das hatte bedeutende Auswirkungen auch 
auf die Entwicklung des journalistischen Systems: Blätter wie die 
„Wochenpost“, „Das Magazin“ oder der „Eulenspiegel“ entstanden in 
diesem Kontext, die sich in der Bevölkerung einer großen, kaum zu 
befriedigenden Nachfrage erfreuten. Aber dies wie auch die generelle 
Forderung „zu beachten, dass Presse und Funk sich selbst den Weg zu 
den Massen bahnen müssen“, war letztlich auf die effektivere Gestal-
tung der „Presse neuen Typs“ ausgerichtet. Die bessere Befriedigung 
kultureller Bedürfnisse blieb strikt diesem Ziel untergeordnet, und Ini-
tiative für ein höheres Niveau der Presse wurde akzeptiert, insofern sie 
Mittel für stärkere „Schlagkraft und Wirkung“ der schärfsten Waffe 
der Partei war.191 
Wie wenig daran gedacht war, am Verhältnis von Partei und Presse und 
an den Mitteln der täglichen Presselenkung irgend etwas grundsätzlich 
zu ändern, geht daraus hervor, dass Oelßner sich am Ende zur Bekräfti-
gung seiner Anregungen gerade auf die Pressekonferenzen des ZK be-
rief, mit denen die Umgestaltung der Parteipresse zur „Presse neuen 
Typus“ auf den Weg gebracht und damit die ideologische wie struktu-
relle Basis für die Entfremdung des Journalismus von den Informati-
onsbedürfnissen des Volkes und den Erfordernissen demokratischer 
Kommunikation geschaffen worden war: 

„...wir haben in den letzten Jahren zahlreiche und gute Dokumente 
über die Arbeit der Presse beschlossen, die heute noch volle Gültig-
keit haben und die uns die Lösung von neun Zehnteln aller ange-
führten Fragen bringen, wenn sie durchgeführt werden. Wir sind 
darum der Ansicht, diese guten und richtigen Beschlüsse der Partei 
allen Redaktionen zum erneuten Studium zu empfehlen und das gan-
ze Gewicht unserer Arbeit jetzt auf die operative Anleitung und die 
Kontrolle der Durchführung der Beschlüsse zu legen.“192  
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Die „Lenin-Stalinsche“ Lehre von der Presse neuen 
Typs als Kern der Journalismus-Theorie 
Das war der Hintergrund, vor dem die Lehre von der Presse neuen 
Typs am Institut für Publizistik und Zeitungswissenschaft bzw. an der 
Fakultät für Journalistik Einzug hielt. Den Anfang machte Wilhelm 
Eildermann auf der Stalinkonferenz 1952 mit einem „Umriss“ der Leh-
re von der Presse neuen Typs. Die erste ausführliche Darstellung folgte 
im Jahr darauf mit dem Lehrbrief 2 Theorie und Praxis der Pressearbeit 
unter dem Thema „Die Grundprinzipien und Merkmale der Presse neu-
en Typs“, der, soweit feststellbar, bis 1956 zwei weitere Auflagen er-
lebte. Außerdem erschienen Lehrbriefe zu einzelnen Aspekten – zum 
Prinzip der Kritik und Selbstkritik und zur Arbeit der sozialistischen 
Presse mit den Massen. 
Alle diese Materialien kennzeichnet, dass sie die damals in der Sowjet-
union gängige Version der „Lenin-Stalinschen“ Lehre von der Presse 
neuen Typs transportierten. Das hat seine Ursache nicht zuletzt in der 
Unterstützung, die die Leipziger direkt aus der Sowjetunion erfuhren. 
Im Vorwort zum Lehrbrief 1 Theorie und Praxis der Pressearbeit von 
1953 teilen sie mit, in der glücklichen Lage zu sein, „in großem Um-
fang die Lehren der fortgeschrittensten, der sowjetischen Wissenschaft 
für unsere Arbeit ausnutzen zu können.“193 Regine Schneider schreibt 
dazu, dem jungen Institut seien von der Fakultät der Moskauer Univer-
sität und vom Institut für Journalistik der Leningrader Universität 
Lehrmaterialen zur Geschichte der russischen Publizistik, der bolsche-
wistischen und der Sowjetpresse zur Verfügung gestellt worden.194 Au-
ßerdem arbeitete vom Frühjahr 1954 bis zum Sommer 1956 W. A. 
Ruban von der Kiewer Universität als Gastprofessor in Leipzig. Er 
hielt Vorlesungen und verfasste Lehrbriefe zur russischen, bolschewis-
tischen und sowjetischen Presse, und er war mit Sicherheit auch in die 
Arbeit an den Materialien zur Presse neuen Typs einbezogen. 
Zwar wurde damals auch betont, dass aus sowjetischen Erfahrungen zu 
lernen nicht bedeuten sollte, Formen und Methoden der sowjetischen 
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Pressepraxis schablonenhaft auf die DDR-Presse zu übertragen, dass 
vielmehr unermüdlich daran gearbeitet werden müsse, „neue Formen 
und Methoden der Zeitungsarbeit zu entwickeln, die den historischen, 
internationalen, nationalen, wirtschaftlichen und anderen Besonder-
heiten der Entwicklung in der DDR und ganz Deutschland entspre-
chen.“195 Das war, auf die wissenschaftliche Arbeit bezogen, allerdings 
noch kaum mehr als eine Absichtserklärung, und konnte billigerweise 
auch noch nicht mehr sein. Inwieweit diese später eingelöst wurde, 
wird zu untersuchen sein. Vorerst beschränkte sich der Bezug zur ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit der DDR auf das Zitieren aus Beschlüs-
sen der SED und auf erste Erfahrungsberichte zur Massenarbeit und 
zur Kritik und Selbstkritik in der Presse. Was die Lehre von der Presse 
neuen Typs als Konzept anbelangt, wurde sie – an sowjetische Materi-
alien angelehnt – auf der theoretischen Grundlage der Stalinschen 
„Fragen des Leninismus“ dargestellt und auf dem Niveau historischer 
Begründung, wie es der "Kurze Lehrgang der Geschichte der KPdSU 
(B)" bot. 
Das Entstehen des neuen Partei- und Pressetyps wird – in geraffter 
Darstellung der in diesen Quellen ausgebreiteten Stalinschen Lenin-
Adaptation – aus der Zuspitzung der gesellschaftlichen Widersprüche 
bei der Ablösung des Kapitalismus der freien Konkurrenz durch den 
Monopolkapitalismus erklärt, mit der sich die Kampfbedingungen der 
Arbeiterbewegung und damit die Anforderungen an ihre Organisation 
wie ihre Presse einschneidend veränderten: 

„Mit dem Übergang zum Imperialismus wird der Kapitalismus zu 
einer verfaulenden, absterbenden Gesellschaftsformation. Eine Hö-
herentwicklung der menschlichen Gesellschaft ist nur noch dadurch 
möglich, dass die bereits entstandene Arbeiterbewegung den Impe-
rialismus stürzt. Die proletarische Revolution ist also zu einer un-
mittelbaren Aufgabe geworden.“196  

Dafür seien aber die vorhandenen Organisationen, die Parteien der II. 
Internationale, so auch die deutsche Sozialdemokratie, untauglich ge-
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wesen, die in einer relativ friedlichen Periode ihre Erfolge vor allem im 
parlamentarischen Kampf errungen hatten, was viele Sozialdemokraten 
an einen friedlichen Weg zum Sozialismus glauben ließ, und in denen 
zudem die Opportunisten die Oberhand gewannen. „Unter den neuen 
Verhältnissen, die zu offenen Zusammenstößen der Klassen führten, 
waren die opportunistisch verseuchten Parteien nicht fähig, das Prole-
tariat im Kampf gegen den Imperialismus zu führen.“197  
Lenin und Stalin, so der Lehrbrief, zogen daraus in Russland die richti-
gen Schlussfolgerungen und schufen die marxistisch-leninistische Par-
tei, eine „Partei neuen Typs, die sich von allen vorangegangenen Ar-
beiterparteien grundlegend unterscheidet“198 und die sich durch fol-
gende Merkmale auszeichnet:
 Die Partei muss als Vorhut der Arbeiterklasse die besten Elemente 

in sich vereinigen und sich von der revolutionären Theorie leiten 
lassen. Sie muss den Massen voranschreiten, sie führen.

 Die Partei ist nicht nur Vorhut, sondern auch die organisierte Ab-
teilung der Arbeiterklasse, gekennzeichnet durch straffe Disziplin, 
einheitlichen organisatorischen Aufbau und das Prinzip des demo-
kratischen Zentralismus.

 Sie ist die höchste Form der Klassenorganisation des Proletariats, 
der andere Organisationen der Arbeiterklasse (Gewerkschaften, Ju-
gend- und Frauenverbände) als Verbindungsmittel zu den Massen, 
als Instrumente ihrer Führung dienen. „Ein Verbindungsmittel be-
sonderer Art ist die Presse.“199 

 Die Partei ist Instrument der Diktatur des Proletariats. Sie kämpft 
darum, die Herrschaft der Arbeiterklasse als Voraussetzung für den 
Aufbau des Kommunismus zu errichten.

 Die Partei ist eine Einheit des Willens, womit die Existenz von 
Fraktionen unvereinbar ist. Ohne geschlossene und disziplinierte 
Partei kann die Arbeiterklasse die Macht nicht erobern und erhal-
ten. Kritik und Meinungskampf sind mit einer eisernen Disziplin 
nicht nur vereinbar, sondern deren Voraussetzung.
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 Die Partei stärkt sich, indem sie sich von opportunistischen Ele-
menten säubert, die die Bourgeoisie als Agenten in ihre Reihen 
schickt.200 

Das sind genau jene Merkmale der Partei neuen Typs, die Stalin 1924 
gleichsam zu einem Katechismus zusammengefasst hatte, wie sie die 
Entschließung der 1. Parteikonferenz der SED Ende Januar 1949 be-
nennt201 und wie sie Oelßner gegen Rosa Luxemburgs „menschewisti-
sche Auffassung in Organisationsfragen“ geltend macht.202  

Partei und Presse neuen Typs 

Von dieser Grundlage aus wird – getreu dem sowjetischen Vorbild und 
auch der Tradition der KPD – das Konzept einer proletarischen Presse 
neuen Typs dargestellt. Als Lenin und Stalin in Russland um die Schaf-
fung der ersten derartigen Partei kämpften, so das Lehrmaterial „Die 
Grundprinzipien und Merkmale...“, haben sie sich einer qualitativ neu-
en und höheren Form der Arbeiterpresse, der Presse neuen Typs, be-
dient. Sie begründeten auch die aus den Merkmalen der Partei neuen 
Typs sich ergebenden Merkmale der Presse neuen Typs, die ihr Ver-
hältnis zur Partei kennzeichnen und mit denen sie sich grundsätzlich 
von der opportunistischen Presse der Parteien der II. Internationale un-
terscheidet. 
1. „Die Presse der Partei kann nur dann eine marxistisch-leninistische 
Presse sein, wenn sie die grundlegenden Prinzipien der Partei neuen 
Typs in ihrer Arbeit konsequent anwendet. Wie die Partei neuen Typs 
lässt sich die Presse neuen Typs in ihrer Tätigkeit von der marxistisch-
leninistischen Theorie leiten. Die Parteipresse kennt keine anderen 
Ziele als die Ziele der Partei; sie ist ein wichtiges Mittel der Partei im 
Kampf um die Errichtung der Diktatur des Proletariats. Sie hilft nach 
der Machtergreifung der Arbeiterklasse bei der Festigung der neuen 
Gesellschaftsordnung.“203  
Eine solche Übereinstimmung der Presse mit der Partei neuen Typs 
könne nur gewährleistet werden, wenn beide in der Praxis als unbe-
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dingte Einheit betrachtet und behandelt werden, als in einer Wechsel-
beziehung stehend, deren Beschreibung im Lehrmaterial recht auf-
schlussreich ist. Einerseits heißt es: „Der Entwicklungsstand der Pres-
se hängt ab von der Entwicklung der Partei. Die Partei legt den Cha-
rakter und die Tätigkeit ihrer Presse fest.“204 Diese Beziehung wird 
offenbar als allgemeingültige angesehen, denn der opportunistische 
Charakter der Presse der II. Internationale wird damit begründet, dass 
„das Niveau der Presse vom Niveau der Partei abhängig ist, weil Par-
tei und Presse eine Einheit bilden“205. 
Und die andere Seite der Wechselbeziehung: „Umgekehrt trägt die 
Presse zur Festigung und Stärkung der Partei bei, da sie das beste Mit-
tel zur Entfaltung von Kritik und Selbstkritik, der Propaganda und Agi-
tation, der Verbindung der Massen mit der Partei ist... Kein Apparat 
kann diese Wechselwirkung (zwischen Partei und Massen - H. P.) bes-
ser sichern als die Presse. Deshalb sagte Stalin, dass die Presse die 
schärfste und stärkste Waffe der Partei ist.“206 Eine recht einseitige 
Angelegenheit also, diese Wechselbeziehung: Während die Qualität 
der Presse eindeutig von jener der Partei abhängt, wird eine umgekehr-
te derartige Abhängigkeit nicht festgestellt. Unsere damaligen Kollegen 
werden sich ihrer Worte schon hinlänglich bewusst gewesen sein, als 
sie der Presse lediglich zugestanden, dass sie die Partei festigen und 
stärken, also die Qualität, die sie schon hat, sichern und besser zur Gel-
tung bringen hilft.  
Als Richtlinie für die Gestaltung des Verhältnisses zwischen Partei und 
Presse gilt Lenins im Anhang zum Lehrbrief veröffentlichte Arbeit 
„Parteiorganisation und Parteiliteratur“ aus dem Revolutionsjahr 
1905207. In ihr hatte Lenin angesichts erstmaliger Legalität der Arbei-
terpresse in Russlands die Bedingungen formuliert, die nach seiner 
Auffassung die von der Partei als ihr zugehörig anerkannte Presse er-
füllen musste, womit er auf den Organisationsprinzipien beharrte, die 
er nach dem II. Parteitag der SDAPR dem „Opportunismus in Organi-
sationsfragen“, wie er ihn den Menschewiki zuschrieb, entgegengesetzt 
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hatte. In dem hier betrachteten Lehrmaterial wird aus der gerade erst 
zugänglich gewordenen Lenin-Arbeit zunächst lediglich die Grundaus-
sage interpretiert, dass die journalistische Arbeit ein Bestandteil der 
organisierten, planmäßigen Arbeit der Partei sein muss.  

„Die Redaktion ist keine beliebige literarische Gruppe, sondern ei-
ne Parteiinstitution, für die das Statut der Partei ebenso gültig ist 
wie für jedes andere Organ der Partei. Von den Journalisten der 
Presse neuen Typs fordert Lenin, dass sie als parteiverbundene 
Funktionäre, als Parteiarbeiter an ihre Arbeit herangehen. Die 
Partei neuen Typs erwartet von ihren Journalisten, dass sie sich ih-
rer hohen Pflicht bewusst sind: Sie handhaben die schärfste Waffe 
der Partei. Von ihnen hängt es mit ab, ob die Politik der Partei 
neuen Typs verwirklicht wird.“208  

Damit ist erst einmal das für die Beziehung Partei - Presse Wichtigste 
begründet: die Unterordnung der Presse unter die Parteiführung, wie 
sie in der SED praktiziert wurde. 
2. Die Bedeutung der Presse für die Partei besteht besonders darin, 
dass sie - wie die Gewerkschaften, die Jugendverbände, die Frauenver-
einigungen - der Partei als eines der Verbindungsmittel zu den Massen, 
eines der Instrumente ihrer Führung dient, und zwar als das wichtigste 
Verbindungsmittel, ein Verbindungsmittel besonderer Art. Diese 
Kennzeichnung geht auf eine Äußerung Stalins auf dem XII. Parteitag 
der KPR (B) im Jahre 1923 zurück, mit der er den instrumentellen Cha-
rakter der Presse betonte und auf die man sich seitdem immer wieder 
berief: 

„Die Presse ist ... keine Massenorganisation, aber ungeachtet des-
sen stellt sie eine unsichtbare Verbindung zwischen der Partei und 
der Arbeiterklasse her - eine Verbindung, die ihrer Kraft nach je-
dem beliebigen, die Massen erfassenden Übertragungsapparat 
gleichkommt. Man sagt, die Presse sei die sechste Großmacht. Ich 
weiß nicht, was für eine Großmacht sie ist, dass sie aber Kraft und 
großes Gewicht besitzt, ist unbestreitbar. Die Presse ist die stärkste 
Waffe, durch sie spricht die Partei täglich, stündlich zur Arbeiter-
klasse in ihrer eigenen, ihr vertrauten Sprache. Andere Mittel, geis-
tige Fäden zwischen der Partei und der Klasse zu ziehen, einen an-
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deren so elastischen Apparat gibt es nun einmal nicht.“209  
Zugleich wird die Parteipresse als die höchste Form der Arbeiterpresse 
bezeichnet, „dazu berufen, die übrige Arbeiterpresse - die Presse der 
Gewerkschaften, Jugendverbände usw. - anzuleiten und zu führen und 
sie in den revolutionären Kampf des Proletariats einzubeziehen.“210 
Dies ist eine Paraphrase auf die Kennzeichnung der leninistischen Par-
tei als höchste Form der Klassenorganisation und ihres Verhältnisses 
zu anderen Organisationen – den Gewerkschaften, den Sowjets –, wie 
sie Stalin in seiner Arbeit „Über die Grundlagen des Leninismus“ ge-
geben hatte: Nur die Partei sei fähig, „die Leitung des Kampfes der 
Arbeiterklasse zu zentralisieren und auf diese Weise alle wie immer 
gearteten parteilosen Organisationen der Arbeiterklasse in Hilfsorga-
ne und Transmissionsriemen zu verwandeln, die sie mit der Klasse 
verbinden.“211 Die Presse der SED hat ein solches glänzendes Privileg, 
den Rest der Presse zu führen, in der Tat nie genossen. Vielmehr ist 
dessen Schicksal, Hilfsorgan und Transmissionsriemen zu sein, auf sie 
selbst zurückgefallen. Die Folgerung, die Stalin an seine Charakteristik 
der „parteilosen“ Organisationen knüpfte, verdeutlicht die Wertschät-
zung, die er für eigenständiges Handeln der Menschen in dieser Sphäre 
empfand: 

„Deshalb ist die opportunistische Theorie von der 'Unabhängigkeit` 
und 'Neutralität` der parteilosen Organisationen, die unabhängige 
Parlamentarier und von der Partei losgelöste Journalisten, engstir-
nige Gewerkschaftler und verspießerte Genossenschaftler züchtet, 
völlig unvereinbar mir der Theorie und Praxis des Leninismus.“212  

3. Die Presse neuen Typs wird als eine wichtige Bedingung für die ide-
ologische Einheit und Reinheit der Partei und für die ideologische Ge-
schlossenheit der von ihr geführten Bewegung betrachtet. Sie gilt als  

„ein Forum, in dem die Kritik entfaltet und der Meinungskampf 
ausgetragen wird. Sie schafft damit die Voraussetzung für eine ei-
serne Disziplin. Sie führt einen entschiedenen Kampf gegen jede Art 
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des Opportunismus und erzieht die Werktätigen zur revolutionären 
Wachsamkeit gegenüber den Feinden des Volkes.“213  

Diese Sätze lassen nicht viel Raum für die Annahme, es gehe hier um 
die Bedeutung der Presse dafür, die innerparteiliche Demokratie, etwa 
den Kampf alternativer Positionen als Form der Suche nach der best-
möglichen Lösung gesellschaftlicher Probleme oder die öffentliche 
Prüfung der bisherigen Politik auf ihre Bewährung in der Wirklichkeit 
zu gewährleisten. Von Demokratie kann allenfalls in dem formalen 
Sinne die Rede sein, als vor der Beschlussfassung Diskussion zulässig 
ist. Sie wird aber hier, wie in der Partei überhaupt, nur als unvermeidli-
ches Durchgangsstadium auf dem Wege zur eisernen Disziplin begrif-
fen, als Zurückweisen von (natürlich opportunistischen) Abweichun-
gen, als Zerschlagen feindlicher Bestrebungen. Auch diese Passage hat 
ihren Ursprung bei Stalin, der dazu erklärt hatte: 

„...die eiserne Disziplin schließt Kritik und Meinungskampf in der 
Partei nicht nur nicht aus, sondern setzt sie vielmehr voraus. Das 
bedeutet erst recht nicht, dass die Disziplin 'blind` sein soll. Im Ge-
genteil, die eiserne Disziplin schließt Bewusstheit und Freiwilligkeit 
der Unterordnung nicht aus, denn nur eine bewusste Disziplin kann 
eine wirklich eiserne Disziplin sein. Aber nachdem der Meinungs-
kampf beendet, die Kritik erschöpft und ein Beschlug gefasst ist, 
bildet die Einheit des Willens und die Einheit des Handelns aller 
Parteimitglieder jene unerlässliche Bedingung, ohne die weder eine 
einheitliche Partei noch eine eiserne Disziplin dieser Partei denk-
bar ist.“ 214 

Und daraus folge, so Stalin, dass das Bestehen von Fraktionen in der 
Partei unvereinbar sein mit Einheit wie Disziplin. Eiserne Disziplin ist 
das eigentliche Wesen der Partei. Die Beschlussfassung bindet die un-
terlegene Minderheit nicht nur, wie in einer demokratischen Organisa-
tion normal, an die Ausführung des Beschlossenen, sondern verbietet 
ihr zugleich, ihre Meinung weiterhin zu vertreten. Und „bewusste Dis-
ziplin“, „Bewusstheit und Freiwilligkeit der Unterordnung“ bedeutet in 
einer Partei, in der entscheidende, die gesamte Mitgliedschaft bindende 
Beschlüsse ohne vorherige öffentliche Erörterung von einem kleinen 
Häuflein führender Funktionäre gefällt werden, nichts anderes als jenes 
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berühmte „unbedingte“, d. h. nicht durch Kontrolle verifizierbare Ver-
trauen, zu dem die Mitglieder der SED unablässig ermahnt wurden, 
und sie bedeutet, eine quasi militärische Form der Disziplin in einer 
politischen Bewegung für normal zu halten. 
Wenn es um das Fraktionsverbot ging, konnte Stalin sich im Übrigen 
auf Lenin berufen. Der setzte vor dem Hintergrund des Kronstädter 
Aufstands von 1921 in der Auseinandersetzung mit verschiedenen op-
positionellen Strömungen in der KPR auf deren X. Parteitag im selben 
Jahr den Beschluss durch, dass fraktionelle Zusammenschlüsse inner-
halb der Partei unzulässig sind und dass Zuwiderhandlungen Parteistra-
fen bis zum Ausschluss nach sich ziehen, die gegen Mitglieder des 
Zentralkomitees das ZK selbst gemeinsam mit der Zentralen Kontroll-
kommission verhängen kann. Gewiss muss man einräumen, dass Sow-
jetrußland sich damals in einer prekären Situation befand, die durch 
den Kampf verschiedener Strömungen innerhalb der KPR nicht eben 
einfacher wurde. Man darf auch nicht übersehen, dass Lenin sich des 
schwerwiegenden Bruchs bisheriger Normen bewusst war, den dieser 
Beschluss bedeutete: 

„...dass das ZK gegenüber seinem Mitglied ein solches Recht habe 
– so etwas hat unsere Partei niemals und nirgendwo zugelassen. 
Das ist eine Maßnahme für den äußersten Fall, die speziell im Be-
wusstsein der gegenwärtigen Gefahr getroffen wird... Ich hoffe, wir 
werden sie nicht anwenden.“215  

Lenins Hoffnung ist nicht in Erfüllung gegangen. Sie änderte nicht das 
geringste daran, dass dieser Beschluss die Handhabe für den gnadenlo-
sen Kampf bis hin zum Zehntausende Menschenleben fordernden blu-
tigen Terror gegen jede Form abweichender Meinung in der KPdSU 
und darüber hinaus bot, wie er unter Stalin geführt wurde. Auch in der 
SED galt das Fraktionsverbot. Hier wurde es freilich alles in allem mit 
gemäßigten Konsequenzen angewandt, erlaubte der Parteiführung aber 
immerhin, sich aller Abweichungen zu entledigen, ohne jemals dem 
Parteitag als höchstem Gremium der Partei die Entscheidung darüber 
zu überlassen, und lieferte auch eine der Begründungen für beschä-
mende Maßregelung von Menschen bis zur politischen Strafjustiz. 
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Wenn wir danach fragen, warum die gerade behandelte Charakteristik 
als für die Presse neuen Typs gesetzmäßig akzeptiert wurde, haben wir 
die Schärfe der Klassenauseinandersetzung zu Hochzeiten des Kalten 
Krieges zu bedenken und auch den Umstand, dass die Größe der in der 
DDR zu lösenden gesellschaftlichen Aufgaben die Anspannung aller 
Kräfte erforderte, was straffe Disziplin als selbstverständlich und Zu-
rückhaltung beim Vertreten abweichender Auffassungen oder von 
Zweifeln zeitweilig gerechtfertigt erscheinen ließ. Insbesondere die 
jüngeren der damaligen Akteure in der Journalistikwissenschaft haben 
andere Umgangsformen in der Partei, haben überhaupt demokratische 
Formen der Bewältigung gesellschaftlicher Widersprüche gar nicht 
kennengelernt. Außerdem sind ihnen die schlimmen Folgen, was die 
Sowjetunion anbelangt, nicht oder kaum bekannt gewesen; in der DDR 
waren sie zum Teil noch nicht eingetreten. Der XX. Parteitag der 
KPdSU lag noch in der Zukunft. Nicht wenige haben geglaubt, dass 
man nach Überwindung der unvermeidlichen Anfangsschwierigkeiten 
in ruhigeres Fahrwasser gelangen würde, das eine sachlichere, unbe-
fangenere Klärung von Meinungsverschiedenheiten oder Erörterung 
von Alternativlösungen gestatten würde. 

Funktionen der Presse neuen Typs 

Wie wirkt nun dieses Verbindungsmittel zwischen Partei und Massen 
in die Gesellschaft hinein, auf welche Weise leistet es seinen Anteil an 
der Schaffung und Festigung der Partei und an der revolutionären Er-
ziehung der Massen? Diese Frage nach der spezifischen Wirkungswei-
se der Presse neuen Typs wurde, wie auch später stets, mit dem von 
Lenin am Beginn des 20. Jahrhunderts, in der Entstehungszeit der So-
zialdemokratischen Arbeiterpartei Russlands, geprägten Satz beantwor-
tet: „Die Zeitung ist nicht nur ein kollektiver Propagandist und kollek-
tiver Agitator, sondern auch ein kollektiver Organisator.“216 Dieser 
Satz wurde als den besonderen Entwicklungsbedingungen der russi-
schen Arbeiterbewegung entsprungen, aber auch – ausgehend von der 
Auffassung der gegenwärtigen Epoche als jener der unwiderruflich 
herangereiften proletarischen Revolution – gleichzeitig als richtung-
weisend für die Presse neuen Typs bis zum heutigen Tag aufgefasst 
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und dann im folgenden wie eine Definition in seinen einzelnen Be-
standteilen erklärt. 
Die Erklärung beginnt mit einer Antwort auf die Frage, weshalb Lenin 
von einem kollektiven Propagandisten, Agitator und Organisator 
spricht: Die Presse neuen Typs „ist nicht ein Instrument, das sich in 
den Händen einzelner Menschen befindet und von ihnen gelenkt wird, 
sondern sie ist ein kollektives Mittel der gesamten Partei.“ Und sie sei 
außerdem eng mit den Massen verbunden, was bedeute, dass die Leser 
in großem Umfang an ihr mitarbeiten. „Wir können also sagen: die 
Presse neuen Typs ist eine kollektive Institution, weil Partei, Presse 
und Leser ein Kollektiv darstellen, weil sie füreinander und miteinan-
der arbeiten.“217  
Diese Erklärung hält freilich, selbst wenn man die pathetische Überhö-
hung des letzten Satzes abzieht, einem Vergleich mit der damals sich 
gerade zur Presse neuen Typs entwickelnden Presse der SED nicht 
stand. Weiter oben war schon davon die Rede, wie eng die Verfügung 
über die Zeitung an die Parteisekretariate gebunden wurde, so dass 
nicht einmal die ganze Leitung, in deren Namen die Zeitung herausge-
geben wurde, wirklichen Einfluss auf sie hatte, von der Gesamtpartei 
ganz zu schweigen. Und auch die Volkskorrespondentenbewegung, 
selbst dort, wo sie nicht hinter den Erwartungen, den gesetzten Zielen 
zurückblieb, kann als eine von der Partei selbst organisierte und ge-
lenkte Bewegung nicht für eine Mitarbeit der Leser stehen, die diese 
als Teil des apostrophierten Kollektivs erkennen lassen könnte. 
Die Erläuterung der Begriffe „Propaganda“ und „Agitation“ beschränkt 
sich auf das damals wie später in der gesamten bolschewistischen bzw. 
sowjetischen Literatur übliche Zitat der Aussagen, die Lenin dazu in 
seiner 1902 erschienenen Schrift „Was tun?“ gemacht hat. Am Anfang 
steht Lenins Berufung auf die „Definition“, so das Lehrmaterial, die 
der bedeutende russische Marxist G. W. Plechanow 1892 in seiner Ar-
beit „Die Aufgaben der Sozialisten im Kampf gegen die Hungersnot in 
Rußland“ gegeben hatte: 

„Der Propagandist vermittelt viele Ideen an eine oder mehrere 
Personen, der Agitator aber vermittelt nur eine oder wenige Ideen, 
dafür aber vermittelt er sie einer ganzen Menge von Personen.“218 

                                                           
217 Die Grundprinzipien und Merkmale der Presse neuen Typs, S. 12. 
218 Zitiert nach: Lenin, W. I.: Was tun? In: Lenin, W. I.: Werke, Band 5. Berlin 1959, 
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Und daran schließt sich Lenins Interpretation dieses Gedankens an, 
 „dass der Propagandist zum Beispiel bei der Behandlung der Fra-
ge der Arbeitslosigkeit die kapitalistische Natur der Krisen erklä-
ren, die Ursache ihrer Unvermeidlichkeit in der modernen Gesell-
schaft aufzeigen, die Notwendigkeit der Umwandlung dieser Gesell-
schaft in eine sozialistische darlegen muss usw. Mit einem, Wort, er 
muss 'viele Ideen` vermitteln, so viele, dass sich nur (verhältnismä-
ßig) wenige Personen alle diese Ideen in ihrer Gesamtheit sofort zu 
eigen machen werden. Der Agitator hingegen, der über die gleiche 
Frage spricht, wird das allen seinen Hörern bekannteste und kras-
seste Beispiel herausgreifen - z. B. den Hungertod einer arbeitslo-
sen Familie, die Zunahme der Bettelei usw. - und wird alle seine 
Bemühungen darauf richten, auf Grund dieser allen bekannten Tat-
sache der 'Masse` eine Idee zu vermitteln: die Idee von der Sinnlo-
sigkeit des Widerspruchs zwischen der Zunahme des Reichtums und 
der Zunahme des Elends, er wird bemüht sein, in der Masse Unzu-
friedenheit und Empörung über diese schreiende Ungerechtigkeit zu 
wecken, während er die restlose Erklärung des Ursprungs dieses 
Widerspruchs dem Propagandisten überlassen wird.“219 

Dass die Presse als kollektiver Propagandist wirken muss, wird mit der 
„sehr großen Bedeutung“ der Propagandaarbeit für den Kampf der 
Arbeiterklasse begründet, die „nur dann schnell und sicher zu ihrem 
Ziel, der kommunistischen Gesellschaft, gelangen kann, wenn sie sich 
den Marxismus-Leninismus aneignet und ihn in der revolutionären 
Praxis anwendet.“220  
Dazu wird Stalin mit einem „treffenden Vergleich“ zitiert, der kenn-
zeichnend für seine mit bildhaften Mitteln um Popularität bemühte, 
vulgarisierende Argumentationsweise ist: 

„Was ist wissenschaftlicher Sozialismus ohne Arbeiterbewegung? 
Ein Kompass, der, macht man von ihm keinen Gebrauch, nur ver-
rosten kann, und dann müsste er über Bord geworfen werden. Was 
ist Arbeiterbewegung ohne Sozialismus? Ein Schiff ohne Kompass, 
das auch so am anderen Ufer landen wird, das jedoch, wenn es ei-
nen Kompass hat, das Ufer bedeutend schneller erreichen und we-

                                                                                                                               
S. 422  

219 Lenin, W. I.: Was tun? In: Lenin, W. I.: Werke, Band 5. Berlin 1959, S. 423. 
220 Die Grundprinzipien und Merkmale der Presse neuen Typs, S. 13. 
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niger Gefahren ausgesetzt sein würde. Vereinigt beides, und ihr er-
haltet ein prächtiges Schiff, das direkt nach dem anderen Ufer steu-
ert und den Hafen unbeschädigt erreicht.“221  

Und welchen besonderen Beitrag kann die Presse zur Propaganda des 
wissenschaftlichen Sozialismus leisten? Sie sei, so hieß es, eines der 
geeignetsten Mittel der Erziehung zum Klassenbewusstsein, weil sie im 
Unterschied zu dem begrenzten Wirkungskreis des Redners und zur 
langen Herstellungszeit von Broschüren und Büchern „sich an einen 
beinahe unbegrenzten Leserkreis wenden..., tagtäglich zu den Massen 
über alle grundsätzlichen  Fragen und Tagesereignisse ... sprechen“ 
kann.222  
Die Aufgabe der Zeitung als kollektiver Agitator wurde darin gesehen, 
dass sie hilft, die Massen tagtäglich von der Richtigkeit der Politik der 
Partei zu überzeugen. Nur dann nämlich werden „die Massen den Par-
teilosungen folgen und die Politik der Partei in die Wirklichkeit umset-
zen“. Auch zur Agitation wurde bemerkt: Die Zeitung sei dazu beson-
ders geeignet, denn sie „ist in der Lage, jedes neue Ereignis, das die 
Interessen der Werktätigen berührt, zu erläutern und zu erklären. Sie 
ist deshalb ein außerordentlich wichtiges Mittel der Agitation, weil sie 
täglich erscheint und zu jedem Ereignis sofort die (natürlich!) richtige 
Argumentation geben kann.“ 223 Zum Unterschied der Agitation von 
der Propaganda wird Lenin noch einmal referiert mit der Feststellung, 
die Agitation zeige „lediglich die im Augenblick für die Bevölkerung 
wesentlichen Zusammenhänge, die mit den gegenwärtigen Bedürfnis-
sen der Leser in umittelbarer Berührung stehen. Die restlose und all-
seitige Erklärung überlässt sie dem Propagandisten.“224 
Zunächst also fielen Reichweite und Schnelligkeit als spezifische Ei-
genschaften des Mediums Presse ins Auge und als inhaltliche Spezifik 
ihrer Propaganda und Agitation die Auseinandersetzung mit Ereignis-
sen des ablaufenden Geschehens in ihrem Bezug zu den Bedürfnissen 
der Leser. Für die Pressepropaganda wurde auch versucht zu erfassen, 
welche Konsequenz das für die Art und Weise der Theorievermittlung 
durch die Presse hat. Ihre Aufgabe sah man darin, 

                                                           
221 Stalin, J. W.: ???? In: Stalin, J. W.: Werke, Band. 1, Berlin ????, S. 88 f. 
222 Die Grundprinzipien und Merkmale der Presse neuen Typs, S. 15. 
223 Die Grundprinzipien und Merkmale der Presse neuen Typs, S. 16. 
224 Ebenda, S. 17. 
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„der Arbeiterklasse, ausgehend von ihren konkreten Kampferfah-
rungen, umfassende, wissenschaftliche Kenntnisse über das gesamte 
politische Geschehen zu vermitteln, so dass sie fähig ist, sich in den 
kompliziertesten Situationen frei zu orientieren und stets für ihre 
praktische politische Tätigkeit die richtigen Schlussfolgerungen zu 
ziehen.“225  

Während hier die spezifische Fähigkeit des Journalismus anklingt, 
durch Ermöglichen von Orientierung im aktuellen gesellschaftlichen 
Geschehen auf gesellschaftliches Bewusstsein einzuwirken, lässt die 
Charakteristik der dafür zu vermittelnden Kenntnisse – „Philosophie 
der Arbeiterklasse“, Strategie und Taktik der Arbeiterpartei, Geschich-
te der Arbeiterbewegung, politische Ökonomie, Staatslehre und andere 
Teilgebiete des Marxismus-Leninismus sowie Informationen über Er-
folge und Kampferfahrungen der Arbeiterparteien und der Werktätigen 
anderer Länder – kaum erkennen, inwiefern die Presse damit anders 
verfährt, als es in Broschüren oder Lehrbüchern geschähe. 
Interessant ist, wie ein Ansatz, den Lenin in „Was tun?“ für das Erfas-
sen der spezifischen Potenzen der Presse geliefert hat, verkannt wurde. 
Der wird mit den Sätzen zitiert: 

„Das Bewusstsein der Arbeitermassen kann kein wahrhaftes Klas-
senbewusstsein sein, wenn die Arbeiter es nicht an konkreten und 
dazu unbedingt an brennenden (aktuellen) politischen Tatsachen 
und Ereignissen lernen, jede andere Klasse der Gesellschaft in al-
len Erscheinungsformen des geistigen, moralischen und politischen 
Lebens dieser Klasse zu beobachten; wenn sie es nicht lernen, die 
materialistische Analyse und die materialistische Beurteilung aller 
Seiten der Tätigkeit und des Lebens aller Klassen, Schichten und 
Gruppen der Bevölkerung in der Praxis anzuwenden... die Selbster-
kenntnis der Arbeiterklasse ist untrennbar verbunden mit der abso-
luten Klarheit nicht nur der theoretischen ... sogar richtiger gesagt: 
nicht so sehr der theoretischen als vielmehr der durch die Erfah-
rung des politischen Lebens erarbeiteten Vorstellungen von den 
Wechselbeziehungen aller Klassen der modernen Gesellschaft.“226  

Daran schließen die Autoren die Feststellung an: „Dieses Klassenbe-
wusstsein (also die Fähigkeit, Klassenbeziehungen zu beobachten, zu 
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analysieren usw. - H. P.) entsteht, wenn der wissenschaftliche Sozia-
lismus in die Arbeiterklasse hineingetragen und mit ihr vereinigt wird. 
Erst wenn das Proletariat mit der Kenntnis der wichtigsten Ideen des 
wissenschaftlichen Sozialismus ausgerüstet ist, kann man es wahrhaft 
klassenbewusst nennen.“227 Sie betrachten das Entstehen des Klassen-
bewusstseins als selbstverständliche Folge des Hineintragens des wis-
senschaftlichen Sozialismus als Theorie. Lenins in seiner Arbeit „Was 
tun?“ begründete Auffassung, dass das sozialdemokratische Bewußt-
sein den Arbeitern nur von außen gebracht werden könne228, bedarf 
ganz gewiß kritischer Betrachtung, die ihres Umfangs wegen hier nicht 
geleistet werden kann. Aber gerade aus dem zitierten „Was tun?“-
Abschnitt wird deutlich, dass sie jedenfalls nicht so mechanistischen 
Charakters ist, wie die stalinistische Überlieferung ihr das unterstellt. 
Lenin spricht an eben dieser Stelle über die – gerade von der Zeitung 
zu leistende – Auseinandersetzung mit brennenden (aktuellen) Tatsa-
chen und Ereignissen als Weg, den zu beschreiten notwendig sei, um 
zu der beabsichtigten Folge der Entwicklung von Klassenbewusstsein 
zu gelangen. Und er verweist zudem mit Nachdruck darauf, dass die 
Arbeiter dazu nicht nur der Theorie, ja sogar „nicht so sehr der theore-
tischen als vielmehr der durch die Erfahrung des politischen Lebens 
erarbeiteten Vorstellungen“ bedürfen. Die dogmatisierte Auffassung 
Stalins von der Vereinigung von Sozialismus und Arbeiterbewegung 
verstellte den Blick für das offen zutage Liegende.  
Während die Besonderheit der Pressepropaganda und -agitation, dass 
sie es mit der Aneignung der aktuellen gesellschaftlichen Situation zu 
tun hat, erst in bescheidenen Ansätzen erfasst wurde und das Problem 
der Vermittlung zwischen theoretischem oder spezialisiertem politi-
schem Bewusstsein und Alltagsbewusstsein überhaupt noch nicht, war 
etwas anderes schon viel deutlicher im Blick: der Zusammenhang der 
Propaganda mit dem ideologischen Klassenkampf: Die Presse neuen 
Typs könne sich nicht darauf beschränken, die Ideen des Marxismus-
Leninismus lediglich darzulegen. Vielmehr müsse die Propagierung 
kämpferisch sein und „die bürgerliche Ideologie, insbesondere die 
'Theorien` der Opportunisten zerschlagen“229. Eine interessante theo-
retische Begründung dafür findet sich in einem 1954 erschienenen 
                                                           
227 Die Grundprinzipien und Merkmale der Presse neuen Typs, S. 15. 
228 Lenin, W. I.: Was tun? A. a. O., S. 385 f., 436. 
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Lehrbrief zu einigen Lehren aus der marxistischen Erkenntnistheorie 
für Journalisten. Dort heißt es: 

„Der grundlegende Gegensatz, der heute den Charakter des Ent-
wicklungsprozesses von der niederen zur höheren Erkenntnis der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit bestimmt, ist der Gegensatz zwi-
schen der bürgerlichen und der sozialistischen Ideologie.“ Und das 
bedeutet, dass „...auch im Gehirn jedes einzelnen Menschen der 
Prozess der Aneignung des wissenschaftlichen Sozialismus, der 
Prozess der Entwicklung der richtigen, der höheren, also der mar-
xistisch-leninistischen Erkenntnis von der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit im ständigen Kampf gegen die bürgerliche Ideologie, im 
Kampf gegen Reste aller möglichen kapitalistischen Theorien und 
Anschauungen verläuft und dass er heute auch gar nicht anders 
verlaufen kann.“ 230 

Mit diesen spezifischen Widersprüchen im Bewusstsein der einzelnen 
Menschen habe es der Journalist in seiner praktischen Arbeit zu tun, 
ihre Lösung sei seine Aufgabe.231  
Es ist freilich durchaus nicht erstaunlich, dass diese Seite der Sache 
besonders deutlich gesehen wurde, konnte doch sozialistische Theorie 
und Politik immer schon ihren Platz in den Köpfen der Menschen nur 
in erbittertem Kampf gegen die in der bürgerlichen Gesellschaft herr-
schenden Anschauungen erringen, und das noch viel mehr unter den 
Bedingungen der als Kalter Krieg geführten weltweiten System- und 
Klassenauseinandersetzung. Dass aber der Gegensatz der Ideologien 
als entscheidendes Problem für den Fortschritt von der niederen zur 
höheren, einzige wahren Erkenntnis so hervorgehoben wurde, ohne 
dass die bei Pressepropaganda und -agitation zu erbringende Erkennt-
nis- und Vermittlungsleistung schon benannt werden konnte oder über-
haupt als Problem begriffen wurde – der gesamte Lehrbrief „Einige 
Lehren aus der marxistischen Erkenntnistheorie für den Journalisten“ 
behandelt ausschließlich Probleme der Auseinandersetzung mit fal-
schen und feindlichen Auffassungen – ordnet sich durchaus ein in die 
Geringschätzung der Lehre von der Presse neuen Typs für den spezifi-
schen Beitrag des Journalismus zur Aneignung der aktuellen gesell-
                                                           
230 Karl-Marx-Universität, Fakultät für Journalistik, Abteilung Fernstudium (Hrsg.): 

Einige Lehren aus der marxistischen Erkenntnistheorie für den Journalisten. 
Leipzig 1954, S. 8 f. 

231 Vgl. ebenda, S. 14. 
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schaftlichen Wirklichkeit. 
Die Zeitung als kollektiver Organisator wird mit der Wiedergabe jener 
Passage aus Lenins 1901 in der illegalen sozialdemokratischen Zeitung 
„Iskra“ veröffentlichtem Artikel „Womit beginnen?“ charakterisiert, in 
der er in Bezug auf die Schaffung der Arbeiterpartei erklärt: 

„Die Rolle der Zeitung beschränkt sich jedoch nicht allein auf die 
Verbreitung von Ideen, nicht allein auf die politische Erziehung und 
Gewinnung politischer Bundesgenossen. Die Zeitung ist nicht nur 
kollektiver Propagandist und kollektiver Agitator, sondern auch 
kollektiver Organisator. In dieser Beziehung kann sie mit einem Ge-
rüst verglichen werden, das um ein im Bau befindliches Gebäude 
errichtet wird; es zeigt die Umrisse des Gebäudes an, erleichtert 
den Verkehr zwischen den einzelnen Bauarbeitern, hilft ihnen, die 
Arbeit zu verteilen und die durch die organisierte Arbeit erzielten 
allgemeinen Resultate zu überblicken.“232  

Aus Lenins Vorstellung, dass allein die Versorgung der illegalen ge-
samtrussischen Zeitung mit Informationen und ihre Verbreitung dazu 
zwängen, „ein Netz von örtlichen Vertrauensleuten der einheitlichen 
Partei zu schaffen, ... die lebhafte Beziehungen zueinander unterhalten, 
die mit der allgemeinen Lage der Dinge vertraut sind, die sich daran 
gewöhnen, die Teilfunktionen der gesamtrussischen Arbeit regelmäßig 
auszuführen“233, wird verallgemeinernd abgeleitet, dass enge Massen-
verbundenheit generell die wichtigste Voraussetzung für die Funktion 
der Zeitung als kollektiver Organisator sei.234 Stalin indirekt zitierend, 
heißt es dazu, die Zeitung brauche ein weitverzweigtes Netz von Mit-
arbeitern, Vertrauensleuten und Korrespondenten im ganzen Land, in 
allen Kreisen und Bezirken. Die Fäden müssten von der Partei über die 
Presse zu ausnahmslos allen Arbeiter- und Bauernbezirken gehen, die 
Wechselbeziehungen zwischen Partei und Staat einerseits und den in-
dustriellen und landwirtschaftlichen Bezirken andererseits müssten 
allumfassend sein. Stalin schwebte zur organisatorischen Verbindung 
                                                           
232 Vgl. Lenin, W. I.: Womit beginnen? In: Lenin, W. I.: Werke, Band 5. Berlin 1959, 

S. 11. (Damals wurde Lenins Artikel nach J. W. Stalins Aufsatz „Die Presse als 
kollektiver Organisator“, Werke, Bd. 5, 248 f., zitiert, weil offenbar anders in deut-
scher Sprache noch nicht zugänglich, woraus sich einige kleine Abweichungen zur 
deutschen Ausgabe der Lenin-Werke ergeben.) 
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zwischen Partei, Staat und Arbeiterklasse und zur Verbesserung und 
Belebung der Presse im Übrigen eine so hochgradig unbürokratische 
Maßnahme vor wie Konferenzen der „Hauptvertrauensleute“ einer Zei-
tung vor, von denen jeder seinerseits wiederum Konferenzen seiner 
Korrespondenten in seinen Orten, Rayons und Amtsbezirken einberie-
fe... Dass Stalin Lenins auf die in der Illegalität befindliche Partei be-
zogenes Modell umstandslos auf das staatliche und wirtschaftliche Le-
ben der Sowjetunion im Jahre 1923 überträgt und dass er behauptet, es 
gebe keinen Grund, daran zu zweifeln, „dass die Ausführungen des 
Genossen Lenin voll und ganz auf unsere heutige Situation im Partei- 
und Staatsaufbau zutreffen“235, genügte den Leipzigern damals als 
Rechtfertigung für die Annahme, dass das auch für die Bedingungen 
der jungen DDR gelte. Dies differenzierend zu untersuchen, wurde 
womöglich als später zu lösende wissenschaftliche Aufgabe betrachtet. 
Problematisch sind die Aussagen zu den Methoden organisierenden 
Wirkens der Zeitung. Neben der unreflektierten Erwähnung der „Ein-
wirkung und Überzeugung durch die Kraft des Beispiels“, der Vermitt-
lung guter Erfahrungen wird der Zeitung die Aufgabe zugeschrieben, 
die Erfahrungen der revolutionären Bewegung wissenschaftlich zu 
sammeln, auszuwerten und zu verallgemeinern, täglich die Richtigkeit 
der Formen und Methoden Kampfes der Arbeiterklasse zu überprü-
fen.236 Bei Lenin, auf den man sich hier zu stützen meint, liest sich das 
etwas anders: 

„Mit Hilfe der Zeitung und im Zusammenhang mit ihr wird sich 
ganz von selbst eine beständige Organisation herausbilden, die ... 
ihre Mitglieder daran gewöhnt, die politischen Ereignisse aufmerk-
sam zu verfolgen, deren Bedeutung und Einfluss auf die verschiede-
nen Bevölkerungsschichten richtig zu bewerten und zweckmäßige 
Methoden herauszuarbeiten, durch die die revolutionäre Partei auf 
diese Ereignisse einwirken kann.“237  

Lenin spricht hier also von Aufgaben der Organisation, an denen die 
Zeitung freilich als Mittel teilhat, und bei ihm ist auch nicht von wis-
senschaftlicher Arbeit die Rede, weil das im Zusammenhang der prak-
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tischen Arbeit unangemessen wäre. Die Zeitung wäre damit auf jeden 
Fall überfordert. Und von der Lenin-Interpretation einmal abgesehen: 
vor allem mit der Praxis der Presse der SED geht das nicht überein, der 
von der Parteiführung nie zugebilligt wurde, etwa täglich die Richtig-
keit der Formen und Methoden des Kampfes der Arbeiterklasse zu 
überprüfen, es sei denn, das hieße lediglich, auf untergeordneten Ebe-
nen die Verwirklichung bereits gefasster Beschlüsse zu kontrollieren. 
An der Charakteristik der Zeitung als kollektiver Organisator wird be-
sonders deutlich, wie sehr die damalige Darstellung der Lehre von der 
Presse neuen Typs mit dem bloßen Referieren kanonisierter Thesen der 
sowjetischen Parteitheorie und -geschichte deren Legendenbildung und 
die damit verbundene Entstellung geschichtlicher Tatsachen wie auch 
des Leninschen Erbes übernahm, dessen Verbreitung man sich doch 
auf die Fahne geschrieben hatte. 
1. Ein Beispiel dafür sind die Ausführungen über die theoretische Be-
gründung der organisierenden Funktion der Presse. Diese Begründung 
sah man – mit Eildermanns, direkt an den Kurzen Lehrgang der Ge-
schichte der KPdSU angelehnten Worten238 – in der „marxistisch-
leninistische(n) Lehre von der organisierenden, mobilisierenden und 
umgestaltenden Rolle der neuen und fortschrittlichen Ideen und Theo-
rien“239 Lenin wusste selbstverständlich, dass die Presse organisieren-
de Wirkungen nur unter der Voraussetzung erzielen kann, dass die 
Menschen, an die sie sich wendet, die Überzeugtheit von bestimmten 
Ideen teilen oder sich zumindest von ihnen beeindrucken lassen. Er 
behandelte die organisierende Funktion im Zusammenhang mit der 
propagandistischen und agitatorischen, also der Verbreitung von Ideen, 
der politischen Erziehung, und er beschrieb in „Was tun?“, wie die 
Aufnahme bestimmter Ideen, z. B. die Empörung über gesellschaftliche 
Zustände, in Aktivität umschlagen kann.240 Aber er war weit davon ent-
fernt, die organisierende Funktion der Zeitung allgemein mit der Kraft 
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der Theorie zu begründen. Er hatte, wo es um organisierendes Wirken 
der Zeitung geht, keineswegs die Folgen im Verhalten von Menschen 
im Auge, die aus der Verarbeitung der von der Zeitung verbreiteten 
Ideen in deren Köpfen entstehen. Lenin beschrieb vielmehr bildhaft 
anschaulich, dass über die Zeitung und in Verbindung mit ihr eine be-
stimmte Art und Weise der Kommunikation bewerkstelligt werden 
muss, damit koordiniertes Handeln angeregt werden und zustande 
kommen kann: Sammlung und Verbreitung von Informationen als 
kommunikatives Gerüst, das den Umriss des zu errichtenden Gebäudes 
– der zu schaffenden Partei – anzeigt, das die Bauarbeiter in Verkehr 
miteinander setzt, das die Arbeit zu verteilen und ihre Resultate zu 
überblicken hilft; Knüpfen eines Netzes von im Lande verteilten Ver-
trauensleuten, die die Informationssammlung und die Verbreitung der 
Zeitung besorgen und damit zugleich als Kristallisationskern für die 
künftigen Organisationen der Partei fungieren. 
Heute herrscht wohl weitgehend Übereinstimmung darüber, dass dieses 
für die Bedingungen der im zaristischen Russland erforderlichen stren-
gen Konspiration berechnete Modell der von einer Zentrale gelenkten 
Kooperation nicht generell den Erfordernissen demokratischer Kom-
munikation in einer Arbeiterpartei mit emanzipatorischem Ziel gerecht 
werden kann. Aber es ist immerhin das Modell eines Zusammenwir-
kens auf der Grundlage allen zugänglicher Information über den Stand 
der gemeinsamen Angelegenheiten. Dass, anstatt diesen kommunikati-
ven Ansatz aufzugreifen und ihn auf seine Realisierungsmöglichkeiten 
unter veränderten gesellschaftlichen Bedingungen zu untersuchen, die 
theoretische Begründung in der nebelhaften „Kraft der fortschrittlichen 
Ideen“ gesucht wurde, spricht deutlich davon, um wieviel mehr die sta-
linistische Lehre von der Presse neuen Typs auf quasi religiös moti-
vierte Disziplin setzte als auf rationale Überzeugung, die auf sachlicher 
Information über die gemeinsamen Angelegenheiten beruht. 
2. Als noch eine Eigentümlichkeit dieser theoretischen Begründung 
organisatorischer Potenzen der Presse neuen Typs muss vermerkt wer-
den, dass die „organisierende, mobilisierende, umgestaltende Rolle“ 
unter Berufung auf eine entsprechende Lehre des Marxismus-
Leninismus für die „neuen und fortschrittlichen Ideen“ reserviert wur-
de241 – wie übrigens auch späterhin üblich. Das ist durchaus merkwür-
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dig in einem Land, dessen Volk eben ein Jahrzehnt zuvor, nicht zuletzt 
infolge der mobilisierenden Kraft ganz anderer, reaktionärer und men-
schenfeindlicher Ideen, die materielle Gewalt des Faschismus erfahren 
und zum allergrößten Teil mit getragen oder ausgeübt hatte und in der 
tiefsten Katastrophe seiner Geschichte gelandet war. Gerade für junge 
Menschen, die der Wirkung faschistischer Ideen in höchstem Maße 
ausgesetzt gewesen waren und die in den Ideen des Marxismus eine 
neue Orientierung suchten und fanden, kam es besonders darauf an, die 
dem Faschismus diametral entgegengesetzte Art und Weise, wie die 
Überzeugung von emanzipatorischen Ideen gewonnen und vertreten 
werden, wie geistige und organisatorische Leitung ausgeübt sowie ak-
zeptiert und befolgt werden kann, anhand der geschichtlichen und der 
eigenen Erfahrungen gründlich zu reflektieren. Die Partei und Presse 
neuen Typs mit ihren Normen des unbedingten Vertrauens in die Füh-
rung und der „eisernen“ Disziplin war dazu nur in entfremdeter, oft 
lediglich deklarativer Form in der Lage. 
3. Auf der Stalinkonferenz 1952 hatte Wilhelm Eildermann zur organi-
satorischen Funktion der Presse erklärt, Lenin habe mit der zu seiner 
Zeit üblichen Vorstellung, dass die Presse lediglich Mittel der Agitati-
on und Propaganda sei, gebrochen und gegenüber den opportunisti-
schen Auffassungen die Aufgaben der Presse als kollektiver Organisa-
tor hervorgehoben. Dass die Vorstellung von der Zeitung nur als Pro-
pagandist und Agitator damals verbreitet und möglicherweise vorherr-
schend gewesen sein soll, mag ja noch angehen, obwohl das durchaus 
nicht von vornherein als gesichert angenommen werden kann. Dass 
diese Auffassung als opportunistische identifiziert wird, gehört zum 
Abgrenzungsritual der Partei und Presse neuen Typs, mit dem jede ab-
weichende Vorstellung als feindliche und deshalb schonungslos zu be-
kämpfende stigmatisiert wird. Von den organisierenden Potenzen, die 
der Presse eigen sind, haben, so meine These, unterschiedliche Strö-
mungen und Ansätze der Arbeiterbewegung – und nicht nur dieser – 
Gebrauch gemacht, ob bewusst oder unbewusst. Es gibt keinen ver-
nünftigen Grund dafür anzunehmen, dass das in der entsprechenden 
Situation nicht auch die hier als opportunistisch bezeichnete Richtung 
getan haben oder künftig tun sollte. 
4. Im Lehrmaterial „Grundprinzipien und Merkmale“ von 1955 wird 
zur historischen Einordnung folgendes mitgeteilt: 

„Ihre Funktion als Propagandist und Agitator hatte die Presse be-
reits vor Lenin in der Arbeiterbewegung und auch in der bürger-
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lich-revolutionären Bewegung. Erst Lenin erkannte – als die Schaf-
fung der Partei neuen Typs in Russland zur Notwendigkeit wurde –, 
dass die Zeitung berufen ist, beim Aufbau der Partei und bei der 
Führung des revolutionären Kampfes auch als kollektiver Organi-
sator zu wirken.“242  

Das ist eine unter Stalin zweckgerichtet fabrizierte Legende, die so-
wohl der geschichtlichen Realität wie der Entwicklung der Vorstellun-
gen Lenins Gewalt antut. 
Dass die organisierende Funktion der Arbeiterpresse vor Lenin nicht 
existiert habe, ist eine schlichte Unwahrheit. Der illegal erschienene 
Züricher „Sozialdemokrat“, der sowohl durch seinen Vertriebsapparat, 
die berühmte „Rote Feldpost“, wie auch mit seinen Informationen der 
deutschen Sozialdemokratie ermöglichte, die Zeit des Sozialistengeset-
zes als funktionierende Organisation und sogar gestärkt zu überstehen, 
ist ein Musterbeispiel für ihre bewusste und äußerst erfolgreiche Reali-
sierung. Dies in sowjetischen Publikationen jener (und auch noch spä-
terer Zeit) zu ignorieren, gebot offenbar einerseits der „Nationalstolz 
der Großrussen“ (Lenin), andererseits der selbstauferlegte Zwang, Par-
tei und Presse neuen Typs als grundlegend neuartig gegenüber der op-
portunistisch zersetzten westeuropäischen Sozialdemokratie zu be-
gründen. Höchst merkwürdig ist allerdings, dass das in Leipzig unkri-
tisch kolportiert wurde, da doch zur gleichen Zeit das Wirken des Züri-
cher „Sozialdemokrat“ durchaus bekannt war und dieser – nicht zuletzt 
gerade wegen seiner hervorragenden organisierenden Leistung – als 
bedeutender Vorläufer der Presse neuen Typs gerühmt wurde.243  
Damit hängt auch die Entstellung des Leninschen Erbes zusammen, die 
damals in Leipzig noch nicht erkannt werden konnte, weil einige der 
dafür heranzuziehenden – in der Sowjetunion wohlbekannten – Arbei-
ten Lenins noch nicht in deutscher Sprache vorlagen. Lenin hat sein 
mit der „Iskra“ verwirklichtes Konzept, eine illegale Zeitung zum Kris-
tallisationskern der zu schaffenden Partei zu machen, gerade aus den 
Erfahrungen der von ihm damals als Vorbild betrachteten deutschen 
Sozialdemokratie und insbesondere aus dem Beispiel des Züricher 
„Sozialdemokrat“ und der „Roten Feldpost“ gewonnen. 

                                                           
242 Die Grundprinzipien und Merkmale der Presse neuen Typs, S. 20. 
243 Vgl. Karl-Marx-Universität, Fakultät für Journalistik: Geschichte der deutschen 

Presse. Lehrbrief 7. 2. Auflage Leipzig 1956, S. 3. 



122 
 

Das reicht zurück bis zu seiner Arbeit „Was sind die 'Volksfreunde` 
und wie kämpfen sie gegen die Sozialdemokraten?“ aus dem Jahre 
1894, in der er die Komplexität der von einer marxistischen Arbeiter-
partei zu leistenden Arbeit begründete, „die der Veteran der deutschen 
Sozialdemokratie, Liebknecht, so treffend mit den Worten gekennzeich-
net hat: Studieren, Propagandieren, Organisieren.“244 Hier bezog er 
diese Worte noch nicht auf die Presse, das tat er aber 1899, als der – 
allerdings erfolglose – Versuch unternommen wurde, eine gesamtrussi-
sche sozialdemokratische Zeitung herauszugeben. In einem Artikel für 
das beabsichtigte Blatt entwickelte er erstmals seine Vorstellung von 
der zentralen Rolle, die einer Zeitung bei der Organisierung der Partei 
zukommen sollte, und er schrieb dazu: „...als praktische Losung unse-
rer Arbeit dienen uns die Worte eines Veteranen der deutschen Sozial-
demokratie, Liebknechts: `Studieren, propagandieren, organisieren`, 
und der Mittelpunkt dieser Tätigkeit kann und muss allein das Partei-
organ sein.“245  
In einem weiteren Artikel für diese Zeitung beschreibt Lenin sogar aus-
führlich die Leistung des „Sozialdemokrat“: 

„In der Epoche des Ausnahmegesetzes gegen die Sozialisten (von 
1878 bis 1890) arbeitete die deutsche politische Polizei nicht 
schlechter, ja wahrscheinlich sogar besser als die russische, und 
dennoch vermochten es die deutschen Arbeiter dank ihrer Organi-
siertheit und Diszipliniertheit zu erreichen, dass die wöchentlich er-
scheinende illegale Zeitung regelmäßig aus dem Ausland hereinge-
bracht und allen Abonnenten ins Haus geliefert wurde, so dass so-
gar Minister nicht umhinkonnten, die sozialdemokratische Post (die 
'rote Post`) zu bewundern. Von einem solchen Erfolg können wir 
natürlich nicht träumen, aber wir können, wenn wir alle unsere An-
strengungen darauf richten, durchaus erreichen, dass die Zeitung 
unserer Partei mindestens zwölfmal jährlich erscheint und regel-
mäßig allen für den Sozialismus zugänglichen Arbeiterkreisen in al-
len Hauptzentren unserer Bewegung zugestellt wird.“246  

                                                           
244 Lenin, W. I.: Was sind die „Volksfreunde“ und wie kämpfen sie gegen die Sozial-

demokraten? In: Lenin, W. I.: Werke, Band 1. Berlin 1972, S. 301 f. 
245 Lenin, W. I.: Unsere nächste Aufgabe. In: Lenin, W. I.: Werke, Band 4. Berlin 

1960, S. 214. 
246 Lenin, W. I..: Eine dringende Frage. A. a. O., S. 218. 
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Auch in der Ankündigung der Redaktion der „Iskra“ schließlich spricht 
Lenin von dem Wunsch, eine „russische sozialistische Post“ zu schaf-
fen.247 
Angesichts dieser völlig eindeutigen Sachlage bleibt nur die Schluss-
folgerung, dass es sich hier um einen Teil der mit der Schaffung des 
Marxismus-Leninismus verbundenen Bemühungen handelt, ohne 
Rücksicht auf die historische Wahrheit den Bolschewismus von der 
alten Sozialdemokratie abzugrenzen und Lenin um jeden Preis originä-
re Ideen selbst dort zuzuschreiben, wo ihn gerade das Lernen aus den 
Erfahrungen anderer ehrt. 

Prinzipien der Presse neuen Typs 

Parteilichkeit, Wissenschaftlichkeit und Objektivität 

Wesentlicher Bestandteil der Lehre von der Presse neuen Typs sind die 
Prinzipien, denen Einsatz und Gestaltung der marxistisch-
leninistischen Presse zu folgen haben. 

„...in dem Prinzip der Parteilichkeit und Wissenschaftlichkeit (müs-
sen wir) das wichtigste ideologische Wesensmerkmal der Presse 
neuen Typs und, auf die Praxis angewandt, ihren beherrschenden 
Arbeitsgrundsatz sehen.“248  

Die Parteilichkeit der Presse neuen Typs wird aus dem untrennbaren 
Zusammenhang zwischen Partei und Presse begründet: Sie sei als Or-
ganisationspresse entstanden, weil anders die Mittel für sie nicht auf-
zubringen waren, und erst auf der Grundlage eines einheitlichen politi-
schen Programms werde sie ein schlagkräftiges Instrument im Klassen-
kampf. Die Bedeutung dieses Zusammenhangs wird mit Lenin erklärt: 
„Das Proletariat besitzt keine andere Waffe im Kampf um die Macht 
als die Organisation.“249  
Parteilichkeit bedeutet in diesem Kontext, dass die sozialistische Presse 
offen und unverhüllt die Interessen der Arbeiterklasse vertritt, jederzeit 
und in allen Fragen leidenschaftlich die Politik der Arbeiterklasse ver-

                                                           
247 Vgl. Lenin, W. I.: Ankündigung der Redaktion der „Iskra“. A. a. O., S. 351. 
248 Die Grundprinzipien und Merkmale der Presse neuen Typs, S. 29. 
249 Lenin, W. I.: Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück. In: Lenin, W. I.: Werke, 

Band 7. Berlin 1973, S. 419 f. 
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ficht, dass sie, wie Lenin und Stalin es forderten, konsequent auf dem 
Boden des Marxismus, des wissenschaftlichen Sozialismus steht, gegen 
jeglichen Opportunismus auftritt.250  
Gegen die Behauptung der bürgerlichen Zeitungswissenschaft, nur die 
sozialistische Presse ergreife Partei, während der größte Teil der bür-
gerlich-kapitalistischen Presse unparteiisch und deshalb objektiv sei, 
wird ein wissenschaftlicher Begriff der Objektivität für die Presse neu-
en Typs geltend gemacht: Das könne nur vom materialistischen Stand-
punkt aus geschehen, von dem aus 

„man die Welt so betrachten muss, wie sie tatsächlich ist: als wirk-
lich bestehend, unabhängig von den Gedanken und Vorstellungen 
des Menschen. Materialist sein heißt anzuerkennen, dass die Welt 
schon existiert hat, als es noch keine Menschen und damit kein Be-
wusstsein, keinen Geist gab. Im Gegensatz dazu stehen die Idealis-
ten, die meinen, die wirkliche, materielle Welt sei ein Produkt des 
Geistes, der Phantasie usw.“251  

Daraus wird unter Berufung auf Stalins Arbeit „Über dialektischen und 
historischen Materialismus“ gefolgert: Nur der Materialist geht davon 
aus, dass die Welt und ihre Gesetzmäßigkeiten erkennbar sind, nur er 

 „erkennt an, dass es zuverlässiges Wissen, reale Erkenntnis der 
Welt, objektive Wahrheit gibt. Es ist klar, dass der Begriff 'objektiv` 
nur dann einen Sinn hat, wenn ich darunter eben zuverlässige 
Kenntnis, die der Wirklichkeit entspricht, wenn ich darunter wahres 
Wissen von den Dingen und Erscheinungen der Welt verstehe.“252  

Nun kann die Frage gestellt und beantwortet werden, um die es geht: 
„Kann oder muss man unparteilich sein, um zu objektiven Kenntnissen 
zu gelangen?“ In diesem Zusammenhang nun wird Parteilichkeit, wei-
ter oben als Vertreten von Klasseninteressen verstanden, anders be-
stimmt: „Parteilich zu sein bedeutet, ganz allgemein gesagt, an die 
Erforschung und Erkenntnis einer Sache von einem bestimmten, vorher 
gefassten Standpunkt heranzugehen.“253 Das tue jeder Mensch, der 
etwas erkennen oder erforschen will. Früher gewonnene Erfahrungen, 
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251 Ebenda, S. 24 f. 
252 Ebenda, S. 25. 
253 Ebenda, S. 26. 
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Erkenntnisse und Urteile lehrten ihn, an die Erkenntnis neuer Dinge 
von einem bestimmten Standpunkt dieser oder jener Art heranzugehen. 

 „Ehe wir uns die richtige Ansicht über den Begriff 'Objektivität` 
erarbeiten konnten, mussten wir uns entscheiden: wollen wir die 
Welt als Wirklichkeit oder als geistiges Produkt auffassen? Wir ent-
schieden uns für die Wirklichkeit und bekannten uns damit zu einem 
bestimmten Standpunkt, zu dem des Materialismus. Wir sehen also, 
dass es in dem Sinne, wie uns die bürgerlichen Theoretiker glauben 
machen wollen, gar keine Unparteilichkeit gibt.“254  

Dies wird am Beispiel eines Arztes und eines Medizinmannes veran-
schaulicht, die sich in Afrika zur Todesursache eines Menschen äußern 
– jeder von seinem Standpunkt aus: der eine von dem der modernen 
Wissenschaft, der andere von dem des primitiven Geisterglaubens. 
Welche von beiden Parteien kommt zu einem objektiven Ergebnis? 
„Natürlich diejenige, die sich der fortgeschrittensten Wissenschaft, der 
höheren Stufe der menschlichen Erkenntnis bediente.“ Dieses schöne 
Exempel führt nun schließlich zu der angestrebten Antwort auf die ent-
scheidende Frage, wie es in der journalistischen Arbeit mit der Objek-
tivität stehe. „Dort gilt genau das gleiche: nur vom Standpunkt der 
modernsten Wissenschaft ausgehend kann man zu objektiven Erkennt-
nissen kommen. Nur solche Nachrichten, Berichte, Artikel, die dem 
gerecht werden, können Anspruch auf Objektivität erheben. Die fortge-
schrittenste Wissenschaft von den gesellschaftlichen Erscheinungen 
und Vorgängen ist der Marxismus-Leninismus.“255 In der Gesell-
schaftswissenschaft gelte der gleiche Beweis wie in der Naturwissen-
schaft: Die Praxis der Erfahrung entscheide – die Entwicklung des Ka-
pitalismus, der Vormarsch des Sozialismus... 
So wird die Verpflichtung des Journalisten, auf dem Boden des Mar-
xismus-Leninismus zu arbeiten, zweifach begründet: dieser gilt sowohl 
als konsequentester Ausdruck der mit dem gesellschaftlichen Fort-
schritt übereinstimmenden Interessen der Arbeiterklasse wie auch als 
die fortgeschrittenste, im Grunde die einzige Wissenschaft von der Ge-
sellschaft. Und beides begründet zugleich die unerlässliche Einheit der 
Presse mit der Partei als der einzigen Kraft, die über den Marxismus-
Leninismus als Wissenschaft voll und ganz verfügt und die in ihm ent-
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haltene Erkenntnis gesellschaftlicher Gesetze in ihrer Politik zu ver-
wirklichen vermag. 
Die soeben dargestellte Bestimmung der Objektivität ist freilich noch 
unvollkommen. Mit Stalin wird darauf hingewiesen, dass im Unter-
schied zu naturwissenschaftlichen Gesetzen die Erkenntnis eines neuen 
gesellschaftliche Gesetzes, „das die Interessen der überlebten Kräfte 
der Gesellschaft beeinträchtigt, auf den stärksten Widerstand dieser 
Kräfte (stößt)“256. Der Fortschritt der Erkenntnis gesellschaftlicher, 
politischer Vorgänge vollziehe sich im harten Kampf der Klassen ge-
geneinander. 

„Es gibt heute letzten Endes nur diese Entscheidung: mit der Arbei-
terklasse, mit dem Marxismus-Leninismus für Frieden, Demokratie 
und Sozialismus - oder mit den reaktionären Ideologien für Elend 
und Krieg. Die Entscheidung darüber bedeutet gleichzeitig: für die 
richtige Erkenntnis der Welt, für die fortgeschrittenste Wissen-
schaft, für Objektivität - oder für Verschleierung der Wahrheit, für 
theoretische Quacksalberei, für Volksverdummung.“257  

Das Fazit: Wissenschaftlichkeit, Wahrheit und Parteilichkeit sind nicht 
einander ausschließende, sondern einander bedingende Begriffe. 

„Um zu wissenschaftlichen Erkenntnissen zu gelangen, um der ob-
jektiven Wahrheit nahe zu kommen, müssen wir Partei ergreifen ge-
gen die Unwahrheit, gegen die Halbwahrheit, gegen die Lüge. Die 
Wahrheit aber ist immer auf der Seite des Neuen, auf der Seite des-
sen, das die Zukunft in sich trägt. Wenn wir uns auf das Neue orien-
tieren, wenn wir dafür kämpfen, dass die Arbeiterklasse, als die 
neue, sich ständig entwickelnde Klasse, den Sieg über die alte, ab-
sterbende Klasse der Bourgeoisie davonträgt, dann handeln wir 
wissenschaftlich richtig.“258  

An dieses Fazit, das im alltäglichen Umgang oft in einer einfacheren 
Form – „Wahr ist, was uns nützt!“ – auftrat, wurden die Schlussfolge-
rungen für die Anwendung des Marxismus-Leninismus in der prakti-
schen Arbeit der Journalisten geknüpft. Danach bedeutet Wissenschaft-
lichkeit in der Pressearbeit,
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 „dass bei der ... Wertung der Tagesereignisse und der politischen 
Kräfteverhältnisse die Lehren des Marxismus-Leninismus zugrun-
de gelegt werden“;

 „dass der Marxismus-Leninismus in theoretischen Artikeln und 
Abhandlungen propagiert wird“;

 „dass der Journalist sich auch bei der Ausarbeitung von Artikeln 
usw. einer wissenschaftlichen Methode bedient“, dass er nicht wie 
bürgerliche Sensationsreporter verantwortungs- und bedenkenlos 
alles „in die Maschine jagt“, sich nicht auf Intuition, höhere Ein-
gebung und geniale Einfälle verlässt, sondern so arbeitet, „dass 
Studium und Auswahl des Materials, Gliederung und Ausführung 
des Artikels durchdacht und planmäßig erfolgen“;

 dass er sich „in seiner Argumentation von den Gesetzen des richti-
gen Denkens leiten lässt“, von den Gesetzen der Logik und Dialek-
tik;

 schließlich, „dass die gesamte Redaktionsarbeit wissenschaftlich 
geplant und organisiert werden muss“, damit die sozialistische 
Presse sich nicht von der Fülle der Tagesereignisse erdrücken lässt, 
sondern systematisch die Hauptaufgaben in den Vordergrund 
rückt.259  

Bei der Begründung der Wissenschaftlichkeit der Presse neuen Typs 
haben wir es mit einer Argumentation zu tun, die unmittelbarer als an-
derswo auf Stalins Schrift „Über dialektischen und historischen Mate-
rialismus“ fußt; einer Argumentation, die insoweit Leipziger Herkunft, 
von der naiven Annahme getragen ist, mit Stalins Simplifizierung und 
Instrumentalisierung des Marxismus über die Quintessenz marxisti-
schen Denkens, der marxschen Methode zu verfügen; eine Illusion, die 
in der Zuerkennung des Wissenschaftsstatus allein für den Marxismus-
Leninismus gipfelte.260 
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Generation junger Menschen, die nach dem Kriege in das gesellschaftliche und 
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Wahnsinn der faschistischen Ideologie, aber auch gegenüber den Restaurationsbe-
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Unsere damaligen Kollegen wollten eine wahrhaftige, in hoher Qualität 
erzeugte Presse. Sie nahmen das Versprechen ernst, das von dem auf 
die Kraft des Marxismus-Leninismus gestützten Konzept der Presse 
neuen Typs in dieser Hinsicht auszugehen schien. Wenn sie erklärten, 
das Prinzip der Wahrhaftigkeit schließe absolute Ehrlichkeit, Aufrich-
tigkeit und Wahrhaftigkeit ein, dann war das auch so gemeint, ebenso 
wie der Appell an das „Verantwortungsbewusstsein unserer Presse 
gegenüber den Werktätigen“261. Es ging ihnen um eine Presse, die die 
sozialen Widersprüche der Welt in den Blick rückte, die alles das auf-
deckte, was die Interessen der werktätigen Menschen in der gesell-
schaftlichen Auseinandersetzung und Entwicklung berührte. Histori-
sche Erfahrung wie gegenwärtige Anschauung gaben ihnen hinreichend 
Grund, das nur durch eine Alternative zur bürgerlichen Presse erfüllt zu 
sehen. In der harten Konfrontation des Kalten Krieges erschienen die 
extreme Schwarz-Weiß-Zeichnung in der Gegenüberstellung marxisti-
scher und bürgerlicher Positionen und die agitatorisch zugespitzte Re-
servierung des Wahrheitsanspruchs für die fortschrittlichen Kräfte als 
angemessen.  
Gläubiger Naivität, der Verdrängungskraft kanonisierter Thesen und 
der Unentwickeltheit der Journalistikwissenschaft ist zuzuschreiben, 
wenn von den komplizierten Problemen, den Schwierigkeiten und 
Grenzen jeglicher Erkenntnis, insbesondere wenn sie es mit gesell-
schaftlichen Zusammenhängen zu tun hat, überhaupt keine Rede ist; 
wenn methodische Probleme journalistischer Analyse des Zeitgesche-
hens gar nicht in den Blick gerieten; wenn der im Marxismus-
Leninismus wurzelnden Kenntnis gesellschaftlicher Gesetze die Potenz 
ihrer planmäßigen Nutzung und der ungehemmten Voraussicht gesell-
schaftlicher Entwicklung zugetraut – von der Offenheit des geschicht-
lichen Prozesses hatte man keinen Begriff – und wenn auf dieser Basis 
von der sozialistischen Presse gar verlangt wurde, sie müsse „wissen-

                                                                                                                               
mühungen der bürgerlichen Gesellschaft und deren Ideologen in Westeuropa konn-
te diese Schrift als eine klare und akzeptable historische Alternative gelten.“  
(Richter, Frank: Philosophie in der DDR.  
Abschnitt 8: Dialektischer und historischer Materialismus bei Stalin. 
Unter: http://home.t-online.de/home/frank.richt/philos.htm) 
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schaftlich voraussehen und Vorsorge treffen, dass sie von den Ereig-
nissen nicht überrascht wird.“262  
Ganz beiseite gelassen ist hier die Frage, ob oder inwiefern die Katego-
rie der Wissenschaftlichkeit überhaupt als qualitatives Kriterium auf 
den Journalismus anwendbar ist. Es führte zu einem inflationären Ge-
brauch, ja, zu einer faktischen Auflösung des Wissenschaftsbegriffs, 
würde er für jede einigermaßen zielgerichtete, planmäßige geistige Tä-
tigkeit gebraucht. 

Massenverbundenheit 

Die enge Verbindung mit den werktätigen Massen, ohne deren festes 
Vertrauen und aktive Anteilnahme die Partei sie nicht führen könne, 
war ein weiteres Grundprinzip von Partei und Presse neuen Typs263 , 
dem die Leipziger damals große Aufmerksamkeit widmeten, weil ihnen 
ein Journalismus, der den Weg zum Verstand und in die Herzen der 
Werktätigen findet und der ihnen historisch neue Möglichkeiten zur 
Mitwirkung an der Gestaltung der Gesellschaft eröffnet, ein Anliegen 
von höchster Wichtigkeit war. Sie gingen dieses Thema vorwiegend 
praktisch an: die Studenten sollten vor allem aus den Erfahrungen ler-
nen, die in den Redaktionen bei der Auswahl und Gewinnung von 
Volkskorrespondenten, bei ihrer Qualifizierung oder im Umgang mit 
Korrespondenzen, Leserbriefen und Autorenbeiträgen gewonnen wur-
den, und dabei Achtung und Verantwortungsbewusstsein für die Ver-
bindung mit den Massen gewinnen. Die Fernstudenten, also schon 
praktisch tätige Journalisten, wurden aufgefordert, über Regeln und 
Erfahrungen ihrer Redaktionen auf diesem Felde zu berichten; Positi-
ves und Negatives wurde in Lehrveranstaltungen zur Diskussion ge-
stellt. 
Die theoretische Begründung des Prinzips der Massenverbundenheit 
erfolgte eher kursorisch. Dabei nun galt die erste Sorge, wie damals in 
der Partei nach sowjetischem Vorbild üblich, der Abgrenzung der „bol-
schewistischen“ Linie der zielbewussten, auf die Hebung ihrer Be-
wusstheit gerichteten Führung der Massen von der „menschewisti-
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schen“ Linie, der gemäß „die Partei den Massen nach dem Munde re-
det und sich auf noch vorhandene rückschrittliche Stimmungen und 
Anschauungen orientiert“.264 Diese zweckdienlich zugespitzte Gegen-
überstellung, die dem Muster des Kurzen Lehrgangs der Geschichte der 
KPdSU (B) folgte – der marxistisch-leninistischen Politik, deren Rich-
tigkeit für jeden nicht völlig Blinden mit Händen zu greifen ist, steht 
eine opportunistische gegenüber, die ebenso offensichtlich unsinnig 
und in der Konsequenz natürlich feindlich ist – stand für den realen 
Widerspruch zwischen der Politik der Partei, insbesondere der restrik-
tiven Informationsgebung der Medien, und den Bedürfnissen der Mas-
sen, der um den 17. Juni 1953 gerade unübersehbar zutage getreten 
war. 
Der Sinn der Massenverbindung wurde mit ihrem Lenin zugeschriebe-
nen „marxistischen Begriff“ dargestellt: 

„Mit den Massen verbunden zu sein, das heißt für eine Partei neuen 
Typs, die Werktätigen mit sozialistischem Bewusstsein zu erfüllen, 
ihnen klare Ziele zu weisen, sie zur Erreichung der Ziele zu organi-
sieren, sie lehren, wie man diese Ziele erreichen kann, und aus den 
Erfahrungen ihres politischen Kampfes und ihrer täglichen  Arbeit 
lernen.“265  

Die Presse neuen Typs als das beweglichste Instrument der Verbindung 
zu den werktätigen Massen müsse der Partei helfen, ihre führende Rol-
le zu verwirklichen und den Massen helfen, wie man optimistisch 
glaubte, das theoretische und politische Niveau der Partei zu erreichen. 
Stalin erhielt das Wort zur Charakterisierung der Massenverbindungen: 
Es sei die vornehmste Pflicht der Zeitung, den Arbeitermassen so nahe 
wie möglich zu stehen, um sie ständig beeinflussen, ihr bewusstes und 
leitendes Zentrum sein zu können. Durch ihre Presse spreche die Partei 
täglich und stündlich zur Arbeiterklasse in deren eigener, vertrauter 
Sprache, um, wie man Stalin ergänzte, „sie mit den jeweiligen Aufga-
ben vertraut zu machen und sie zu deren Lösung zu mobilisieren.“266 
Strukturell wurde die Verbindung mit den Massen als Einheit zweier 
Seiten gesehen. „Einmal handelt es sich um die Arbeit der Presse 
u n t e r  den Massen, sagen wir besser: um die massenpolitische Ar-
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beit der Presse, zum anderen um ihre Arbeit m i t  den Massen.“ Bei 
der ersten gehe es darum, wie die Presse zu den Massen spricht, auf sie 
einwirkt, bei der zweiten darum, wie sie die Massen zur Arbeit heran-
zieht und mit ihnen in Gestalt von Lesern, Volkskorrespondenten und 
Autoren zusammenarbeitet.267 
Unsere damaligen Kollegen wären vermutlich empört gewesen, hätte 
man ihnen als Mangel vorgeworfen, dass der Begriff der Demokratie in 
ihren Ausführungen zum Sinne der Massenverbundenheit nicht vor-
kommt. Und das mit einer gewissen Berechtigung - subjektiv, denn sie 
sahen als für jedermann evident an, dass für sie eine historisch neue, 
höhere Stufe der Demokratie in den Medien das Wesen der Sache war; 
objektiv, weil diese Massenverbindungen dafür in der Tat Potenzen 
enthielten. Sie hätten auch darauf verwiesen, dass die Presse als ein 
Forum galt, in dem die Erfahrungen der Werktätigen zur Diskussion 
gestellt werden, und als ein Instrument gesellschaftlicher Kontrolle.268 
In diesem Sinne hatte Eildermann schon auf der Stalinkonferenz be-
geistert Stalin zitiert: 

„Die Bedeutung, die der Teilnahme der Arbeiter an der Leitung der 
Zeitung (Eildermann: 'wohlgemerkt: der Leitung') zukommt, besteht 
vor allem darin, dass sie es ermöglicht, eine so scharfe Waffe des 
Klassenkampfes, wie die Zeitung, aus einer Waffe der Unterdrü-
ckung des Volkes in eine Waffe seiner Befreiung umzuwandeln. Nur 
die Arbeiter- und Bauernkorrespondenten können diese gewaltige 
Umwandlung vornehmen. Nur als organisierte Kraft sind die Arbei-
ter- und Bauernkorrespondenten in der Lage, in der Entwicklung 
der Presse die Rolle als Wortführer und Wegweiser der proletari-
schen öffentlichen Meinung zu spielen, die die Mängel der sowjeti-
schen Öffentlichkeit aufdecken und unermüdlich für die Verbesse-
rung unseres Aufbaus kämpfen.“269 

Es bleibt aber Tatsache, dass in allen Zielbestimmungen der Massen-
verbundenheit die Massen lediglich als Objekt von Führung und Erzie-
hung, Beeinflussung und Anleitung fungierten; dass ihre Aktivität, ihre 
Erfahrungen, ihre Kontrolle nur für die Durchführung des von der Füh-
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rung Beschlossenen erwünscht waren, nie aber in Bezug auf die Be-
schlüsse, auf den Inhalt der Politik selbst; dass die Arbeiter- und Bau-
ernkorrespondenten als „Wortführer und Wegweiser der proletarischen 
öffentlichen Meinung“ allenfalls im Sinne der unter diesem Etikett 
durchzusetzenden Linie der Partei galten; dass die Partei zwar erklärte, 
aus den Erfahrungen der Massen auch mit Hilfe der Presse lernen zu 
wollen, mit der Art ihrer Abgrenzung gegen opportunistische Politik – 
in Kalinins Worten: man darf nicht mit den Massen dorthin gehen, wo-
hin sie streben, manchmal von rückständigen Elementen verleitet270 – 
aber jederzeit die Handhabe hatte, nicht genehme, die eigene Politik in 
Frage stellende Erfahrungen als Frucht rückständiger Auffassungen 
oder als Einflüsterung falscher Freunde von der Öffentlichkeit fernzu-
halten. Und das war keine abstrakte Möglichkeit, sondern alltäglich 
geübte Praxis. 
Wilhelm Eildermann hat bei Stalin zweifellos herausgelesen, was ihm 
als Ideal vorschwebte, zumal es in den Anfangsjahren noch begründete 
Hoffnung auf lebendige Demokratie geben konnte. Schwer nachzuvoll-
ziehen ist allerdings, warum er sich Stalins demagogische Wendung 
von der Teilnahme der Arbeiter an der Leitung der Zeitung so innig zu 
eigen machte, da dies in der Realität nirgendwo der Fall war und auch 
kaum sein konnte, falls er unter Arbeitern nicht, wie es die kaderpoliti-
sche Praxis der Partei nahelegte, früher einmal Arbeiter gewesene 
Funktionäre oder Journalisten verstand.  
Dass die Lehre von der Presse neuen Typs nirgendwo greifbare Krite-
rien für eine demokratische Gestaltung der Massenverbindungen ent-
hielt, war kein zufälliges Manko, sondern wohl kalkuliert. Und es 
bleibt ein Versäumnis der Wissenschaft, dass sie darauf nicht reagieren 
konnte oder wollte. 

Kritik und Selbstkritik in der Pressearbeit 

Mit großer Aufmerksamkeit sind Kritik und Selbstkritik als Prinzip der 
Presse neuen Typs bedacht, ging es hier doch um die für Theorie und 
Praxis des Journalismus wichtige Frage, wie die Presse die Auseinan-
dersetzung der Menschen mit den Widersprüchen des gesellschaftli-
chen Lebens fördern, wie sie selbst in Widersprüche eingreifen und so 
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Antriebe für die sozialistische Entwicklung freisetzen helfen kann. Das 
Verhalten zu Kritik und Selbstkritik ist in gewisser Weise die Probe 
aufs Exempel für alle Merkmale und Prinzipien der Presse neuen Typs. 
Aus diesem Grund wollen auch wir diesem Thema vergleichsweise viel 
Raum widmen. 
Die Behandlung des Prinzips der Kritik und Selbstkritik in mehreren 
Leipziger Materialien beruht vor allem auf Reden und Artikel Stalins 
vom Ende der zwanziger Jahre; seine theoretische Begründung folgte 
damals verbreiteten sowjetischen Publikationen, die ihrerseits in ho-
hem Maße dieselben Arbeiten Stalins referierten.  
Theoretisch werden Kritik und Selbstkritik aus der marxistischen Dia-
lektik, „aus der revolutionär-kritischen und schöpferischen Methode 
sowohl der Erkenntnis als auch der revolutionären Umgestaltung der 
Welt“ hergeleitet.271 Sie gelten als eine besondere Form des Kampfes 
von Gegensätzen, des Kampfes des Neuen gegen das Alte, in dem sich 
die gesellschaftliche Entwicklung vollziehe. Dieser Kampf unterschei-
de sich allerdings bei antagonistischen und nichtantagonistischen Wi-
dersprüchen grundlegend. Kritik und Selbstkritik werden als Haupt-
form der Überwindung nichtantagonistischer Widersprüche begrif-
fen.272 Generell wird festgestellt:  

Die Kritik am Bestehenden ist so alt wie die gesellschaftliche Ent-
wicklung selbst. Das Neue konnte sich nur mit Hilfe der Kritik am 
Alten durchsetzen, und jede neue Klasse kam mit Hilfe der Kritik an 
der alten Gesellschaftsordnung zur Macht.“  

Allerdings wird dabei in Bezug auf verschiedene Klassen ein wesentli-
cher Unterschied ausgemacht. 

„Alle früher herrschenden Klassen kannten jedoch keine wirkliche 
Selbstkritik... Alle früher herrschenden Klassen ersetzten, nachdem 
sie die Macht erlangt hatten, die Kritik am Alten durch die kritiklo-
se Verteidigung, die Apologie ihrer eigenen Herrschaft.“273  

Zum Zeugen gegen die alten Klassen wird, solange er noch als Klassi-
ker gilt, Stalin aufgerufen: „Die Herren Bourgeois... scheuen das 
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Licht, denn würden sie auch nur die Spur einer ernsten Selbstkritik, ein 
wenig freie Kritik ihrer eigenen Mängel zulassen, so bliebe von der 
bürgerlichen Ordnung kein Stein auf dem anderen.“274 In der eigenen 
Darstellung wird konstatiert, dass es in der bürgerlichen Presse durch-
aus Formen meist sensationell aufgemachter Kritik an gewissen Miss-
ständen in der kapitalistischen Gesellschaft gebe. Sie vermeide jedoch, 
die eigentlichen Ursachen der Missstände aufzudecken, da das die 
Grundlagen der kapitalistischen Gesellschaftsordnung antasten würde. 
Sie sei vielmehr darauf berechnet, die Massen von den gesellschaftli-
chen Hauptaufgaben abzulenken. Dasselbe Urteil wird über die „sozi-
aldemokratisch-opportunistische“ Presse gefällt. Was in ihr „als Kritik 
ausgegeben wird, hat den gleichen Sinn: den Kapitalismus dadurch zu 
verteidigen, dass man nur einige seiner extremsten Auswüchse an-
prangert.“275  
Ganz anders die Arbeiterklasse: Aus ihrer historischen Stellung ergebe 
sich, dass sie als einzige Klasse ständig für den gesellschaftlichen Fort-
schritt kämpft, sich auf das Neue orientiert, niemals am Alten haftet, 
dass sie deshalb als einzige die Kritik konsequent als Waffe zur revolu-
tionären Veränderung der Welt gebraucht.276 Und das heißt auch: 
„Wirkliche Selbstkritik wird erst dem Proletariat möglich, da das Pro-
letariat wissenschaftliche Einsicht in die Entwicklungsbedingungen hat 
und den revolutionären Willen zur Umgestaltung der Welt besitzt.“277 
Kritik und Selbstkritik werden als eine Besonderheit der marxistisch-
leninistischen Weltanschauung begriffen. Sie seien ein ständig, aller-
dings nicht im Selbstlauf wirkendes, sondern nur bewusst zu realisie-
rendes Entwicklungsgesetz der Partei neuen Typs. Darum habe die 
marxistisch-leninistische Partei und nur sie Kritik und Selbstkritik für 
sich und ihre Presse zum Prinzip erhoben.278  
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Wie das Prinzip der Kritik und Selbstkritik angewandt werden kann, 
hänge freilich von den gesellschaftlichen Bedingungen ab. Im Kapita-
lismus, in dem wegen der ihn bestimmenden antagonistischen Wider-
sprüche der Klassenkampf die entscheidende Triebkraft ist, könne das 
Prinzip nur innerhalb der Arbeiterklasse und ihrer Partei angewandt 
werden, um „ihre Reihen zu festigen, um den Klassenkampf erfolgreich 
führen und die bestehende Gesellschaftsordnung stürzen zu können.“ 
In der sozialistischen Gesellschaft hingegen, wenn die antagonistischen 
Widersprüche beseitigt sind, werden Kritik und Selbstkritik zu einer 
Triebkraft der ganzen Gesellschaft oder, wie es an anderer Stelle heißt, 
zum Entwicklungsgesetz des Sozialismus. 

„In der Ausbeuterordnung ist das Neue gezwungen, sich unter 
Überwindung des hartnäckigsten Widerstandes der reaktionären 
Klassen den Weg zu bahnen; in der vollendeten sozialistischen Ge-
sellschaftsordnung dagegen, wo es keine feindlichen Klassen mehr 
gibt, ändert sich der Charakter des Kampfes in der gesellschaftli-
chen Entwicklung. In der Klassengesellschaft ist der Klassenkampf 
die entscheidende Triebkraft der Entwicklung, in der vollendeten 
sozialistischen Gesellschaft die Kritik und Selbstkritik. Der innere 
Gehalt der gesellschaftlichen Entwicklung ist auch in der vollende-
ten sozialistischen Gesellschaft der Kampf von Widersprüchen... 
Das sind jedoch nichtantagonistische Widersprüche. Der Klassen-
antagonismus ist beseitigt; deshalb setzt sich der Fortschritt nicht 
in Form von Klassenzusammenstößen und -konflikten durch, son-
dern in der Form der Zusammenarbeit befreundeter Klassen..., 
werden die Widersprüche auf der Grundlage der gegenseitigen Hil-
fe durch Kritik und Selbstkritik gelöst.“279  

Nun konnte damals von vollendeter sozialistischer Gesellschaft in der 
DDR noch nicht die Rede sein. Der gegebene gesellschaftliche Zustand 
wurde so interpretiert, dass wegen noch vorhandenen, auf Ausbeutung 
beruhenden kapitalistischen Eigentums neben den neuen nichtantago-
nistischen noch antagonistische Widersprüche wirken und damit Klas-
senkampf existiere und sich zeitweilig sogar verschärfe. Dank des vor-
herrschenden gesamtgesellschaftlichen und genossenschaftlichen Ei-
gentums, des dieser ökonomischen Struktur entsprechenden Überbaus 
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und insbesondere der führenden Rolle der marxistisch-leninistischen 
Partei seien Kritik und Selbstkritik aber dennoch zum entscheidenden 
Entwicklungsgesetz des gesellschaftlichen Lebens geworden. Sie stärk-
ten gleichzeitig die Arbeiterklasse im Klassenkampf gegen die Feinde 
der Republik und gewännen in der seit dem 17. Juni gegebenen Periode 
verschärften Klassenkampfes besondere Bedeutung, „weil die Feinde 
Fehlgriffe und Schwächen in unserer Arbeit ausnützen, um das Ver-
trauen der Werktätigen zur Regierung und zur Partei zu erschüt-
tern.“280  
Aus alledem – aus der Einsicht in die dialektische Natur der gesell-
schaftlichen Entwicklung, aus dem Interesse der Arbeiterklasse an un-
eingeschränkter revolutionärer Veränderung der Welt und aus den neu-
en Möglichkeiten des Sozialismus zur Lösung gesellschaftlicher Wi-
dersprüche – zogen die Leipziger Journalistikwissenschaftler die Über-
zeugung, dass wie die Partei auch ihr Journalismus mit dem Prinzip der 
Kritik und Selbstkritik eine historisch überlegene, humanistischen 
Werten angemessene, die bewusste Teilnahme der Menschen an der 
Gestaltung der Gesellschaft fördernde Triebkraft der gesellschaftlichen 
Entwicklung in Gang setzen könne. In diesem Sinne wurden Kritik und 
Selbstkritik als entscheidender Faktor in der Wechselbeziehung zwi-
schen Partei und Massen bezeichnet. Presse und Rundfunk spielten 
dabei deshalb eine so große Rolle, 

„weil die Widersprüche, Fehler oder Mängel unmittelbar durch das 
Einschalten der gewaltigen Macht der Öffentlichkeit aufgedeckt und 
publiziert werden und ebenso unmittelbar eine Veränderung bewir-
ken. Damit wird gleichzeitig eine Beschleunigung der gesellschaft-
lichen Entwicklung an einem bestimmten Punkt erreicht.“281  

Die Erwartungen, die sich mit dem Prinzip von Kritik verbanden, las-
sen sich auf zwei Begriffe bringen. Erstens auf den der Demokratie. 
Horst Sindermann, damals Chefredakteur der SED-Bezirkszeitung 
„Freiheit“ in Halle, der in Kritik und Selbstkritik die „Methode der 
Durchbrechung alter Verhältnisse und der Überwindung jedes Behar-
rungszustandes“ sah, trat auf der Stalinkonferenz 1952 dafür ein, dass 
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Freiheit der Meinung, schonungslose Offenheit und kämpferische Kri-
tik in der sozialistischen Presse voll und ganz zum Ausdruck kommen 
müssen. Die Massen nähmen auf diese Weise selbst an der Machtaus-
übung teil. Ihre Kritik sei „höchstes demokratisches Prinzip der Ver-
antwortlichkeit und der aktiven Teilnahme des werktätigen Volkes an 
der Gestaltung des neuen Lebens.“282  
Wurde hier die Möglichkeit öffentlicher Kritik als Bedingung der De-
mokratie betont, so an anderer Stelle - unter stillschweigender Beru-
fung auf Stalin283 das Vorhandensein von Demokratie als Vorausset-
zung für Kritik seitens der Massen: 

„Die Kritik von unten ist ohne die breiteste Demokratie unmöglich. 
Das heißt, die sozialistische Presse muss den Kampf für die Einhal-
tung der innerparteilichen Demokratie, der Demokratie in den ge-
sellschaftlichen Organisationen und für die breiteste Beteiligung 
der Werktätigen an der Arbeit der staatlichen Organe führen. Eine 
sachliche und freie Diskussion über alle Fragen der Partei, der 
Massenorganisationen und unseres demokratischen Staates stellt 
die leitenden Kader unter die Kontrolle der einfachen Menschen, 
hilft ihnen, Fehler bei der Arbeit zu korrigieren und aus den Erfah-
rungen der Werktätigen zu lernen. Das ist das erste, was die sozia-
listische Presse bei der Entwicklung der Kritik von unten zu beach-
ten hat: Sie muss die Demokratie in Partei, Staat und Massenorga-
nisationen entfalten helfen.“284  

Der zweite Begriff ist der der gesellschaftlichen Erziehung. Auch hier 
auf Stalin gestützt, der die Selbstkritik als „eine besondere Methode, 
eine bolschewistische Methode zur Erziehung der Parteikader sowie 
der Arbeiterklasse überhaupt im Geiste der revolutionären Entwick-
lung“ bezeichnet hatte285, wurde auf verschiedenen Ebenen über dieses 
Thema nachgedacht. Sindermann sprach von der Aufgabe der Presse, 
die Kritik der Massen nicht nur widerzuspiegeln, sondern, um der füh-
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renden Rolle gerecht zu werden, sie die Bedeutung dieses Entwick-
lungsgesetzes ständig zu lehren, wie auch davon, mit dem Mittel der 
Kritik den Staatsapparat richtig arbeiten zu lehren.286 An anderer Stelle 
wurde die erzieherische Wirkung von Kritik und Selbstkritik auf die 
Persönlichkeit erörtert: 

„Das Wesen der Kritik liegt nicht lediglich darin, Fehler oder 
überhaupt das Negative aufzuspüren, sondern vielmehr darin, die 
bewusste schöpferische Tätigkeit des Menschen auf das Positive zu 
lenken und seiner Willenshandlung, die mit der Überwindung äuße-
rer und innerer Hindernisse verbunden ist, Zielstrebigkeit zu verlei-
hen. Im Wesen der Selbstkritik drückt sich der Wille zur Überwin-
dung von Schwierigkeiten aus, die der Mensch entsprechend seiner 
Tätigkeit und Stellung in der Gesellschaft zu bestehen hat. Dieser 
Wille setzt ein gewisses Maß an Vorbedingungen voraus, so die Bil-
dung der Weltanschauung, die Entwicklung des gesellschaftlichen 
Verantwortungsbewusstseins und des persönlichen Pflichtgefühls. 
Unter diesen Voraussetzungen bildet sich die Fähigkeit aus, die ei-
genen Handlungen zu beurteilen, sich ihre Folgen zu vergegenwär-
tigen, sie objektiv zu betrachten und die entsprechenden Schlussfol-
gerungen daraus zu ziehen. 
Die Wirkung der Beurteilung des eigenen Verhaltens oder des Ver-
haltens anderer, also der Kritik und Selbstkritik, wird durch die 
Veröffentlichung in den Publikationsorganen um ein vielfaches er-
höht, da jetzt die Erkenntnisse einem weitaus größeren Kreis der 
Gesellschaft vermittelt werden. Die Kritik und Selbstkritik durch 
Presse und Rundfunk wendet sich sozusagen an zwei Adressen: an 
den Urheber des Missstandes und zugleich an den weiten Kreis der 
Leser bzw. Hörer und übt so gleichzeitig eine doppelte Erziehungs-
funktion aus.“287  

Eine solche Wirkungsweise von Kritik und Selbstkritik wurde nur un-
ter der Voraussetzung für möglich gehalten, dass eine Partei neuen 
Typs die Führung in der Gesellschaft ausübt und durch eine Presse 
neuen Typs mit ihr verbunden ist. Deren Verantwortung sah man in 
einer Passage aus Lenins „Linkem Radikalismus“ verbindlich formu-
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liert, die zu den Versatzstücken des Stalinschen Leninismus gehört und 
in diesem Zusammenhang allerorten zitiert wurde: 

„Das Verhalten einer politischen Partei zu ihren Fehlern ist eines 
der wichtigsten und sichersten Kriterien für den Ernst einer Partei 
und für die tatsächliche Erfüllung ihrer Pflichten gegenüber ihrer 
Klasse und den werktätigen Massen. Einen Fehler offen zugeben, 
seine Ursachen aufdecken, die Umstände, die ihn hervorgerufen 
haben, analysieren, die Mittel zur Behebung des Fehlers sorgfältig 
prüfen  das ist das Merkmal einer ernsten Partei, das heißt Erfül-
lung ihrer Pflichten, das heißt Erziehung und Schulung der Klasse 
und dann auch der Masse.“288  

Auf dieser Linie schien auch eine Reihe von Äußerungen Stalins zu 
liegen, die als Regeln einer für den gesellschaftlichen Fortschritt und 
im Interesse der Volksmassen geübten Kritik und Selbstkritik, zitiert 
oder referiert wurden. So zum Beispiel:
 Kritik muss sachlich und konstruktiv sein, darf nicht in billiges 

Reklamegeschrei gegen Auswüchse im persönlichen Leben und in 
Sensationshascherei ausarten.289 

 Sie soll die Dinge beim Namen nennen, darf aber nicht Menschen 
beleidigen. Beispielsweise darf Selbstkritik nicht in eine Hetze ge-
gen sozialistische Wirtschaftler verwandelt werden, denn sie ist ei-
ne Methode der Erziehung und der behutsamen Heranbildung von 
Kadern.290 

 Die Journalisten müssen die Schwierigkeiten berücksichtigen, die 
die Formulierung einer Kritik einfachen Menschen bereiten kann. 
Es geht nicht an, Kritik abzuweisen oder gar zu verunglimpfen, 
weil sie nicht hundertprozentig richtig ist. Wer das tut, „wird Hun-
derten, ja Tausenden von Arbeitern, Arbeiterkorrespondenten, 
Dorfkorrespondenten, die unsere Fehler berichtigen wollen, die 
aber manchmal nicht in der Lage sind, ihre Gedanken richtig zu 
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formulieren, den Mund verschließen. Das gäbe einen Friedhof, 
aber keine Selbstkritik.“291 

 „Ersetzt die Massenkritik v o n  u n t e n  nicht durch 'kritisches' 
Wortgeprassel v o n  o b e n ...“292

 Stalins Antwort auf einen Brief Gorkis, der besorgt war, öffentli-
che Kritik könnte der ausländischen und der Emigrantenpresse zu 
viel Material liefern: „Wir können ohne Selbstkritik nicht auskom-
men. Das können wir keinesfalls, Alexej Maximowitsch. Ohne sie 
sind Stagnation, Fäulnis im Apparat, Anwachsen des Bürokratis-
mus, Drosselung der schöpferischen Initiative der Arbeiterklasse 
nicht zu vermeiden. Natürlich liefert die Selbstkritik den Feinden 
Material. Darin haben Sie völlig recht. Aber sie liefert auch Mate-
rial (und gibt den Anstoß) für unsere Vorwärtsbewegung ... Die 
negative Seite wird durch die positive aufgewogen und m e h r  als 
aufgewogen.“293  

Solche Aussagen wurden als Belege dafür betrachtet, dass gerade Par-
tei und Presse neuen Typs Garanten für eine Realisierung des Prinzip 
der Kritik und Selbstkritik seien, die den Menschen und der Gesell-
schaft den größten Nutzen bringt – Belege, angesichts derer beträchtli-
che, von der Partei ab und an eingeräumte und den Wissenschaftlern 
wohlbekannte Probleme mit kritischer Pressearbeit als zu überwinden-
de Schwierigkeiten des Anfangs erschienen. Der Gedanke, dass 
Schwierigkeiten im Umgang mit Kritik und Selbstkritik in der Zielset-
zung und Struktur von Partei und Presse neuen Typs begründet sein 
könnten, hatte keinen Platz. Und völlig unerkannt blieb der entschei-
dende Mangel der theoretischen Darstellung des Prinzips der Kritik 
und Selbstkritik: sie beruht ausschließlich auf Selbstaussagen und abs-
trakten Handlungsanweisungen derer, denen eine hervorragende Stel-
lung bei der Realisierung dieses Prinzips zuerkannt wurde. Daraus aber 
lassen sich Prinzipien, die im praktischen - in diesem Falle kommuni-
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kativen - Handeln tatsächlich verfolgt werden, überhaupt nicht ablei-
ten, sondern erst aus der Verallgemeinerung von Analysen der realen 
Handlungsweise in konkreten historischen Situationen. 
Was die konkrete Situation um den 15. und 16. Parteitag der KPdSU 
(B) anbelangt, der die zitierten Äußerungen Stalins entstammen, erfuh-
ren die Studenten aus der Vorlesung Rubans folgendes: 

„1928 erlangte die Losung der Selbstkritik besonders aktuelle Be-
deutung. In dem Aufruf des ZK der KPdSU (B) zur Selbstkritik vom 
3. Juni 1928 wurde betont, dass die Aufgaben der Rekonstruktions-
periode nicht ohne die kühnste, entschiedenste und konsequenteste 
Einbeziehung der Massen in den sozialistischen Aufbau, ohne die 
Überprüfung und Kontrollierung des gesamten Apparates durch 
diese Millionenmassen und ohne seine Säuberung von untauglichen 
Elementen gelöst werden könnten.“ Letzteres bedeutete einen 
„Massenfeldzug gegen alle Feinde, vom Kulaken und Schädling bis 
zu den Elementen der Zersetzung in unseren eigenen Reihen“.294  

Das schien danach zu klingen, dass weiterer wirtschaftlicher Auf-
schwung weitere Entfaltung der Demokratie erfordert, was freilich 
Wachsamkeit gegenüber allen Feinden dieser Entwicklung einschließt, 
deren Aktivität im Inneren so relativ kurz nach der Revolution und na-
türlich von außen unter den Bedingungen kapitalistischer Einkreisung 
der Sowjetunion zu erwarten war und auch vor dem Hintergrund der 
Erfahrungen der jungen DDR als selbstverständlich galt. 
Unerwähnt blieb aber, dass der wichtigste politische Kontext für Sta-
lins Entscheidungen, wie Kritik und Selbstkritik zu handhaben seien, 
der unter seiner Führung inszenierte Kampf erst gegen die „linke“ 
(Trotzki, Sinowjew), dann gegen die „rechte“ Opposition (Bucharin, 
Rykow, Kamenew u. a.) in der KPdSU war. In diesem Kontext erhiel-
ten alle theoretischen Begründungen und praktischen Ratschläge Sta-
lins für Kritik und Selbstkritik ihre konkrete politische und moralische 
Bedeutung, die sich sehr von der ihnen auf der abstrakten Ebene unter-
stellten unterscheidet. 
Der Kampf gegen die beiden Spielarten der Opposition war in seinem 
Kern die Auseinandersetzung zwischen unterschiedlichen, teilweise 
alternativen Auffassungen zur Einschätzung der inneren und internati-
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onalen Lage der Sowjetunion, über mögliche Wege der weiteren ge-
sellschaftlichen Entwicklung und die dementsprechend zu wählende 
Strategie der KPdSU. Solche Auffassungsunterschiede unter den füh-
renden Köpfen einer sozialen oder politischen Bewegung entstehen 
unausweichlich in jeder einigermaßen komplizierten, von mannigfa-
chen Widersprüchen geprägten Situation angesichts der Offenheit des 
geschichtlichen Prozesses, der Alternativität der Handlungsmöglichkei-
ten in einer historischen Situation, auf der Grundlage der Vielfalt der in 
der gesellschaftlichen Praxis gewonnenen Erfahrungen und von Unter-
schieden in der theoretischen Reflexion der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit. Die Fähigkeit einer Bewegung, kreativ auf Herausforderungen 
durch die Entwicklung gesellschaftlicher Widersprüche zu reagieren, 
hängt entscheidend davon ab, wie sie es vermag, alternative strategi-
sche Konzeptionen kommunikativ zu verarbeiten, aus ihrem produkti-
ven Widerstreit zu abgewogenen, weitsichtigen Entscheidungen zu 
kommen. 
Unter den Bedingungen der „Partei neuen Typus“ mit ihrer bedin-
gungslosen eisernen, faktisch militärischen Disziplin, mit der keinerlei 
wirksamer demokratischer Kontrolle unterworfenen und letztlich an 
keinerlei Gesetze gebundenen Tätigkeit eines engen Führungszirkels, 
mit der Tradition stets auf die Spitze getriebenen ideologischen Streits 
und der in Revolution und Bürgerkrieg gewachsenen Neigung, zuge-
spitzte gesellschaftliche Widersprüche gewaltsam zu lösen, spielte sich 
diese Auseinandersetzung – und musste sie sich offenbar abspielen – 
in äußerst scharfer, durch mehr oder weniger skrupellose Nutzung aller 
Mittel gekennzeichneter Form ab. Stalin führte sie mit der Begründung 
verschärften Klassenkampfs im Innern wie von außen und unter Beru-
fung auf das von Lenin durchgesetzte, seit dem X. Parteitag in der 
KPdSU geltende Fraktionsverbot als erbarmungslosen Vernichtungs-
kampf, der in Inhalt und Methode der Auftakt zu den Justizmorden und 
Massenrepressalien der dreißiger und vierziger Jahre war. (Wobei die 
Frage offen bleiben muss, für welche Form der Auseinandersetzung 
sich Stalins unterlegene Kontrahenten entschieden hätten, wären sie im 
Besitz seiner Macht gewesen.) 
Stalins Handhabung von Kritik und Selbstkritik wurde in erster Linie 
davon bestimmt, dass sie Mittel, Waffe in diesem Vernichtungskampf 
gegen die innerparteiliche Opposition war. Die Unterscheidung zwi-
schen „unserer, der bolschewistischen Selbstkritik“ und der „uns 
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fremden, zersetzenden, antibolschewistischen 'Selbstkritik'“295 war da-
zu bestimmt, nicht nur jeden Versuch, in grundlegenden Fragen eine 
andere als die von Stalin und einem engen Führungszirkel gebilligte 
Auffassung zu vertreten, als partei- und sowjetfeindlich aus der Dis-
kussion auszuschließen, sondern auch die Träger solcher Auffassungen 
gewaltsam auszuschalten. Dieses erste und entscheidende Prinzip bol-
schewistischer Kritik und Selbstkritik äußerte sich in der Situation, aus 
der Stalins als Regeln verbreitete Auslassungen zur Kritik stammen, 
darin, dass er die Auseinandersetzung mit Frumkin, Bucharin, Rykow 
und anderen ganz zielstrebig bis zum schärfsten Konflikt zuspitzte. 
Sein Auftreten ihnen gegenüber ist von Anfang an nicht nur das eines 
Anklägers, der ihnen vor Gericht noch zu beweisende Untaten vorwirft, 
sondern das des Richters, der sie wegen schon bewiesener Verbrechen 
verdammt. Er verfährt mit ihnen in gröbster Manier: sie sind Kapitu-
lanten und nicht in der Lage, das Offensichtlichste zu begreifen; sie 
maßen sich an, dem Kollektiv gegenüber recht zu haben, aber aus ih-
rem Munde kommt nur Unsinn, dummes und haltloses Geschwätz, in-
telligenzlerisches Gejammer. Es steht fest, dass ihre Aussagen theore-
tisch wie politisch mit dem Leninismus – also mit der unbezweifelbar 
einzig richtigen Lehre und Strategie – unvereinbar sind. Sie sind vor 
dem Druck des sozial in der Sowjetunion überwiegenden kleinbürgerli-
chen Elements zurückgewichen, haben sich an die bürgerliche Ideolo-
gie, an den Geschmack und die Bedürfnisse der „Sowjetbourgeoisie 
angepasst... 
Es gibt für Stalin eine Stufenfolge, in der die vernichtende Kritik – in 
diesem Falle an der „rechten“ Abweichung – voranzutreiben ist. Am 
Anfang, da „die Rechten ... sich noch nicht herauskristallisiert haben, 
noch keine Gruppierung oder Fraktion bilden und es noch zu keinem 
einzigen Fall der Verletzung oder Nichtdurchführung der Beschlüsse 
des ZK der KPdSU haben kommen lassen“296, ist die Hauptmethode 
des Kampfes gegen sie „die Methode des vollentfalteten ideologischen 
Kampfes“297, das heißt also auch auf dieser Stufe schon: des Kampfes 
der sozialistischen gegen bürgerliche, feindliche Ideologie. 
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Sobald Gruppen- oder Fraktionsbildung oder eine andere Verletzung 
von Beschlüssen nachgewiesen werden kann – und das Fraktionsverbot 
bringt jeden, der mit alternativen Gedanken in Grundfragen nicht allein 
in seinem stillen Kämmerlein bleiben will, zwangsläufig in die Situati-
on, dass ein beliebiger Gedankenaustausch als Verletzung der Partei-
disziplin ausgelegt werden kann –, werden organisatorische Maßnah-
men ergriffen: Parteistrafen, Entfernung aus Leitungen und von Äm-
tern, Ablösung von Wahlfunktionen, Parteiausschluss. Abzuwenden 
war das nur durch völlige Selbstaufgabe und Unterwerfung. Auf dem 
XV. Parteitag der KPdSU erklärte Stalin dazu bei der Abrechnung mit 
der trotzkistischen Opposition: 

„Wenn die Opposition in der Partei bleiben will, so soll sie sich 
dem Willen der Partei, ihren Gesetzen, ihren Direktiven ohne Vor-
behalt, ohne Zweideutigkeiten fügen... Wir stellen nur eine Bedin-
gung: Die Opposition muss völlig die Waffen strecken, sowohl in 
ideologischer als auch in organisatorischer Beziehung... Sie muss 
ihre antibolschewistischen Ansichten offen und ehrlich widerrufen, 
vor aller Welt... Sie muss die Fehler, die sie begangen hat, die zu 
einem Verbrechen gegen die Partei geworden sind, offen und ehr-
lich brandmarken, vor aller Welt. Sie muss uns ihre Zellen überge-
ben, damit die Partei die Möglichkeit hat, sie restlos aufzulösen. 
Entweder sie nimmt das an oder sie verlässt die Partei. Geht sie 
aber nicht selber, werden wir sie hinausjagen.“298  

Jeder Versuch aber, außerhalb der Partei weiter für ihre Auffassungen 
einzutreten, verwandelt die Opposition – in diesem Falle die trotzkisti-
sche – „aus einer illegalen parteifeindlichen Gruppe in eine illegale 
antisowjetische Organisation“. Das gilt als ein Verbrechen im straf-
rechtlichen Sinne und löst unweigerlich die höchste Stufe der vernich-
tenden Kritik aus: Solche „Unterminierungsarbeit... erfordert von den 
Organen der Sowjetmacht einen schonungslosen Kampf gegen diese 
antisowjetische Organisation“: Repressalien gegen deren Funktionäre, 
Maßnahmen zur Liquidierung der Organisation (Verhaftungen und 
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Ausweisungen). 299 Stalin spricht hier noch nicht von der Liquidierung 
der Menschen, die aber bald zur gängigen Praxis wurde. So gut wie alle 
wirklichen oder vermeintlichen Oppositionellen sind ermordet worden, 
wie auch die Mehrzahl der ZK-Mitglieder und Parteitagsdelegierten, 
die Stalin damals Beifall zollten. (Im übrigen konnte auch die völlige 
Unterwerfung der Kritisierten, das Eingeständnis jeder ihnen vorge-
worfenen Abweichung und Verfehlung sie bekanntermaßen nicht vor 
Repressalien und später physischer Vernichtung bewahren. Ihnen wur-
de in jedem Falle Heuchelei und der Versuch vorgeworfen, getarnt ihre 
Unterminierungsarbeit fortzusetzen, und sie lieferten mit der Anerken-
nung der Kritik ihren späteren Richtern das zur Verurteilung führende 
Schuldgeständnis.) 
Diese Praxis vernichtender bolschewistische Kritik gegen jede abwei-
chende Position in Grundfragen ist auch der Hintergrund, vor dem Sta-
lins Aussagen zur Massenkritik und seine pädagogisch gefärbten Hin-
weise zum Umgang mit ihr erst ihre konkrete Erklärung finden. Es ist 
eben nicht so, dass einfach das Erfordernis wachsender Aktivität der 
Massen im voranschreitenden Prozess wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Aufbaus dazu veranlasste, auf dem XV. Parteitag der 
KPdSU (B) die Losung der Selbstkritik zu verkünden. Stalin selbst sagt 
etwas mehr zu den Gründen, die dazu führten. Er erklärt zunächst 
grundsätzlich: 

„Die Losung der Selbstkritik darf nicht als neue Losung betrachtet 
werden. Sie liegt im Wesen der bolschewistischen Partei selbst ... (,) 
im Wesen der Diktatur des Proletariats begründet. Wenn unser 
Land das Land der Diktatur des Proletariats ist und die Diktatur 
von einer Partei, der Partei der Kommunisten, geleitet wird, die die 
Macht mit anderen Parteien nicht teilt noch teilen kann - ist es dann 
nicht klar, dass wir selber unsere Fehler aufdecken und korrigieren 
müssen, wenn wir vorwärtsschreiten wollen, ist es dann nicht klar, 
dass es sonst niemand gibt, der sie aufdecken und korrigieren könn-
te?“ 

Und sodann zu den konkreten Gründen des Augenblicks: 
„Die Losung der Selbstkritik hat nach dem XV. Parteitag eine be-
sonders starke Verbreitung erhalten. Warum? Weil nach dem XV. 
Parteitag, auf dem die Opposition liquidiert wurde, in der Partei 
eine neue Situation entstanden ist, die wir nicht unberücksichtigt 
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lassen können. Worin besteht das Neue dieser Situation? Darin, 
dass es bei uns keine oder fast keine Opposition mehr gibt, darin, 
dass angesichts des leichten Sieges über die Opposition, der an sich 
ein sehr großes Plus für die Partei bedeutet, in der Partei die Ge-
fahr entstehen kann, dass man sich auf den Lorbeeren ausruht, sich 
der Sorglosigkeit hingibt und vor den Mängeln unserer Arbeit die 
Augen verschließt... Was aber bedeutet auf den Lorbeeren ausru-
hen? Das bedeutet auf unsern Vormarsch ein für allemal zu verzich-
ten. Damit es aber nicht dazu kommt, brauchen wir die Selbstkritik - 
nicht jene gehässige und im Grunde genommene konterrevolutionä-
re Kritik, die die Opposition übte, sondern eine ehrliche und offene 
Kritik, eine bolschewistische Selbstkritik. Der XV. Parteitag hat 
diesem Umstand Rechnung getragen, als er die Losung der Selbst-
kritik ausgab. Seitdem ist die Welle der Selbstkritik im Ansteigen 
begriffen...“300  

Stalin ist sich im Klaren darüber, dass mit Ausschalten von Grundsatz-
kritik eine wesentliche geistige Triebkraft ausgeschaltet ist. Stattdessen 
soll Ersatz geschaffen werden: eine Kritik, die Grundsätzliches aus-
spart und auch an Alltägliches nicht mehr grundsätzliche politische 
Maßstäbe anlegt außer dem einen: die Erfüllung der einzig richtigen 
Beschlüsse. Damit ist zugleich die Führung in Bezug auf ihre wichtigs-
te Funktion – die Festlegung der politischen Linie – von jeglicher Kri-
tik ausgenommen. Die geforderte und mit einer Kampagne angetriebe-
ne Massenkritik hat eigentlich nur noch einen Maßstab: Eifer und 
Wetteifer bei der Erfüllung der Beschlüsse. Aber das ist nicht alles, 
Stalin nennt 

„noch einen Umstand, der uns zur Selbstkritik drängt. Ich denke an 
die Frage: Massen und Führer. In letzter Zeit begannen sich bei uns 
gewisse eigentümliche Beziehungen zwischen den Führern und den 
Massen herauszubilden. Einerseits hat sich bei uns geschichtlich 
eine Gruppe von Führern herausgebildet und entwickelt, deren Au-
torität immer höher steigt und die für die Massen fast unerreichbar 
werden. Anderseits erfolgt der Aufstieg der Massen der Arbeiter-
klasse im besonderen und der Massen der Werktätigen im allgemei-
nen außerordentlich langsam, sie beginnen, von unten zu den Füh-
rern aufzuschauen, sind vom Glanz wie geblendet und fürchten sich 
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oftmals, ihre Führer zu kritisieren.“301  
Charakterisiert Stalin hier zunächst eine Situation, die nicht allein das 
objektive Ergebnis von Eigenheiten der russischen Geschichte – der 
langen Gewöhnung an autokratische Herrschaft, des Mangels an Bil-
dung und politischer Kultur – ist, sondern vor allem auch Resultat der 
zielstrebigen Durchsetzung des leninistischen, bolschewistischen Par-
tei- und Revolutionskonzepts, wertet er sie nun als positiv, wenn auch 
widersprüchlich: 

„Die Tatsache, dass sich bei uns eine Gruppe von Führern heraus-
gebildet hat, die sehr hoch gestiegen sind und große Autorität ge-
nießen - diese Tatsache ist natürlich an sich eine große Errungen-
schaft unserer Partei. Es ist klar, dass ohne das Vorhandensein ei-
ner solchen autoritativen Gruppe von Führern die Leitung des gro-
ßen Landes undenkbar wäre. Aber die Tatsache, dass die Führer 
sich bei ihrem Aufstieg von den Massen entfernen und die Massen 
beginnen, von unten zu ihnen aufzuschauen, ohne dass sie es wagen, 
sie zu kritisieren - diese Tatsache muss eine gewisse Gefahr der 
Loslösung der Führer von den Massen und der Entfernung der 
Massen von den Führern heraufbeschwören. Diese Gefahr kann da-
zu führen, dass die Führer überheblich werden und sich für unfehl-
bar halten.... Es ist klar, dass das zu nichts anderem führen kann als 
zum Untergang der Partei. ...um vorwärtszuschreiten und die Be-
ziehungen zwischen den Massen und den Führern  zu verbessern, 
muss man das Ventil der Selbstkritik ständig offenhalten, muss man 
den Sowjetmenschen die Möglichkeit geben, ihren Führern ‘den 
Kopf zu waschen’, sie wegen ihrer Fehler zu kritisieren.“ Dabei 
geht es Stalin nicht um das Aufrücken neuer Kräfte in führende 
Funktionen, nicht um den Einfluss der Massen auf die Zusammen-
setzung der Führung. „Es handelt sich darum, die Führer, die be-
reits aufgerückt sind und große Autorität genießen, zu erhalten, in-
dem ein ständiger und unlöslicher Kontakt zwischen ihnen und den 
Massen hergestellt wird.“302  

Die nächste Passage nun wird, im Unterschied zum Vorangegangenen, 
in vielen Arbeiten zur Kritik und Selbstkritik zitiert - offenbar als Be-
leg für die Wertschätzung, die Stalin der Demokratie entgegenbrachte: 
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„Es handelt sich darum, in Form von Kritik und Selbstkritik an un-
seren Mängeln die breite öffentliche Meinung der Partei, die breite 
öffentliche Meinung der Arbeiterklasse als lebendige und wachsame 
moralische Kontrolle zu organisieren, für deren Stimme die Führer, 
die große Autorität genießen, ein aufmerksames Ohr haben müssen, 
wenn sie sich das Vertrauen der Partei, das Vertrauen der Arbei-
terklasse erhalten wollen. In diesem Sinne ist die Bedeutung der 
Presse, unserer Partei- und Sowjetpresse wahrhaft unschätzbar.“303  

Sobald man diese Sätze in ihrem Kontext wahrnimmt, wird aber deut-
lich sichtbar, dass sie mit innerparteilicher und gesellschaftlicher De-
mokratie nichts zu tun haben. Es handelt sich im Gegenteil um die Rol-
le, die der Kritik der Massen bei absoluter Herrschaft eines kleinen 
Kreises von Parteiführern, bei Abwesenheit jeglicher Möglichkeit de-
mokratischer Einflussnahme, bei völligem Fehlen demokratischer 
Strukturen und Mechanismen zugedacht ist. Sie soll ein ständig offen-
zuhaltendes Ventil sein; ein Stimulus für die Arbeitsproduktivität und 
für den Wetteifer bei der Durchsetzung der Parteilinie, der uner-
wünschte Nebenwirkungen, wie das Aufwerfen grundsätzlicher Fragen 
in Bezug auf die politische Linie, ausschließt. Stalin spricht vorbedacht 
von moralischer, nicht von politischer Kontrolle. Es geht ihm um ent-
sprechend den Intentionen der Führung organisierte öffentliche Mei-
nung, um eine Öffentlichkeit, die wenig gemeinsam hat mit einer Sphä-
re, in der Führer wie Massen unter dem Maßstab ihrer Gleichberechti-
gung als Mitglieder der Gesellschaft miteinander diskutieren. Die Mas-
senkritik bleibt immer Kritik „von unten“. Stalins Mahnung an die 
„Führer“, für diese Kritik ein aufmerksames Ohr zu haben, ist ein Wink 
mit dem Zaunpfahl: sie sollen sich stets bewusst sein, dass die „Mas-
senkritik“ jederzeit die Handhabe für die Abrechnung mit Unbotmäßi-
gen liefern kann. Und wenn Stalin die Bürokratie als Hauptadressaten 
der Kritik benennt, wozu hinreichend Veranlassung bestand, dann 
kennzeichnet er sie sozial, als kleinbürgerliche, dem Sowjetsystem 
feindliche und entsprechend zu bekämpfende Verhaltensweise. Kein 
Gedanke daran, dass der Bürokratismus gerade aus diesem System 
notwendig hervorwuchs: aus der zugespitzt zentralistischen Führung, 
der bei Strafe der Existenz einzuhaltenden, heiliggesprochenen Linie, 
dem Mangel an Demokratie. 

                                                           
303 Ebenda. 
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Aufmerksamkeit verdient schließlich eine Aussage Shdanows, die in 
„Die Grundprinzipien und Merkmale der Presse neuen Typs“ auf S. 39 
mit der Bemerkung zitiert wird, dass sie in vollem Umfang auch für die 
Presse neuen Typs gelte: „Ohne Kritik kann jede Organisation, auch 
die literarische, mit Fäulniskeimen infiziert werden... Dort, wo es keine 
Kritik gibt, bürgern sich Muffigkeit und Stagnation ein, dort gibt es 
keine Vorwärtsbewegung.“304  
Auch diese unverdächtige, sachlich gerechtfertigt erscheinende allge-
meine Bemerkung ist völlig aus ihrem konkreten historischen Kontext 
gelöst, so dass ihr ihre wirkliche Bedeutung nicht anzusehen ist. Sie 
entstammt einer Rede Shdanows aus dem Jahre 1946 zu einem Be-
schluss des ZK der KPdSU gegen die Literaturzeitschriften „Swesda“ 
und „Leningrad“, einer der schlimmsten Maßregelungen der schöpferi-
schen sowjetischen Intelligenz. Shdanows Rede ist wie der Beschluss 
eine geifernde, unflätige politische und moralische Verunglimpfung 
des Schriftstellers Michail Sostschenko und der Dichterin Anna Ach-
matowa. Und sie bedeutet in diesem Kontext eine geharnischte Kritik 
daran, dass diese Zeitschriften die ihnen zugedachte Funktion, das lite-
rarische Schaffen zu zensieren, seine Entwicklung ideologisch zu reg-
lementieren, nicht engstirnig genug ausübten.305 
Hier handelte es sich auch um eine Kritik, die Anwendung – zunächst 
– ideeller Gewalt bedeutet. Sie wendete sich nicht direkt gegen alterna-
tive, oppositionelle Positionen in theoretischen oder politischen Grund-
fragen, sondern gegen Wissenschaftler, Künstler, Funktionäre, Fach-
leute auf den verschiedensten Gebieten, die sich um der Bedürfnisse 
der Menschen und der Entwicklung der Gesellschaft willen nach bes-
tem Wissen und Gewissen mit den Widersprüchen des Lebens ausei-
nandersetzten und die dabei mit den „bolschewistischen“ Vorstellun-
gen, Normen, Dogmen kollidierten, die nach Meinung der Parteifüh-
rung das Leben bestimmen sollten; gegen Menschen, die mit ihren kri-
tischen Äußerungen zum unerwünschten öffentlichen Nachdenken über 
theoretische, politische, ästhetische oder ethische Grundfragen heraus-

                                                           
304 Shdanow, A. A.:Über Kunst und Wissenschaft. Berlin 1951, S. 36. 
305 Eine anschauliche Schilderung des unter Stalin und Shdanow und noch nach ihnen 

in der Sowjetunion üblichen Umgangs der Parteiführung und von Kultturfunktionä-
ren mit Schriftstellern, insbesondere mit Michail Sostschenko, findet sich in Daniil 
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forderten oder taktische Intentionen der Führung durchkreuzten. Zum 
Adressaten solcher mit dem Pranger vergleichbarer Kritik, die den Be-
troffenen ihre Arbeitsmöglichkeiten und damit die Voraussetzungen 
ihrer Existenz nehmen konnte und sehr oft sollte, konnte jedermann 
werden, der, fern von jedem Gedanken an politische oder ideologische 
Opposition, seinen Auftrag ernst nahm und dabei zu tief und rück-
sichtslos in die gesellschaftlichen Widersprüche eindrang. Und die 
Grenze dafür wurde auf oft nicht vorhersehbare und nicht nachvoll-
ziehbare Weise allein nach dem willkürlichen Ermessen eines kleinen 
Führungszirkels gesetzt. 
Eine nähere Betrachtung der Quellen, aus denen das der Partei und der 
Presse neuen Typs eigene Prinzip der Kritik und Selbstkritik vermeint-
lich geschöpft war, lässt also die tatsächlichen Bestandteile dieses 
Prinzips in der damaligen Situation erkennen: 
1. vernichtende Kritik gegen jedes alternative Denken in Grundfra-

gen, gegen jegliche theoretische oder politische Opposition, sie im 
Keim erstickend oder wenigstens aus der öffentlichen Diskussion 
ausschaltend und ihre Träger mit Repressalien bis zur physischen 
Liquidierung bedrohend; 

2. Kritik bis zur Anwendung psychischer, wenn nötig auch physischer 
Gewalt zur Unterdrückung jeder Form kritischer Auseinanderset-
zung mit der gesellschaftlichen Wirklichkeit, die die Grenzen des 
von der Parteiführung für politisch vertretbar Gehaltenen über-
schreitet und/oder die von ihr verkündeten ideologischen – politi-
schen, theoretischen, ästhetischen, moralischen etc. – Grundsätze 
und Normen, wenn auch ungewollt, in Frage stellt; 

3. „Massenkritik“, die als Stimulus einer gesellschaftlichen Entwick-
lung wirken soll, die ein kleiner Führungszirkel kontrollieren kann; 
Kritik „von unten“, die sich gegen nichts wenden und nichts be-
wirken kann, was der Führung nicht passt und die am besten von 
dieser selbst initiiert ist. 

Die Berechtigung, dies als den eigentlichen Gehalt des Prinzips der 
Kritik und Selbstkritik zu bezeichnen, gibt uns nicht zuletzt die Tatsa-
che, dass es genau diese Grundsätze waren, von denen sich in einer 
anderen historischen Situation auch die Führung der SED leiten ließ, 
wenngleich sie im Vergleich zur KPdSU Gewalt in moderaterer Form 
anwandte. Kennzeichnend dafür ist in dem von uns behandelten Zeit-
raum die Art ihrer Auseinandersetzung mit der tiefen gesellschaftlichen 
Krise um den 17. Juni 1953 - von der Maßregelung der - zum guten 



151 
 

Teil konstruierten - Parteiopposition in Gestalt der Zaisser-Herrnstadt-
„Fraktion“ bis zum Einsatz der Strafjustiz; die Unterdrückung jedes 
Bemühens in der Partei und gar in der Öffentlichkeit um wirklich 
ernsthafte Selbstkritik als „Kapitulantentum“, das dem Klassenfeind 
Vorschub leistet; schließlich der restriktive Umgang mit Kritik „von 
unten“, die Schönfärberei in Presse und Funk, von der Parteiführung 
selbst gezwungenermaßen kritisiert – und mehr als gerechtfertigt den 
Journalisten angelastet – und dennoch als Grundzug der Informations-
politik ständig beibehalten, wenn nicht verschärft.306 
Angesichts dieser die Praxis der Partei und Presse neuen Typs bestim-
menden Grundsätze erweisen sich von Stalin und anderen Politikern 
sowie von damaligen sowjetischen Philosophen gelieferte theoretische 
Begründungen – Kritik und Selbstkritik als aus den nichtantagonisti-
schen Widersprüchen der sozialistischen Gesellschaft erwachsende 
neue Form für deren auf kameradschaftlicher Hilfe, freundschaftlicher 
Erziehung beruhende Lösung – wie auch die allgemeinen, als Hand-
lungsanweisungen aufgefassten Stalinschen oder Shdanowschen Sen-
tenzen als Demagogie, für die eisern disziplinierten Genossen und die 
wohlmeinenden Sympathisanten bestimmt. Als Demagogie, wie sie 
konzentriert in Stalins entlarvendem Bekenntnis zur Demokratie auf 
dem XV. Parteitag der KPdSU zum Ausdruck kommt: 

„Man schwätzt über die Demokratie. Aber was ist die Demokratie 
in der Partei? Eine Demokratie für wen? Versteht man unter De-
mokratie die Freiheit für ein paar von der Revolution losgelöste In-
tellektuelle, ohne Ende zu schwätzen, ein eigenes Presseorgan zu 
besitzen usw., so brauchen wir eine solche 'Demokratie' nicht, denn 
sie ist eine Demokratie für eine verschwindende Minderheit, die den 
Willen der großen Mehrheit durchbricht. Versteht man dagegen un-
ter Demokratie die Freiheit für die Parteimassen, über die Fragen 
unseres Aufbaus zu entscheiden, den Aufschwung der Aktivität der 
Parteimassen, ihre Heranziehung zur Führung der Partei, die Ent-
wicklung ihres Gefühls, Herr in der Partei zu sein, so haben wir ei-
ne solche Demokratie...“307  

                                                           
306 Siehe dazu: Prieß, Lutz; Eckert, Detlef: Zu Verhaltensmustern der SED-

Parteiführung in Krisensituationen der DDR – politischer Machtanspruch kontra 
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Modrow, Herbert Wolf. Band I. Bonn, Berlin 1993, S. 99 - 128. 
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Kritik und Selbstkritik sind, das geht aus dieser Praxis eindeutig her-
vor, nichts anderes als Waffe in den Händen derer, die im Namen der 
Arbeiterklasse die Macht ausüben, rücksichtslos eingesetztes Mittel des 
Machtkampfs nach außen und im Innern. Sie büßten die ihrer Handha-
bung durch die Arbeiterklasse – ob zu Recht oder zu Unrecht – zuge-
schriebene Eigenschaft, historisch überlegen, konsequent und weitsich-
tig auf die friedliche und humane Lösung gesellschaftlicher Wider-
sprüche gerichtet zu werden, in dem Maße ein, wie die Unterordnung 
unter kurzsichtiges Machtkalkül der übergeordnete Grundsatz ihrer 
Anwendung wurde. 
Die Demagogie die dem von der Partei neuen Typs verkündeten Prin-
zip der Kritik und Selbstkritik innewohnt, fußt auch auf der Einord-
nung dieses Prinzips in die Stalinsche, die historische Wahrheit verfäl-
schende Lesart der Parteigeschichte. Am Anfang steht selbstverständ-
lich, dass Marx und Engels es begründet haben. Marx wird dabei auf 
höchst seltsame Weise in Anspruch genommen. In seinem Werk „Der 
18. Brumaire des Louis Bonaparte“, so heißt es, spreche er „von der 
Selbstkritik als der Methode zur Festigung der proletarischen Revolu-
tion und stellte der proletarischen Revolution die bürgerliche gegen-
über, die keine Selbstkritik kennt.“308 Die Ableitung dieser Aussage aus 
dem Marx-Text stellt eine Kuriosität dar, die ich eigentlich dem naiven 
Eifer der ersten Schritte marxistischer Journalistikwissenschaft ge-
schuldet glaubte. Zu meiner Überraschung musste ich feststellen, dass 
hier nur nachvollzogen wird, was Stalin an wenigstens zwei Stellen 
behauptet, ohne jedoch die Stelle bei Marx zu zitieren, auf die er sich 
bezieht.309 Es handelt sich um die berühmte Passage über bürgerliche 
und proletarische Revolutionen: 

„Bürgerliche Revolutionen, wie die des achtzehnten Jahrhunderts, 
stürmen rascher von Erfolg zu Erfolg, ihre dramatischen Effekte 
überbieten sich, Menschen und Dinge scheinen in Feuerbrillanten 
gefasst, die Ekstase ist der Geist jedes Tages; aber sie sind kurzle-
big, bald haben sie ihren Höhepunkt erreicht, und ein langer Kat-
zenjammer erfasst die Gesellschaft, ehe sie die Resultate ihrer 

                                                                                                                               
scher Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees, 3. Dezember. III. Die Partei und 
die Opposition. In: J. W. Stalin Werke, Bd. 10, S. 284. 

308 Lehrbrief 5. Kritik und Selbstkritik in der Pressearbeit. (Autor: Eugen Podrabsky) 
Leipzig 1954, S. 7. 

309 Vgl. J. W. Stalin: Werke. Band 10, S. 286, und Band 11, S. 113. 



153 
 

Drang- und Sturmperiode nüchtern sich aneignen lernt. Proletari-
sche Revolutionen dagegen, wie die des neunzehnten Jahrhunderts, 
kritisieren beständig sich selbst, unterbrechen sich fortwährend in 
ihrem eigenen Lauf, kommen auf das scheinbar Vollbrachte zurück, 
um es wieder von neuem anzufangen, verhöhnen grausam-gründlich 
die Halbheiten, Schwächen und Erbärmlichkeiten ihrer ersten Ver-
suche...“310  

Marx fasst hier den unterschiedlichen Charakter der Revolutionen in 
ein faszinierendes Bild, in dem der Ausdruck „kritisieren sich selbst“ 
ein Merkmal des objektiven Verlaufs der ersten proletarischen Revolu-
tionen kennzeichnet, während Stalin und in seinem Gefolge die Auto-
ren Leipziger Lehrbriefe das als Metapher Gemeinte wörtlich nehmen 
und zur von der revolutionären Partei methodisch bewusst geübten 
Selbstkritik ummünzen. 
Wird Marx auf diese merkwürdige Art geehrt, wird die weitere Ge-
schichte vor Lenin und Stalin in Bausch und Bogen entsorgt: Die klas-
senbewussten Führer der alten deutschen Sozialdemokratie haben nicht 
verstanden, Kritik und Selbstkritik als Waffe im Kampf gegen den Op-
portunismus zu benutzen; die deutschen Linken haben zwar mit Kritik 
und Selbstkritik nicht gespart, sie aber nicht mit aller Konsequenz zur 
Entwicklung von Partei und Presse angewandt. Dass in der deutschen 
Sozialdemokratie von Bebel und Liebknecht bis zu Luxemburg und 
Mehring sich eine Kultur des Streites, der Kritik und Selbstkritik ent-
wickelt hatte, die in der internationalen Arbeiterbewegung ihresglei-
chen suchte, in der freilich die schärfste Polemik die menschliche 
Würde des Gegners respektierte, ist unerheblich gegenüber dem Man-
gel an Rigorosität im Vergleich zu der alternative Richtungen prinzipi-
ell ausgrenzenden Kritik, die Lenin pflegte, und erst recht gegenüber 
der vernichtenden Kritik Stalins. Allein damit haben beide die Hand-
habung von Kritik und Selbstkritik von der vorangegangenen Praxis 
der Arbeiterbewegung abgegrenzt. 
Das Urteil schließlich, die Opportunisten – d. h. also diejenigen, die 
der Lehre von der Partei neuen Typs als Opportunisten gelten – hätten 
dem Prinzip von Kritik und Selbstkritik stets absolut feindlich gegen-
übergestanden, ist nicht nur zumindest in dieser pauschalen Form un-
haltbar. Vor allem verschleiert es den Sachverhalt, dass opportunisti-
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sches, um jeden Preis auf den Erwerb oder die Erhaltung politischer 
Machtpositionen orientiertes Verhalten zu Kritik und Selbstkritik sehr 
eng dem der Partei neuen Typs verwandt ist, in der das Machtkalkül 
das alles dominierende, jedes emanzipatorische Ziel verdrängende Mo-
tiv für die Ausübung oder Duldung von Kritik ist. 
Die Leipziger Journalistikwissenschaftler jener Jahre befanden sich der 
das stalinistische Prinzip der Kritik und Selbstkritik prägenden Dema-
gogie gegenüber in einer ambivalenten Lage. Teils sind sie ihr aufge-
sessen in der Hoffnung auf die neuen Möglichkeiten friedlicher Bezie-
hungen zwischen den Klassen, demokratischer Mitwirkung für die ein-
fachen Menschen, humanistischer Persönlichkeitsbildung in der sozia-
listischen Gesellschaft und im Vertrauen darauf, dass die Partei neuen 
Typs mit ihrer Presse die Kraft sei, die diese Möglichkeiten zur Wirk-
lichkeit werden läßt. Teils haben sie sie mitbetrieben – ob willentlich 
oder nicht. Diese Zwiespältigkeit kennzeichnet eine ganze Reihe von 
Aussagen aus den damaligen Lehrmaterialien. Nur einige seien ge-
nannt. 
Da ist die aus den Lehren des 17. Juni 1953 abgeleitete Forderung, 
dass, da Kritik von unten ohne breiteste Demokratie unmöglich ist, die 
sozialistische Presse für die Einhaltung und Entfaltung der Demokratie 
in Partei und Gesellschaft kämpfen und eine sachliche und freie Dis-
kussion über alle Fragen fördern müsse. Diese mehr als berechtigte 
Forderung wurde, wie kaum anders vorstellbar, unter Berufung auf die 
Beschlüsse des 15. und 16, Plenums des ZK der SED in Jahre 1953 
erhoben, auf Beschlüsse, die von Stärkung der Demokratie und Kritik 
redeten, ohne die undemokratische Struktur und Funktionsweise in der 
Partei und der Partei gegenüber den Medien im mindesten anzutasten, 
und die direkt das Ziel hatten, eine offene und sachliche, wirklich 
selbstkritische Diskussion um Lehren des 17. Juni zu verhindern. 
Zur vom Journalisten zu treffenden Unterscheidung zwischen den zwei 
Arten der Kritik – der „fremden, zerstörerischen, antibolschewisti-
schen“ und „unserer, der bolschewistischen“ wurde auf strenge Partei-
lichkeit als Kriterium verwiesen: „Sie ist der Katalysator, der das Ech-
te vom Unechten, das Saubere vom Schmutzigen, das Helfende vom 
Zerstörenden aussondert.“311 Das suggeriert die Auffassung, der Jour-
nalist solle sich stets von einer selbständigen gründlichen, vom Stand-
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punkt des Klasseninteresses der Arbeiterklasse ausgehenden Analyse 
gesellschaftlicher Widersprüche leiten lassen, was die Parteiführung in 
Worten auch von ihm forderte. In der Tat wurde das, und das wussten 
auch die Journalistikwissenschaftler aus eigener Erfahrung nur allzu 
gut, nur bei bedingungslosem Befolgen der gerade aktuellen Parteilinie 
geduldet, ob diese durchschaubar und begriffen, aus eigener Erfahrung 
nachzuvollziehen war oder nicht. Ganz davon abgesehen, ob durch Be-
rufung auf ein beliebiges Interesse die sachliche Berechtigung und die 
Aufrichtigkeit einer Kritik tatsächlich festzustellen wären. Wenn von 
der Parteilichkeit gesagt wurde: „Echte Parteilichkeit hat nichts zu tun 
mit kleinlichem Kritteln, aufdringlicher Didaktik und Moralisieren o-
der mit Rückversichern, dem Bestreben, scharfe Kanten zu glätten und 
den Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen“312, dann spricht daraus 
der dringende Wunsch, derartige in der Praxis häufige Erscheinungen 
zu überwinden (und es klingt ein wenig wie Pfeifen im Walde). Zu-
gleich aber wird darüber hinweggesehen, dass gerade die in der Partei 
übliche Praxis des Umgangs mit der Kritik und besonders regelmäßige 
Sanktionen gegen kritische Journalisten und Organe Rückversicherung 
und Schönfärberei immer und immer wieder hervorriefen; dass sie 
durchaus nicht, wie es der Parteiführung ab und an beliebte, nur als 
Ausdruck unter den Journalisten verbreiteter moralischer Unzuläng-
lichkeit zu erklären waren. 
Auch die Berufung auf Lenins Äußerung, dass der Ernst einer Partei an 
ihrem offen kritischen Verhalten zu sich selbst zu messen sei und dass 
eine solche Praxis Erziehung und Schulung der Klasse wie der Massen 
bedeute, weist, so ehrlich sie immer gemeint war, demagogische Ele-
mente auf. Sie finden sich in der aus dieser Äußerung gezogenen Fol-
gerung, „dass Kritik und Selbstkritik der Erziehung der Werktätigen 
dienen müssen.“313 Hier liegt eine Bedeutungsverschiebung vor, die 
nicht ganz ohne Belang ist. Stellt für Lenin die Selbstkritik der Partei 
einfach dadurch, dass sie übliche Praxis ist, Erziehung der Klasse und 
der Massen dar, wird nun an die einzelne zu veröffentlichende Kritik 
oder Selbstkritik die Forderung gerichtet, dass sie der Erziehung dienen 
müsse. Das heißt faktisch, dass die – selbstverständlich von niemand 
anderem als der Partei und in ihrem Auftrag vom Journalisten festzu-
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stellende – pädagogische Eignung das übergeordnete Kriterium für die 
Veröffentlichung von Kritik ist. 
Dies steht letztlich auch im Hintergrund der Forderung: „Oppositionel-
le bürgerliche Pressestimmen abzudrucken, verpflichtet die Redaktio-
nen jedoch, genau zu überprüfen, ob die Veröffentlichung der demo-
kratischen Bewegung für die Erhaltung des Friedens nützt.“314 Wenn-
gleich natürlich taktische Rücksichten im Umgang mit dem gegneri-
schen Lager im Kalten Krieg ihre Berechtigung haben, kann die Zu-
rückhaltung bei der Veröffentlichung in der bürgerlichen Öffentlichkeit 
längst bekannter Informationen nur einem Kalkül geschuldet sein: wie-
viel Widersprüchlichkeit und Differenzierung in der Darstellung des 
Kapitalismus, der bürgerlichen Gesellschaft man dem Leser in der 
DDR im Interesse der möglichst ungestörten Entwicklung seines Klas-
senbewusstseins zumuten zu können glaubte. 
Es ist aus heutiger Sicht schwer, sicher zu einzuschätzen, welche Seite 
der Ambivalenz jeweils welchen Anteil hatte und welchen Grad an 
Bewusstheit das demagogische Element aufwies. Auch ist nicht mehr 
zu ermitteln, in welchem Maße die Artikel und Reden Stalins, die über 
seinen Umgang mit der Kritik und Selbstkritik Ende der 20er Jahre 
Aufschluss geben, über zwei in den Lehrmaterialien zitierte hinaus be-
kannt und verarbeitet waren. Zugänglich waren sie Mitte der 50er Jahre 
jedenfalls in der Stalin-Werkausgabe. Eines ist aber in jedem Falle zu 
berücksichtigen: dass die Wertung des Kampfes gegen die innerpartei-
liche Opposition in der KPdSU von seiner einzig zugänglichen und 
zudem über Studium und Parteischulung zu jedermann gelangten Dar-
stellung im Kurzen Lehrgang der Geschichte der KPdSU (B) geprägt 
war, die längere Zeit die Herrschaft über die meisten Köpfe und über 
den Zeitgeist im sozialistischen Lager ausübte. In ihr wurde als Ergeb-
nis der Schauprozesse der dreißiger Jahre der „bucharinschen-
trotzkistischen Bande“, diesem „Abschaum der Menschheit“, diesen 
„nichtswürdigen Lakaien der Faschisten“ unterstellt, dass sie bereits 
seit der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution in einer Verschwö-
rung gegen Lenin, gegen die Partei, gegen den Sowjetstaat gestanden 
und bei den verschiedensten Gelegenheiten den Sturz und die Ermor-
dung der bolschewistischen Führer geplant hätten. So dass es gar keine 
andere Konsequenz geben konnte, als diese „Scheusale“ zum Tode zu 
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verurteilen und hinzurichten. „Das Sowjetvolk billigte die Vernichtung 
der bucharinschen-trotzkistischen Bande und ging zur Tagesordnung 
über.“315 Damit war natürlich jede, auch die ausfallendste und entwür-
digendste Kritik, die Stalin und seine Gefolgsleute für angebracht hiel-
ten, mehr als gerechtfertigt. Die Enthüllung des wahren Charakters der 
stalinistischen Mord- und Terrorpraxis auf dem XX. Parteitag der 
KPdSU lag noch in der Zukunft, und auch sie sollte die Bürger der 
DDR aus dem Munde der SED nicht erreichen. 

* * * 
Nach dieser kurzen Skizze der „Lehre von der Presse neuen Typs“ 
müssen wir nun auf die Erwartungen zurückkommen, die damals in 
Leipzig mit ihr verbunden wurden: dass nämlich mit ihr „das Kern-
stück der marxistisch-leninistischen Pressetheorie geschaffen, ... die 
Journalistik als Wissenschaft begründet“ worden sei.316 Was lässt sich 
dazu an dieser Stelle sagen? 
Was die marxistisch-leninistische Pressetheorie anbelangt, so ist in der 
Tat, in Leipzig wie anderswo in den sozialistischen Ländern, ihr Kern-
stück damals wie später die Lehre von der Presse neuen Typs gewesen 
– anfänglich die „Lenin-Stalinsche“, nach dem XX. Parteitag der 
KPdSU die „Leninsche“, ohne dass damit nennenswerte inhaltliche 
Veränderungen, gar grundsätzliche, kritisch und selbstkritische Diskus-
sionen verbunden gewesen wären. Sie hat die Struktur der Pressetheo-
rie bestimmt, die Fragestellungen, unter denen gearbeitet wurde. 
Bedeutet das aber, dass damit zugleich die Journalistik als Wissen-
schaft begründet worden wäre, wie Dietrich Schmidt und viele andere 
damals und später – auch der Autor dieses Textes unter ihnen – mein-
ten? Dem Begriff „Theorie“ kann die Lehre von der Presse neuen Typs 
wohl in dem Sinne zugeordnet werden, dass es sich bei ihr um eine re-
lativ in sich geschlossene Begründung für eine bestimmte politische 
Praxis handelt. Aber leistet sie etwas im Sinne der systematischen Er-
klärung des Wirklichkeitsbereichs, mit dem sie es zu tun hat, im Sinne 
der Erkundung und Formulierung von ihm innewohnenden Gesetzmä-
ßigkeiten, wie es von einem Produkt wissenschaftlicher Arbeit wenigs-
tens als Versuch erwartet werden darf? Davon kann aus mehreren 
Gründen keine Rede sein. 
                                                           
315 Geschichte der KPdSU (B). Kurzer Lehrgang. Berlin 1949, S. 431 f. 
316 Schmidt, Dietrich: Über die Journalistik als Wissenschaft, S. 4. 
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Sie verwendet – vor allem bei Lenin vorgefundene – Theorieelemente, 
so seine These vom Hineintragen des sozialistischen Bewusstseins in 
die Massen oder von der Affinität der Spontaneität zur bürgerlichen 
Ideologie, behandelt sie aber nicht als solche. Sie werden aus dem Zu-
sammenhang der Bedingungen gerissen, auf die sie sich ursprünglich 
bezogen, und durch bloße Behauptung als für andere, spätere Bedin-
gungen gültig erklärt. Sie verwandeln sich dadurch aus Erklärungs- und 
Lösungsversuchen für Probleme einer bestimmten Situation, die, unter 
kritischer Berücksichtigung dessen, was ihre Realisierung erbracht hat, 
auf eine veränderte Situation schöpferisch angewandt werden könnten, 
in Leitsätze eines Katechismus, in bloße Berufung auf die Autorität des 
heiliggesprochenen Lenin. 
Die Merkmale und Prinzipien der Presse neuen Typs, die als objektiv 
gesetzmäßig deklariert, als wissenschaftlich begründet ausgegeben 
wurden, sind in der Tat nichts anderes als politische Normen für Ge-
staltung und Einsatz der Presse, die Führern oder Leitungsorganen der 
Partei für ihre Presse in bestimmten Situationen des Klassenkampfes 
oder der innerparteilichen Auseinandersetzung als notwendig erschie-
nen, um die Funktions- und Kampffähigkeit einer Partei neuen Typs zu 
gewährleisten, die sich für die Erringung und Ausübung der Macht in 
der Gesellschaft und in der Partei selbst als zweckmäßig erwiesen und 
die deshalb ebenfalls kanonisiert wurden.  
Nicht einfach als nichtwissenschaftlich, sondern geradezu als antiwis-
senschaftlich ist das der Lehre von der Presse neuen Typs innewoh-
nende Moment der Demagogie zu werten, wie wir es am Beispiel des 
Prinzips der Kritik und Selbstkritik aufgewiesen hatten. 
Nicht besser steht es um das Verhalten zur Geschichte als wichtiger 
Quelle wissenschaftlicher Theoriebildung. Schmidt hatte in gutem 
Glauben behauptet, die Lehre von der Presse neuen Typs sei die Frucht 
einer kontinuierlichen, wenn auch natürlich nicht widerspruchsfreien 
Entwicklung des Umgangs mit der Presse in der marxistischen Arbei-
terbewegung, und Stalin hätte wie Lenin sorgsam alle ihre Erfahrungen 
verarbeitet und zusammengefasst. Die nähere Betrachtung erwies, dass 
das Gegenteil richtig ist. Die Lehre von der Presse neuen Typs ist nicht 
die kritische und schöpferische Fortführung der Traditionen der mar-
xistischen Arbeiterbewegung, sondern der rigorose Bruch mit ihnen, 
die pauschal als nicht mehr brauchbar diskreditiert werden. Nicht nur 
willkürliche Auswahl und Wertung historischen Materials ist ihr vor-
zuwerfen, sondern, schlimmer noch, direkte Verfälschung geschichtli-
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cher Tatsachen, ob es sich dabei um Geschehnisse oder um Aussagen 
und Verhaltensweisen von Personen handelt. All das, um historische 
Legitimation zu konstruieren und insbesondere Lenin zur Figur des 
allwissenden und unfehlbaren Übervaters der Partei zu stilisieren. 
Wenn ein solches aus politisch-pragmatischen Gründen fabriziertes 
Konstrukt – und sei es auch aus gutem Glauben – zum Ausgangspunkt, 
ja, zum Dreh- und Angelpunkt der theoretischen Arbeit gemacht wird, 
kann das schon aus rein wissenschaftlichen Gründen nicht ohne 
schwerwiegende Folgen für diese bleiben. Das war aber nicht einmal 
das eigentliche Problem. Das bestand vielmehr darin, dass gerade die 
Partei als führende gesellschaftliche Kraft die wissenschaftliche Be-
gründetheit, den gesetzmäßigen Charakter der Lehre von der Presse 
neuen Typs behauptete, und mehr noch, dass dies ein Teil der Legiti-
mierung ihres Führungs- und Machtanspruchs und deshalb sakrosankt 
war: jeder, der die Verbindlichkeit oder den Theoriestatus der Lehre 
anzweifelte, konnte nur als ideologischer und politischer Feind behan-
delt werden. Und selbst wer nur über ihre Vervollständigung oder Prä-
zisierung nachdachte, riskierte, sich gegen den Verdacht rechtfertigen 
zu müssen, leichtfertig mit der theoretischen Grundlage der schärfsten 
Waffe der Partei umzugehen. 
Nicht sehr problematisch war das vermutlich für die erste der von uns 
festgestellten Tendenzen der theoretischen Arbeit in der Journalistik, 
die den Gegenstand der Wissenschaft auf die Presse als politische Insti-
tution, als Waffe der Partei beschränkte; die gesellschaftliche Zusam-
menhänge und Bedürfnisse ausschließlich als Bedingungen für die 
Verwirklichung der führenden Rolle der Partei mit Hilfe der Presse 
betrachtete und die lediglich darauf zielte, die Lehre von der Presse 
neuen Typs für deutsche Verhältnisse zu konkretisieren, die histori-
schen und gegenwärtigen Erfahrungen der nach ihren Grundsätzen ge-
stalteten Presse zu verallgemeinern und daraus Konsequenzen für die 
journalistische Methodik abzuleiten. 
Anders bei der zweiten Tendenz. Ebenfalls die Lehre von der Presse 
neuen Typs als Kernstück der Journalistik betrachtend, zielte sie da-
rauf, die Eigengesetzlichkeit der Journalistik, ihren spezifischen Bei-
trag zum geistigen Leben der Gesellschaft aufzudecken, wozu die Ge-
samtheit der materiellen und geistigen Bedingungen und Bedürfnisse 
der Gesellschaft zu erkunden war, denen Presse und Journalistik ihre 
Existenz verdanken. Aus diesem Herangehen ergab sich die Konse-
quenz für die führende Rolle der Partei mit Hilfe der Presse, diesen 
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Bedingungen und Bedürfnissen im Interesse der Entwicklung von Indi-
viduen und Gesellschaft gerecht zu werden und sie nicht nur als Mittel 
zum politischen Zweck zu behandeln. Würde eine solche Auffassung 
von theoretischer Arbeit, aus der wissenschaftlich begründete Forde-
rungen nicht nur an die Arbeit der Journalisten, sondern auch an den 
Umgang der Partei mit der Presse erwachsen mochten, realisiert wer-
den können, ohne Argwohn zu erregen hinsichtlich der bedingungslo-
sen Unterordnung des Journalismus und der Journalistikwissenschaft 
unter die Politik der Partei? Würde der lebenswichtige Anspruch der 
Gesellschaft auf umfassende geistige Auseinandersetzung mit dem ak-
tuellen Zeitgeschehen begründet werden können, ohne zu der mit der 
Härte des Klassenkampfes begründeten restriktiven Informationspolitik 
der Parteiführung in Konflikt zu geraten? 
Noch waren diese Fragen offen. Die Analyse der späteren theoreti-
schen Arbeit wird sie vielleicht beantworten können. Einen kleinen 
Eindruck von den Widersprüchen, in die sich eine Theorie des Journa-
lismus, die auf dem Boden der Lehre von der Presse neuen Typs und 
damit des von Stalin geprägten Leninismus stehen wollte, verwickeln 
musste, vermittelt die auf der Stalinkonferenz begonnene Auseinander-
setzung um die Bedeutung, die der öffentlichen Meinung für die Arbeit 
des Presse und in der Theorie beigemessen werden sollte. 
Hermann Budzislawski hatte bei der Eröffnung der Konferenz geäu-
ßert, Gegenstand der Publizistik sei „die Presse im weitesten Sinne, 
also alles, was auf dem Wege technischer Vervielfältigung zur Bildung 
der öffentlichen Meinung beiträgt“, worin er auch den Funk einge-
schlossen sah.317  
Damit setzte sich Dietrich Schmidt in seinem Diskussionsbeitrag zum 
Begriff der öffentlichen Meinung auseinander, dem ersten Versuch 
zusammenhängender Auseinandersetzung mit diesem Begriff, der klä-
ren helfen sollte, ob er in der marxistischen Zeitungswissenschaft eine 
derart zentrale Stellung einnehmen könne wie in der bürgerlichen, wo 
man mit Psychologisieren und mit abstrakt-ideologischem Herangehen 
Klassenbedingtheit und gesellschaftliche Wurzeln der Presse verschlei-
ern wolle.318  
Um diese Frage beantworten zu können, benannte Schmidt das, was 

                                                           
317 Die Lehren aus Stalins Werk, S. 9. 
318 Vgl. ebenda, S. 156 ff. 
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sich ihm als marxistische Grundpositionen zur öffentlichen Meinung 
darstellte: Erstens war das der allgemeine methodologische Grundsatz, 
dass, wie alle anderen gesellschaftlichen Erscheinungen, auch die öf-
fentliche Meinung in konkreten gesellschaftlichen Verhältnissen, in 
ihrer Entwicklung und zurückgeführt auf gesellschaftliche Grundgeset-
ze zu untersuchen sei. Öffentliche Meinung, da von Interessen be-
stimmt, sei in der antagonistischen Klassengesellschaft stets Klassen-
meinung – im Grunde entweder des Proletariats oder der Bourgeoisie. 
Nur zu Ereignissen, die die Interessen mehrerer Klassen, Schichten 
oder Völker berühren, könne eine öffentliche Meinung entstehen, in 
der sich die Ansichten und Urteile der Menschen verschiedener Ideolo-
gien und Weltanschauungen treffen. Für die sozialistische Gesell-
schaftsordnung wurde unterstellt, in ihr herrsche „in allen grundlegen-
den Fragen eine Übereinstimmung im Denken der Menschen, die auf 
dem gemeinsamen sozialistischen Bewusstsein beruht und sich in dem 
Maße festigt, wie die moralisch-politische Einheit der Gesellschaft 
wächst.“ Diese Übereinstimmung beruht dem von Stalin geprägten 
Marxismus-Leninismus zufolge auf der Homogenität der Interessen der 
Menschen. Es wird lediglich eingeräumt, dass das Interesse von Men-
schen verschiedener Berufe, Alters, Geschlechts etc. nicht an allen 
Fragen des öffentlichen Lebens gleich groß sei.319  
Und das war zweitens die Forderung, die Grenzen der öffentlichen 
Meinung exakt zu bestimmen: sie beziehe sich – dies bei Kalinin320 
entlehnt – stets auf bestimmte, und zwar vorwiegend gesellschaftliche 
und staatliche Fragen. Das unterscheide sie von der grundlegenden 
Weltanschauung. Die öffentliche Meinung habe immer einen konkreten 
Inhalt, der von zwei Seiten her bestimmt sei: einerseits von Klassen-
bewusstsein und Weltanschauung, aus denen Denken und Urteile der 
Menschen zu bestimmten gesellschaftlich-politischen Ereignissen und 
Vorgängen entstehen, und andererseits vom Charakter eben der öffent-
lichen Angelegenheiten, von dem jeweiligen Gegenstand, auf den sich 
die Aufmerksamkeit der Menschen richtet.321  
Drittens würden Ansichten von Menschen nur zu öffentlicher Meinung, 
wenn sie in organisierter Form auftreten. Sie könnten zwar spontan 

                                                           
319 Vgl. ebenda, S. 160 f.; auch Geschichte der deutschen Presse. Lehrbrief 1, S. 24. 
320 Lenin/Stalin: Über Arbeiter- und Bauernkorrespondenten. Berlin 1951, S. 65. 
321 Vgl. Die Lehren aus Stalins Werk, S. 159 f. 
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entstehen, müssten sich aber konsolidieren, um eine wirksame Rolle als 
einheitliche politische Macht zu spielen. Eine umfassende Meinungs-
beeinflussung und -bildung sei überhaupt nur mit Hilfe bestimmter Or-
ganisationsformen möglich, unter denen Presse und Rundfunk an erster 
Stelle stehen.322  
Schmidt gelangt zu der Auffassung, dass der Begriff der öffentlichen 
Meinung zwar wichtig sei, aber nicht zur Grundlage für die Zeitungs-
wissenschaft tauge. 
Das erste seiner Argumente dafür: Daraus, dass sie in jedem Falle ganz 
konkret aus gegebenen gesellschaftlichen Verhältnissen entstehe, dass 
sie vom Charakter des Gegenstandes abhänge, auf den sie sich bezieht, 
und von den Organisationsmitteln, durch die sie gebildet und vertreten 
wird, daraus folgt seiner Meinung nach, „dass der Inhalt, der Umfang, 
die Bewegung, das Auftauchen und Verschwinden von öffentlicher 
Meinung überhaupt nicht in allgemeingültigen festen Gesetzen fixier-
bar ist.“ Eine allgemeine „Theorie der öffentlichen Meinung“ sei des-
halb leere Spiegelfechterei.323 Abgesehen davon, dass seine Folgerung 
durchaus nicht schlüssig ist, äußert sich in ihr deutlich der Einfluss des 
von Lenin ererbten, im Stalinschen Dogmatismus verschärften und so 
auch für die Lehre von der Presse neuen Typs charakteristischen Hor-
rors vor jeglicher Spontaneität, ihre undialektische Entgegensetzung zu 
gesetzmäßigen, bewusst vollzogenen Prozessen. 
Ähnliches ist zu seinem Vorwurf an die bürgerliche Zeitungswissen-
schaft zu sagen, sie versuche mit einer Theorie der öffentlichen Mei-
nung über die Analyse massenpsychologischer Triebkräfte ein wirksa-
mes methodisches Arsenal für den bürgerlichen Journalismus zu be-
kommen.324 Die damals unter dem Banner des Marxismus-Leninismus 
betriebene Ablehnung von Soziologie und Sozialpsychologie als dem 
Marxismus-Leninismus fremd hinderte an der Einsicht, dass wirksames 
methodisches Arsenal nur gewonnen werden kann, wenn sozialpsycho-
logische Faktoren berücksichtigt werden, die in der Tat eine wesentli-
che Funktion in der Auseinandersetzung der Menschen mit der aktuel-
len gesellschaftlichen Wirklichkeit haben, und sie verstellte den Blick 
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323 Ebenda, S. 162. 
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für die Aufgabe, die Rolle dieser Faktoren in der entstehenden sozialis-
tischen Gesellschaft konkret zu erkunden. 
Schließlich kommt Schmidt dahin, Budzislawskis Feststellung, Presse 
sei „alles, was auf dem Wege technischer Vervielfältigung zur Bildung 
der öffentlichen Meinung beiträgt“, als „zumindest missverständlich“ 
zu kritisieren. Seine Begründung: 

„Diese Definition trifft nicht das Wesen der Presse. Die Hauptauf-
gabe der Presse neuen Typs ist es, das sozialistische Bewusstsein in 
die Massen zu tragen. Diese Aufgabe ist breiter und reicht tiefer als 
die Bildung der öffentlichen Meinung in dieser oder jener Frage. 
Die öffentlichen Meinungen sind abgeleitete Denkvorgänge, sie 
sind eine Äußerung der Ideologie und der Weltanschauung zu be-
stimmten Fragen. Formung des Bewusstseins und Meinungsbildung 
sind zwar untrennbar verbunden und durchdringen sich gegensei-
tig, es geht jedoch darum, die wesentlichen Seiten zu erfassen und 
die entscheidenden Faktoren zu erkennen. Diese würden wir gera-
dezu verdecken, wenn wir den Begriff der öffentlichen Meinung 
über das Maß seiner unzweifelhaft vorhandenen Bedeutung hinaus 
in den Vordergrund rücken wollten.“325  

Schmidt sah zwar durchaus, dass die Bildung der öffentlichen Meinung 
etwas mit der Besonderheit der Aneignung der gegenwärtigen gesell-
schaftlichen Wirklichkeit zu tun hat – sie werde vom Charakter der 
öffentlichen Angelegenheiten bestimmt, die ihr Gegenstand sind –, er 
hatte aber 1952 den Prozess des Nachdenkens noch vor sich, der ihn 
zwei Jahre später zu der weiter oben schon behandelten Erkenntnis 
führte, dass der „besondere Charakter, den die Widerspiegelung der 
objektiven Realität in der Journalistik annimmt, ... sich nicht nur aus 
der Art und Weise, sondern auch aus dem O b j e k t  der Widerspiege-
lung (ergibt)“326. Der eherne Leitsatz vom Hineintragen des sozialisti-
schen Bewusstseins stand noch der Einsicht im Wege, dass die vom 
Charakter der öffentlichen Angelegenheiten, von der Eigenart der aktu-
ellen Situation bestimmte Art und Weise der Auseinandersetzung mit 
ihnen, die sich alltäglich und massenhaft vollzieht, nicht nur Wirkung 
von Ideologie und Weltanschauung ist, sondern diese auch formt; dass 
sie für die Individuen ebenso wesentlich sein muss wie für die Presse.  
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Dieser Stand der Dinge ist offenbar als unbefriedigend empfunden 
worden, die Diskussion weitergegangen. Das geht aus dem Lehrbrief 1 
Deutsche Pressegeschichte aus dem Jahre 1955 hervor. Dort heißt es 
nun – natürlich weiter unter dem Dach der These vom Hineintragen des 
sozialistischen Bewusstseins als Hauptaufgabe der Presse neuen Typs, 
aber unter stillschweigendem Beiseitelassen der Feststellung, dass In-
halt, Bildung und Wirken öffentlicher Meinungen nicht in feste Geset-
ze fassbar sei: Öffentliche Meinungen  

„entstehen nicht spontan, müssen geformt werden, um eine aktive 
und bewegende Kraft zu werden. Hierbei spielt die Presse als Mittel 
der öffentlichen Meinungsbildung eine zentrale Rolle, denn ihr 
Hauptobjekt ist ja gerade die Behandlung der aktuellen Fragen im 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben der Gesell-
schaft. Im Unterschied etwa zu Kunst und Wissenschaft wirkt die 
Journalistik vorwiegend durch Bildung öffentlicher Meinungen zu 
aktuellen Fragen auf das ideologische Bewußtsein der Menschen 
ein. Das ist seit ihrem Entstehen eine ihrer entscheidenden Beson-
derheiten als politische Institution, wobei wir stets die klassenmä-
ßigen Gegensätze der öffentlichen Meinungsbildung zu beachten 
haben.“327  

Jetzt ist die Sache also als zum Wesen der Presse gehörig anerkannt, 
der Weg zur weiteren wissenschaftlichen Erkundung des Zusammen-
hangs von Presse und öffentlicher Meinung liegt offen. Die Betrach-
tung späterer Arbeit an der Theorie des Journalismus wird zeigen, wie 
es damit weitergegangen ist. 
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Anhang 

Die Anwendung einiger Thesen aus Stalins Arbeit 
"Ökonomische Probleme des Sozialismus in der 
UdSSR" auf Fragen der Pressegeschichte 
Institut für Publizistik und Zeitungswissenschaft, Leipzig 
 
Stalins neues Werk enthält eine Anzahl von Thesen, für deren Richtig-
keit das aus der Pressegeschichte vorliegende Material Beweise liefert 
und die andererseits für die Pressegeschichte selbst, für die Einschät-
zung einiger Fragen der Pressegeschichte bedeutsame Hinweise enthal-
ten. Dafür sollen im folgenden einige Beispiele gebracht werden. 

1. Der Zusammenhang des Auftretens der Presse mit der 
Entwicklung der kapitalistischen Warenproduktion 

Stalin stellt fest, dass man kapitalistische Produktion und Warenpro-
duktion nicht gleichsetzen darf. Stalin definiert die kapitalistische Wa-
renproduktion als die höchste Form der Warenproduktion, zu der sich 
die einfache Warenproduktion nur dann entwickelt, 
"wenn das Privateigentum an Produktionsmitteln besteht, wenn 
die Arbeitskraft als Ware auf den Markt tritt, die der Kapitalist 
kaufen und im Produktionsprozeß ausbeuten kann, wenn folglich 
im Lande das System der Ausbeutung der Lohnarbeiter durch die 
Kapitalisten besteht". (Stalin, "Ökonomische Probleme des Sozia-
lismus in der UdSSR", Dietz Verlag, Berlin 1952, S. 15) 
Stalins Feststellung ist für die Einschätzung der Entstehung der Presse 
von Bedeutung. Höchste Form der Warenproduktion bedeutet, dass mit 
der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise immer mehr 
Produkte Warencharakter annehmen, auch solche, die nicht unmittelbar 
materieller Natur sind. 
Die geschichtlichen Tatsachen zeigen, dass die Entstehung der Presse 
in den wichtigsten europäischen Ländern, vor allem in Westeuropa, mit 
dem Übergang zur höchsten Form der Warenproduktion zusammen-
fällt, nämlich zur kapitalistischen Warenproduktion. Damit verwandelt 
sich auch die bis dahin bereits vorhandene Nachrichtenübermittlung in 
eine Angelegenheit des kapitalistischen Warenaustauschs. Der Nach-



172 
 

richtenaustausch wird zu einer Sache des Geldverdienens. Das geht in 
den verschiedensten Formen vor sich. 
Obwohl vorher in der geschichtlichen Entwicklung mancherlei Voraus-
setzungen für das Entstehen der Presse vorhanden waren, wie z. B. bei 
den Chinesen, die bereits die Buchdruckerkunst kannten, lange bevor 
sie in Europa wieder erfunden wurde, oder auch bei den Arabern, die 
den Buchdruck von den Chinesen übernahmen, so kam es doch bei bei-
den Völkern nicht zur Ausbildung einer Presse, ganz einfach deswe-
gen, weil auf Grund der gesellschaftlichen Verhältnisse kein gesell-
schaftliches Bedürfnis vorlag. 
Mit dem Übergang zur höchsten Form der Warenproduktion, zur kapi-
talistischen Warenproduktion, wird jedoch die Entstehung der Presse 
zu einer gesellschaftlichen Notwendigkeit. Sie dient dem emporkom-
menden Bürgertum als der Klasse, die Trägerin der kapitalistischen 
Produktionsweise ist. 
Dieser Zusammenhang ist schon dadurch leicht zu erkennen, dass die 
ersten Punkte, die zu Zentren des Nachrichtenaustausches und des 
Nachrichtensammelns werden, an denen dementsprechend auch die 
ersten Zeitungen erscheinen, nicht die Residenzstädte der Fürsten, 
nicht die Zentren der politischen Gewalt sind,  sondern Zentren des 
Bürgertums, der Kaufleute, wie z. B. Straßburg, der bis jetzt allgemein 
anerkannte Ort des erstmaligen Erscheinens von Zeitungen. 
In Augsburg, dem Sitz des großen Handelshauses der Fugger, des 
Weltbankiers der damaligen Zeit, gab es im letzten Drittel des 16. 
Jahrhunderts einen geschäftsmäßig organisierten Nachrichtenvertrieb 
der Augsburger Bürger Jeremias Crasser und Jeremias Schäffle, die 
sich außerdem mit der Vervielfältigung von geschriebenen Zeitungen 
beschäftigten. Ein ähnliches Büro gründete in Frankreich 1631 der 
französische Arzt Theophraste Renaudot mit einer Lizenz der französi-
schen Regierung. Renaudot, dessen Ein Einrichtung sich "Bureau 
d'adresses et des recontres" nannte, benutzte die in  seinem  Besitz und 
seiner Kenntnis gelangenden Nachrichten, um selbst eine Zeitung er-
scheinen zu lassen. die "Gazette", die dann später den Namen "Gazette 
de France" erhielt. 
Hier ist der Charakter der bürgerlichen  Presse als Erwerbsunterneh-
men schon in ihren Anfängen ganz besonders deutlich zu erkennen. 
In ähnlicher Weise betätigten sich die Postmeister an den großen Ver-
kehrsstraßen in Deutschland als Nachrichtenvermittler, Nachrichten-
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sammler und, wenn es sich lohnte, auch als Zeitungsherausgeber. Das 
konnte ihnen niemand verwehren, denn die Postmeister der damaligen 
Zeit waren nicht Beamte, sondern selber Kaufleute, die den Postver-
kehr gepachtet hatten und ein Privileg für ihre Tätigkeit besaßen, das 
sie dann später auch auf ihre Zeitungen übertrugen. 
An allen diesen Beispielen aus der Geschichte zeigt sich einmal der 
enge Zusammenhang zwischen der Entstehung der Presse mit den 
Übergang zur höchsten Form der Warenproduktion, der kapitalisti-
schen Warenproduktion, zum anderen aber auch, dass die bürgerliche 
Presse schon in ihren Anfängen ihren Ausdruck als ein Produkt der 
höchsten Form der Warenproduktion in ihrem Charakter als Erwerbs-
unternehmen findet. 

2. Die Presse vor der bürgerliche Revolution und der außer-
ökonomische Zwang im Feudalismus 

Stalin bemerkt in seiner Arbeit über die Frage des außerökonomischen 
Zwanges im Feudalismus, dass dieser natürlich bei der Festigung der 
ökonomischen Macht der feudalen Grundherren eine Rolle gespielt 
habe, dass er jedoch nicht die Grundlage des Feudalismus gewesen sei, 
sondern das feudale Grundeigentum. 
Auch diese scheinbar sehr einfache und selbstverständliche Feststel-
lung Stalins hat ihre Bedeutung für die Erklärung eines wichtigen Phä-
nomens der Pressegeschichte, für die Tatsache nämlich, dass es den 
absolutistischen Machthabern trotzt aller Versuche, die sie unterneh-
men, nicht gelingt, die bürgerliche Institution Presse einfach zu liqui-
dieren. 
Die ersten Stadien der Presse-Entwicklung finden bekanntlich unter 
den Bedingungen des Absolutismus statt, der das letzte Stadium der 
feudalen Herrschaft darstellt. In dieser letzten Phase der Feudalherr-
schaft beginnt das Grundeigentum, das Stalin als die G r u n d l a g e  
des Feudalismus, also die stärkste Stütze der absolutistischen Herr-
schaft überhaupt, bezeichnet, zu zerfallen. Es wird von den sich im 
Schoße des Feudalismus entwickelnden Formen der kapitalistischen 
Produktionsweise auf die eine oder andere Art zersetzt oder eingeengt. 
Daher tritt im Absolutismus ganz allgemein die Rolle des außerökono-
mischen Zwanges immer mehr in der Vordergrund. Er muß einen Teil 
der Funktionen mitübernehmen, den vorher noch das feudale Grundei-
gentum für die Stützung der feudalen Herrschaft auszuüben imstande 
war. 
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Da die Presse sich gerade in diesem Stadium des Feudalismus zu ent-
wickeln beginnt, wo die Maßnahmen des außerökonomischen Zwanges 
eine besonders große Rolle spielen, ist es klar, dass die Presse sofort 
sehr heftig von diesen Maßnahmen betroffen wird. 
Bekanntlich gibt es in allen Ländern, in denen das Bürgertum als em-
porstrebende Klasse auftritt, zu jener Zeit sehr hartnäckige Bestrebun-
gen des Feudalismus, die Presse überhaupt zu unterdrücken. In England 
gelingt es z. B. unter dem absolutistischen Regime vor der bürgerlichen 
Revolution, jegliche Form der Presse zu unterdrücken. In anderen Län-
dern dagegen, wie in Frankreich oder teilweise auch in Deutschland, 
wechseln die Methoden der nackten brutalen Unterdrückung ab mit der 
Benutzung der Presse durch die absolutistischen Gewalten im Sinne 
der Festigung ihrer Machtpositionen. 
Allgemein dachten die absolutistischen Herrscherin dieser Benutzung 
der vorher von ihnen bekämpften Presse für ihre Zwecke, zur Festigung 
der absolutistischen Herrschaft ein ausgezeichnetes Mittel gefunden zu 
haben, um der schädlichen  Wirkung der Presse vorzubeugen. Hier 
ergab sich aber auch ein Widerspruch, es ging dem Absolutismus mit 
der Presse ähnlich wie mit allen Institutionen, die er benutzte, die aber 
nicht der Grundlage des Feudalismus entsprungen waren: die Benut-
zung dieser Institutionen durch den Absolutismus kehrte sich gegen ihn 
selber, und zwar je länger, um so stärker. Die Presse, ihrer Entstehung 
nach eine bürgerliche Institution, bildet, auch wenn sie von Absolutis-
mus im Sinne der Erhaltung seiner Herrschaft, im Sinne der "Produkti-
on absolutistischer Ideologie" eingesetzt wird, einen Fremdkörper, den 
die feudale Herrschaft nicht ohne Schaden für sich selbst verwenden 
kann. Denn durch die Verwendung der Presse als Mittel der Festigung 
und Erhaltung der absolutistischen Macht wird ja der Charakter der 
Presse als kapitalistisches Erwerbsunternehmen nicht aufgehoben. Ein 
solches kapitalistisches Erwerbsunternehmen sucht, wie alle kapitalis-
tischen Institutionen, die der Absolutismus für seine Zwecke auszunut-
zen sucht und zum Teil fördert, natürlich letzten Endes im Widerspruch 
zum Absolutismus. So kommt am Ende heraus, dass letztlich durch den 
Absolutismus die bürgerliche Institution Presse gestärkt wird und damit 
ein Teil der in Schoße des Feudalismus heranreifenden bürgerlichen  
Institutionen. Es ist also falsch, vor einer feudalen oder absolutisti-
schen Presse zu sprechen, die erst nach der  bürgerlichen Revolution 
zur bürgerlichen wird. Ihrem Wesen nach bleibt auch die von Absolu-
tismus benutzte oder selbst auf die Beine gestellte Presse eine bürgerli-
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che Institution. 
Man muß schließlich bedenken, dass es in der Zeit vor der bürgerlichen  
Revolution dem Absolutismus nicht in allen Ländern möglich war, 
durch die Methode der direkten Unterdrückung oder durch die Benut-
zung der Presse für seine Zwecke alle Regungen des Bürgertums auf 
publizistischem Gebiet zu unterdrücken. Es gab verschiedene Aus-
weichmöglichkeiten, wie z. B. die Literaturzeitschriften in Frankreich 
oder in Deutschland oder aber die moralischen Wochenschriften in 
Deutschland zu Anfang des 18. Jahrhunderts. 
Solche Erscheinungen halfen natürlich dem Bürgertum auf ihre Weise, 
das, wie Stalin sagt, "bekannte Gesetz der unbedingten Übereinstim-
mung der Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der Produktiv-
kräfte" gegen den Feudalismus auszunutzen und diese Produktionsver-
hältnisse in Übereinstimmung mit dem Charakter der Produktivkräfte 
zu bringen, die im Schoße des Feudalismus herangewachsen waren. 
Mit anderen Worten halfen diese Erscheinungen dem Bürgertum in 
jedem Lande, je nach dem Reifegrad der ökonomischen Voraussetzun-
gen, die Revolution vorzubereiten und durchzuführen. 

3. Die Unterordnung des Staatsapparates unter die Monopole 
und die Rolle der kapitalistischen Presse 

Im 8. Kapitel seiner Schrift, das die Überschrift "Andere Fragen" trägt, 
behandelt Stalin die Frage des Verwachsens der Monopole mit dem 
Staatsapparat. Er sagt dort: 
"Der Ausdruck 'Verwachsen' paßt nicht. Dieser Ausdruck konsta-
tiert oberflächlich und beschreibend die Annäherung der Monopo-
le und des Staates, deckt aber den ökonomischen Sinn dieser An-
näherung nicht auf. Die Sache ist die, dass im Prozeß dieser Annä-
herung kein bloßes Verwachsen vor sich geht, sonder die Unter-
ordnung des Staatsapparates unter die Monopole. Deshalb sollte 
man das Wort 'Verwachsen' streichen und durch die Worte 'Un-
terordnung des Staatsapparates unter die Monopole' ersetzen." 
Welche Rolle spielt nun bei diesem Prozeß der Unterordnung des 
Staatsapparates unter die Monopole die Presse? Zweifellos gehört sie 
zu den politischen Institutionen, deren sich das Monopolkapital be-
dient, um mit dem Staatsapparat nicht etwa zu verwachsen, sondern ihn 
sich unterzuordnen. Die Unterordnung selbst hat im Zeitalter des Impe-
rialismus zwei verschiedene Formen angenommen: erstens ist sie im 
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Rahmen der formalen Demokratie erfolgt, also unter Beibehaltung des 
Parlamentarismus, und zweitens fand sie unter Abschaffung der forma-
len Demokratie statt, nämlich durch die Einführung des Faschismus. 
Diese beiden Formen sind keineswegs einander so scharf entgegenge-
setzt, wie von der monopolkapitalistischen Propaganda meist behauptet 
wird. Es gibt fließende Übergänge, beispielsweise die Verfolgung und 
Verhaftung von Arbeiterabgeordneten, das Verbot der Arbeiterpresse 
und ähnliches in der formalen Demokratie, und wir sprechen mit Recht 
von einer Faschisierung der USA. Aber die Unterscheidung zwischen 
den beiden Formen ist doch gerade für die Behandlung unseres Themas 
nötig, weil die Rolle der Presse in ihnen nicht die gleiche ist. 
Eines der technischen Mittel, sich den Staatsapparat zu unterwerfen, 
besteht in den USA oder in England in der Ausschreibung von Wahlen, 
als deren Resultat Beauftragte des Monopolkapitals zu Funktionären 
des Staates gemacht werden. In diesen Wahlen spielt aber bekanntlich 
die Presse eine außerordentliche Rolle. Die monopolistische Presse 
vollbringt das ungeheure Betrugsmanöver, die Agenten des Monopol-
kapitals für den Wahlvorgang in angebliche Volksvertreter umzufäl-
schen. So lange das glückt, ist für das Monopolkapital die Beibehal-
tung der formalen Demokratie nützlich; erst wenn die Volksmassen auf 
den Betrug nicht mehr hereinfallen, sondern ihre eigenen Kräfte orga-
nisieren, wird der Übergang zum Faschismus für das Monopolkapital 
erforderlich. Dann erhält die monopolistische Presse die Aufgabe, die 
völlige Unterwerfung des Staatsapparates unter das Monopolkapital 
vor den Volksmassen zu rechtfertigen. Sowohl im Faschismus wie in 
der formalen Demokratie wird die monopolistische Presse dazu ge-
braucht, den imperialistischen Krieg vorzubereiten und den natürlichen 
Widerstand der Volksmassen gegen den Krieg zu überwinden. 
Betrachtet man so die Aufgaben, die der Presse von den Monopolkapi-
talisten zugewiesen werden, so ist es in der Tat unzureichend und sogar 
direkt falsch, von einer Annäherung der Monopole an den Staat und 
einem darauf folgenden Verwachsen der Monopole und des Staates zu 
sprechen. Die Presse ist vielmehr eine Waffe der imperialistischen 
Bourgeoisie, um sich die Volksmassen gefügig zu machen, so dass sie 
der Unterwerfung des Staates unter die Monopole keinen Widerstand 
entgegensetzen. 
Doch in welcher Beziehung stehen nun die Monopole zur Presse? An-
ders ausgedrückt: wie verschaffen sich die Monopole die Gewalt über 
das Instrument, das sie zur Unterwerfung des Staates benötigen? 
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Das geschieht auf mehrfache Weise. Es geschieht nämlich dadurch, 
dass erstens eine unmittelbar monopolistische Presse geschaffen wird, 
und dass zweitens die nichtmonopolistische Presse durch besondere 
Einrichtungen dem Monopolkapital unterworfen wird. Schließlich 
kommt drittens hinzu, dass das Monopolkapital, welches sich den Staat 
unterworfen hat, dann eben den Staatsapparat dazu benutzt, um der 
Presse seinen Willen aufzuzwingen. 
Monopolistische Presseunternehmen sind in den verschiedenen Län-
dern etwa gleichzeitig in den achtziger und neunziger Jahren des vori-
gen Jahrhunderts entstanden. Die berüchtigten großen Namen, die das 
Entstehen dieser Gebilde kennzeichnen, sind in den USA William 
Randolph Hearst, in England Lord Northcliffe, in Deutschland August 
Scherl, aber bald auch Ullstein und Mosse. Wenn man von Hearst ab-
sieht und statt dessen einen anderen amerikanischen Zeitungstrust 
wählt, dessen Name nicht ganz so bekannt ist, etwa Scripps-Howard, so 
ist diesen Trusts gemeinsam, dass sie als reine Presseunternehmen ent-
standen sind, und nicht etwa als die publizistischen Zweige andersarti-
ger Monopole. Hearst war durch Erbschaft Bergwerksunternehmer, 
begann schon mit vierzig Dollarmillionen in Bergwerkswerten, und ist 
also nicht als reiner Pressemann anzusehen. 
Die eigentlichen Pressetrusts, von denen hier zunächst die Rede ist, 
verwuchsen sehr schnell mit dem übrigen Monopolkapital. In diesem 
Fall ist es gestattet, von einem Verwachsen, statt von einem Unterwer-
fen zusprechen. Teilweise geschah dies dadurch, dass Unternehmen 
wie Scherl oder Ullstein Bankkapital in sich aufnahmen und teilweise 
dadurch, dass die Zeitungskönige ihre Profite in Industrieaktien anleg-
ten, so dass beispielsweise der Verleger der „New York Herald Tribu-
ne“, Ogden Reid, für viele Millionen Dollars Beteiligungen an Elektri-
zitätswerken oder auch an Monopolen der Nahrungsmittelindustrie be-
saß. Das ist ein echter Verschmelzungsprozeß, bei dem man nur im 
Einzelfall sagen kann, welcher Monopolist den anderen unterworfen 
hat, ob der Zeitungskönig den Nahrungsmittelkönig oder umgekehrt. 
Andere Pressetrusts entstanden von vornherein in Abhängigkeit von 
wichtigen sonstigen Monopolen. In der Pressegeschichte der Weimarer 
Republik sind hier zu nennen zunächst einmal der Pressetrust von 
Hugo Stinnes, der nur eine kleine Abteilung des gewaltigen Stinnes-
Imperiums war, und dann vor allem der Hugenberg-Trust, den Alfred 
Hugenberg im Auftrag der rheinisch-westfälischen Schwerindustrie 
aufbaute und erweiterte. Auch das ist eine internationale Erscheinung. 



178 
 

In den USA ist der Trust des Obersten McCormik in Chicago, dem die 
"Chicago-Tribune", die "New Yorker Daily News" und der "Times 
Herald" in Washington gehören, entstanden auf der Grundlage der In-
ternational Harvester Company, des größten Landmaschinentrusts der 
kapitalistischen Welt. In England ist der Trust des Lord Beaverbrook 
ein ähnliches Gebilde, denn Lord Beaverbrook ist ein kanadischer Rüs-
tungsindustrieller und Papierfabrikant. Hier sehen wir, wie das Mono-
polkapital sich die Presseinstrumente zur Unterwerfung des Staatsappa-
rates selbst geschaffen hat. 
Alle großen Pressetrusts haben sich keineswegs allein und nicht einmal 
hauptsächlich durch die Gründung eigener Organe aufgebaut, sondern 
sie haben frei konkurrierende Zeitungen erworben und ihren eigenen 
Unternehmen eingegliedert, so dass man in diesem Falle von einer kla-
ren Unterwerfung der Zeitungen unter die Monopole sprechen kann. 
Aber der Grad der Durchmonopolisierung der Presse ist in den einzel-
nen Ländern sehr verschieden. Am weitesten fortgeschritten ist in  die-
ser Beziehung England, wo die großen Pressetrusts das Feld ganz un-
mittelbar beherrschen, und zwar ihrerseits wieder in Abhängigkeit von 
oder in Verflechtung mit dem übrigen Monopolkapital. In den USA 
sind die auflagenmäßig größten Zeitungen insgesamt Monopolbesitz, 
aber es gibt doch noch eine nennenswerte nichtmonopolistische Presse. 
In Frankreich sind erst neuerdings trustartige Presseunternehmen ent-
standen, teilweise durch den Einfluß amerikanischen Kapitals, das die-
se für Frankreich verhältnismäßig neue Entwicklung eingeleitet hat. 
Bedeutet diese nun, dass die französische Presse überhaupt kein In-
strument des Monopolkapitals zur Unterwerfung des Staates darstellt, 
und dass man die amerikanische Presse nur teilweise als solches an-
sprechen könne? Keineswegs. Denn gleichgültig, wie die Besitzver-
hältnisse in der bürgerlichen Presse in diesen Ländern im einzelnen 
liegen, und wie weit die Vertrustung fortgeschritten ist oder nicht – die 
gesamte bürgerliche Presse wird durch Sondermonopole beherrscht, die 
dafür sorgen, dass all diese Zeitungen unter der Direktion des Mono-
polkapitals arbeiten. 
Man kann also sagen, dass sich das Monopolkapital in den wichtigsten 
Ländern seiner Herrschaft die Presse als Instrument entweder aneignet 
oder durch monopolistische Kontrollorgane unterworfen hat, und dass 
diese Presse nun ihrerseits wieder zur Unterwerfung und Beherrschung 
des Staatsapparates und zur Vorbereitung und Durchführung der impe-
rialistischen Kriegspolitik benutzt wird. 
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Der so unterworfene Staatsapparat wird nun seinerseits benutzt, um die 
Herrschaft über die Presse zu sichern und zu erweitern. In Frankreich 
ist die Nachfolgerin der Agentur „Havas“, die Agentur „France Pres-
se“, ein Defizitunternehmen, das beispielsweise 1949 bei anderthalb 
Milliarden Francs Ausgaben nur eine halbe Milliarde Einnahmen auf-
wies. Das Monopolkapital, das diese Nachrichtenagentur beherrscht, ist 
nun keineswegs bereit, das Defizit aus eigener Tasche zu decken, son-
dern bedient sich dazu des Staates, der aus Steuergeldern, also aus den 
Mitteln der Werktätigen, den Zuschuß von einer Milliarde Francs leis-
tete. Indem der Staat das Geld gab, verschaffte er sich aber auch einen 
wichtigen kontrollierenden Einfluß auf die gesamte Nachrichtenge-
bung. Das bedeutet, dass in Frankreich nicht eine monopolistische 
Sondergruppe, die sich zufällig mehr Einfluß auf die Nachrichtenagen-
tur verschafft hat, ihre Spezialpolitik in diesem wichtigen Zentralorgan 
treiben kann, sondern dass die Gesamtinteressen des Monopolkapitals 
durch die Transmission des unterworfenen Staatsapparates von der 
Nachrichtenagentur wahrgenommen werden müssen. 
Die Möglichkeiten, den Staatsapparat im Dienste des Monopolkapitals 
zur Beherrschung der Presse auszunützen, sind mannigfaltig, auch in 
der formalen Demokratie. In Amerika werden mißliebige Organe von 
der Postbeförderung ausgeschlossen, oder der Staatsapparat übt einen 
Druck aus, um den Vertrieb der Arbeiterpresse durch Kioske zu er-
schweren, und der Staat verfolgt alle durch die Post belieferten Abon-
nenten des „Daily Worker“. 
Über diese administrativen Maßnahmen hinaus erläßt der Staatsapparat 
schärfere Gesetze, die die Pressefreiheit für die Arbeiterpresse ein-
schränken oder praktisch aufheben, indem alles, was gegen die imperi-
alistische Kriegspolitik publiziert wird, zu Hochverrat erklärt wird. Wir 
sehen hier die gleitenden Übergänge zum Faschismus, wo die Presse 
sowohl in ökonomischer wie in politischer Beziehung völlig zentral 
verwaltet wird, zu dem einzigen Zweck, die Herrschaft des Monopol-
kapitals im faschistischen Staat zu sichern. 
Damit ist gezeigt, dass das Monopolkapital die Presse in seine Gewalt 
bringt und sie zu einem Instrument macht, mit dem der Staatsapparat 
tatsächlich unterworfen wird, so dass von einem Verwachsen der Mo-
nopole mit dem Staatsapparat keine Rede sein kann. Die Betrach-
tung(en) der Presse erhärtet also auf einem Spezialgebiet die vollstän-
dige Richtigkeit der Formulierung Stalins, und es ist gleichzeitig fest-
zustellen, dass die Untersuchung, wie die Unterwerfung des Staatsap-
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parats durch die Monopole auf dem Pressegebiet vor sich geht, ange-
regt durch die geniale Arbeit Stalins, zu sehr wichtigen Beobachtungen 
führt. 

4. Das Gesetz von der unbedingten Übereinstimmung der 
Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der Produk-
tivkräfte und die Rolle der Arbeiterpresse 

Wie Stalin nachweist, drängt das Gesetz von der unbedingten Überein-
stimmung der Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der Produk-
tivkräfte in den kapitalistischen Ländern seit langem zum Durchbruch. 
Diesem Durchbruch wird aber von seiten der überlebten gesellschaftli-
chen Kräfte stärkster Widerstand entgegengesetzt, so dass eine gesell-
schaftliche Kraft notwendig ist, die fähig ist, diesen Widerstand zu 
überwinden. Diese gesellschaftliche Kraft besteht im Bündnis der Ar-
beiterklasse mit der Bauernschaft. Da sie sich aber nicht auf neue, so-
zialistische Produktionsverhältnisse stützen kann, weil diese nicht 
schon im Schoße der kapitalistischen Ordnung heranwachsen können, 
ist es notwendig, diese neue gesellschaftliche Kraft politisch zu organi-
sieren und sie ideologisch mit der Waffe des Marxismus auszurüsten. 
Beides ist aber unmöglich ohne die Arbeiterpresse, denn die Presse ist 
nach einem Ausspruch Lenins „der Mittelpunkt und die Grundlage der 
politischen Organisation“. 
Verallgemeinert bedeutet dies, dass die Entstehung der Arbeiterpresse, 
die Entstehung einer der bürgerlichen Presse diametral entgegengesetz-
ten Presse, der Ausdruck für die Nichtübereinstimmung von Produkti-
onsverhältnissen und Produktivkräften im monopolistischen Kapitalis-
mus ist, und dass eine revolutionäre Kampfpresse von neuem Typus 
unbedingt notwendig wird, wenn das Gesetz der unbedingten Überein-
stimmung der Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der Produk-
tivkräfte mit Macht zum Durchbruch drängt. 
Man kann in der Auswertung dieser Bemerkungen sogar noch einen 
Schritt weitergehen. Stalin stell als eine Besonderheit der ökonomi-
schen Gesetze fest, dass „die Entdeckung und Anwendung eines neuen 
Gesetzes, das die Interessen der überlebten Kräfte der Gesellschaft be-
rührt, auf den stärksten Widerstand dieser Kräfte“ stößt. Diese Beson-
derheit der ökonomischen Gesetze kann man voll und ganz auf die Ent-
stehung und Entwicklung der revolutionären Arbeiterpresse unter den 
Bedingungen des Kapitalismus anwenden, denn auch hier haben wir es 
mit einem notwendigen, man kann wohl auch sagen gesetzmäßigen 
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Prozeß zu tun, der auf den stärksten Widerstand der kapitalistischen 
Kräfte stößt. 
Die reaktionäre Bourgeoisie versucht mit allen Mitteln, die Entstehung 
und das Erstarken der revolutionären Arbeiterpresse zu verhindern, 
durch direkte Verbote, Lizenzentzug, Verhaftung von Redakteuren, 
gerichtliche Prozesse wegen sogenannter Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit, durch Ausschluß von Postvertrieb und bürgerlichen Tele-
graphenagenturen, Verweigerung von Krediten, Verbot des Straßen-
verkaufs und viele andere Methoden. Und wenn Stalin in bezug auf die 
ökonomischen Gesetze schreibt, „es ist folglich eine Kraft, eine gesell-
schaftliche Kraft notwendig, diesen Widerstand zu überwinden“, dann 
kann man das für die Arbeiterpresse analog so formulieren, dass nur 
die starke organisierte Kraft der Arbeiterbewegung, unterstützt von der 
Bauernschaft, imstande ist, den Widerstand der Bourgeoisie gegen die 
Entstehung und Festigung der Arbeiterpresse zu überwinden. 
Wenden wir uns nun der Frage zu, wie die Arbeiterpresse dazu bei-
trägt, dem ökonomischen Gesetz von der unbedingten Übereinstim-
mung der Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der Produktiv-
kräfte zum Durchbruch zu verhelfen. Stalin bezeichnet das Bündnis der 
Arbeiterklasse mit der Bauernschaft als die entscheidende Vorausset-
zung dafür, „dass es der Sowjetmacht gelang, die alten Kräfte der 
Gesellschaft zu zerschlagen, und das ökonomische Gesetz von der 
unbedingten Übereinstimmung der Produktionsverhältnisse mit 
dem Charakter der Produktivkräfte bei uns völlig freien Lauf er-
hielt“. Die bolschewistische Presse trug wesentlich dazu bei, diese ge-
sellschaftliche Kraft zu formieren und ihr die geistigen Waffen zu lie-
fern. Gestützt auf die marxistische politische Ökonomie, nahm sie jede 
Erscheinungsform des Widerspruchs zwischen Produktivkräften und 
Produktionsverhältnissen – ob es sich um zyklische Krisen, um die 
Verschärfung der raffinierten Ausbeutung, um den Ruin der Bauern-
schaft oder um andere Erscheinungen handelte – zum Anlaß, um die 
überwältigende Mehrheit der Bevölkerung auf diesen Widerspruch 
hinzuweisen und zu zeigen, wie er überwunden werden kann. Sie schuf 
und festigte die Bolschewistische Partei als Führerin der mit der Bau-
ernschaft verbündeten Arbeiterklasse, sie festigte das Bündnis mit der 
Bauernschaft und mobilisierte diese zum gemeinsamen Kampf unter 
dem Banner der Bolschewiki. Sie war das wichtigste Instrument zur 
Anleitung der Volksmassen bei der Zerschlagung der politischen 
Macht der Bourgeoisie, bei der Vergesellschaftung der Produktionsmit-
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tel und damit bei der Vernichtung des Ausbeutungssystems. So half die 
bolschewistische Presse, die neuen ökonomischen Bedingungen zu 
schaffen, unter denen das Gesetz von der unbedingten Übereinstim-
mung der Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der Produktiv-
kräfte sich frei entfalten konnte. 
Damit ist aber nicht gesagt, dass die bolschewistische Presse diesem 
Gesetz fortan keine Aufmerksamkeit mehr zu schenken brauchte. Stalin 
betont ja gerade, dass man die volle Übereinstimmung der Produkti-
onsverhältnisse mit dem Charakter der Produktivkräfte im Sozialismus 
nicht im absoluten Sinne auffassen darf. „Man darf sie nicht so auf-
fassen, als gäbe es im Sozialismus überhaupt kein Zurückbleiben 
der Produktionsverhältnisse hinter dem Wachsen der Produktiv-
kräfte. Die Produktivkräfte sind die beweglichsten und revolutio-
närsten Kräfte der Produktion. Sie gehen unbestreitbar auch im 
Sozialismus den Produktionsverhältnissen voraus. Die Produkti-
onsverhältnisse verändern sich gemäß dem Charakter der Produk-
tivkräfte nur einige Zeit später“. 
Folglich mußte die bolschewistische Presse auch im Sozialismus auf-
merksam das Wachsen der Produktivkräfte verfolgen und auf die ent-
sprechende Weiterentwicklung der Produktionsverhältnisse achten. Um 
nur ein typisches Beispiel dafür zu nennen, sei hier auf die Hilfe der 
bolschewistischen Presse bei der Kollektivierung der Landwirtschaft 
hingewiesen. Sie wurde notwendig, als die vorherrschenden Formen 
der alten Produktionsverhältnisse in der Landwirtschaft das weitere 
Wachstum der landwirtschaftlichen Produktivkräfte zu behindern droh-
ten. Die Kommunistische Partei der Sowjetunion und die bolschewisti-
sche Presse signalisierten rechtzeitig die Gefahr und trafen alle Maß-
nahmen, um die Landwirtschaft zu sozialisieren. Das war einerseits ein 
Erziehungsprozeß der Kleineigentümer, ihre „Ummodelung“, wie es 
Lenin nannte, ihre Überzeugung von der Richtigkeit des neuen Weges. 
Es war zweitens die Brechung des Widerstands der Kulaken, die poli-
tisch bereits entmachtet waren. Das war drittens die Versorgung der 
Landwirtschaft mit Maschinen, Elektroenergie usw... So wurde dieser 
partielle Widerspruch zwischen Produktivkräften und Produktionsver-
hältnissen überwunden, ehe es zu einem Konflikt kam und ohne dass 
die Durchsetzung prinzipiell neuer Produktionsverhältnisse durch eine 
revolutionäre Umwälzung in den politischen Herrschaftsverhältnissen 
erzwungen werden muß. Das bestätigt wiederum die Worte Stalins, 
„dass es im Sozialismus nicht zu einem Konflikt zwischen den Pro-
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duktionsverhältnissen und Produktivkräften kommt, dass die Ge-
sellschaft die Möglichkeit hat, rechtzeitig die zurückbleibenden 
Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der Produktivkräfte 
in Übereinstimmung zu bringen“. 
Beim allmählichen Übergang zum Kommunismus spielt diese Frage 
auch eine große Rolle, vor allem, um das kollektivwirtschaftliche Ei-
gentum, das man nicht als Gemeingut des Volkes bezeichnen kann, auf 
das Niveau des Nationaleigentums zu heben. Wir werden also in Zu-
kunft verfolgen müssen, wie die sowjetische Presse hilft, rechtzeitig die 
zurückbleibenden Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der Pro-
duktivkräfte in Übereinstimmung zu bringen, und das unter Bedingun-
gen, wo es keine überlebten Klassen mehr gibt, wohl aber zurückblei-
bende träge Kräfte, die man überzeugen und überwinden muß. 
So gibt uns Stalins Arbeit nicht nur wertvolle Hinweise für die Beurtei-
lung und die Periodisierung der Geschichte der Arbeiterpresse, die wir 
noch weiter durchdenken müssen, sondern weist uns auch auf wichtige 
Prozesse in der Zukunft hin. 


